Stand: 06.08.2024

Gesetzentwurf
der Landesregierung

Landesjagdgesetz

A. Problem und Regelungsbedurfnis

Mit dem Landesjagdgesetz vom 9.7.2010 (GVBI. S. 149) hat Rheinland-Pfalz von der
im Zuge der Foderalismusreform im Jahr 2006 geschaffenen Abweichungskompetenz
fur den Bereich des Jagdwesens aus Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 GG Gebrauch
gemacht und eine eigenstandige und umfassende Kodifizierung des Jagdrechts, mit
Ausnahme der Jagdscheine, entwickelt.

Nach nunmehr elfjahriger Bestandskraft des Landesjagdgesetzes haben sich die
Regierungsparteien im Koalitionsvertrag zum Ziel gesetzt, die landesjagdrechtlichen
Vorschriften im Dialog mit den Verbdnden zu evaluieren und bedarfsgerecht
weiterzuentwickeln. Dies wurde unter anderem deshalb als erforderlich angesehen,
weil es aufgrund der Klimawandelfolgeschéden in den Waldern einer Anpassung des
Jagdmanagements bedarf. Dartber hinaus bestand auch vor dem Hintergrund, die
Walder und die Agrarlandschaft vor Wildschaden zu schiitzen, das Bedurfnis, die
Grundeigentimerinnen und Grundeigentimer in ihren Rechten zu starken. Aufgrund
der zunehmenden Wildschaden und der Komplexitat des Wildschadensverfahrens
wird zudem darauf abgezielt, die Wildschadensabwicklung zu vereinfachen. Zuletzt
wurden in den vergangenen Jahren Defizite im Verwaltungsvollzug aufgrund eines
Personalmangels bei den unteren Jagdbehérden festgestellt, weshalb die
Landesregierung mit der Jagdrechtsnovellierung auch die Sicherstellung einer
ordnungsgemafien Jagdverwaltung bezweckt.

In dem daraufhin durch das Ministerium fur Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilitat
eingeleiteten Evaluierungsverfahren hat sich bestétigt, dass aus den genannten
Grinden Anlass zur Novellierung der jagdrechtlichen Vorschriften besteht. Dartber
hinaus wurden Probleme und Konflikte bei der Einhaltung von jagdrechtlichen
Vorschriften seitens jagdausibungsberechtigter Personen, bei der Umsetzung eines
zeitgemal3en Jagdmanagements unter Bericksichtigung des Eigentumsschutzes, bei
der Populationsentwicklung bedrohter Wildarten und beim urbanen Wildmanagement
aufgezeigt. Uberdies wurden Regelungsdefizite identifiziert und bestimmte
Jagdmethoden tierschutzfachlich kritisch hinterfragt.

Dementsprechend wird ein Regelungsbedurfnis in den folgenden Bereichen gesehen:

e Wahrung des Jagdrechts als Eigentumsrecht und Starkung der
Grundeigentimerinnen und Grundeigenttimer,
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e Formulierung inhaltlicher Anforderungen an Jagd und Hege, einschlie3lich
Vorgaben fir eine gute jagdfachliche Praxis,

e Integration neuerer wildtier6kologischer Erkenntnisse sowie Anpassung der
Rechtsnormen im Sinne einer klimaresilienten Waldentwicklung,

e Starkung tierschutz- und naturschutzfachlicher Anforderungen,
e Sicherstellung einer zweckmafigen Jagdverwaltung,
¢ Vereinfachung des Wildschadensverfahrens.

Da ein Regelungsverzicht die Jagd als wirkungsvolles Instrument zur Vermeidung von
Wildschaden schwachen und die Akzeptanz der Jagd in der Gesellschaft gefahrden
wirde, wird eine umfassende Novelle des Landesjagdgesetzes als erforderlich
angesehen.

B. LOsung

Zur Lésung der im Evaluierungsverfahren aufgezeigten Probleme und Konflikte und
zur Anpassung der bestehenden gesetzlichen Regelungen in den genannten
Bereichen wird das Landesjagdgesetz neu erlassen. Damit macht das Land auch
weiterhin von seiner Abweichungskompetenz aus Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 i.V.m.
Art. 125b Abs. 1 GG Gebrauch und erlasst im Wege einer Vollregelung vom
Bundesjagdgesetz abweichende Vorschriften fir den Bereich des Jagdwesens.
Ausgenommen hiervon ist lediglich der abweichungsfeste Bereich des Rechts der
Jagdscheine sowie die bundesrechtlichen Regelungen Uber den Erwerb, den Besitz
und den Handel mit bestimmten Wildtieren.

Der Gesetzentwurf berticksichtigt die Bevolkerungs- und Altersentwicklung.

C. Alternativen

Keine

D. Kosten

Der vorliegende Gesetzentwurf tragt insgesamt zu einem Birokratieabbau bei. Der
behordliche Aufwand reduziert sich gegentber der aktuellen Jagdgesetzgebung. Aus
verwaltungsokonomischen Gesichtspunkten wird durch die Digitalisierung der
Jagdverwaltung mithilfe des Jagd- und Wildtierportals zudem die Effizienz des
behordlichen Handelns mittelfristig bis langfristig gesteigert. Aufgaben, die den unteren
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Jagdbehdrden bislang zugeordnet waren, wie beispielsweise die obligatorische
Befassung mit Abschussregelungen fur sdmtliche Jagdbezirke, wurden reduziert und
wegen kreisuibergreifender bzw. landesweiter Auswirkungen oder der erforderlichen
Fachkenntnisse teilweise der oberen Jagdbehérde zugeordnet. Bei der Zentralstelle
der Forstverwaltung, insbesondere in ihrer Eigenschaft als obere Jagdbehdrde, fuhrt
die Erweiterung des Aufgabenfelds zu einem personellen Mehrbedarf im dortigen
Geschaftsbereich. Fur die im Zustandigkeitsbereich des Ministeriums fir Klimaschutz,
Umwelt, Energie und Mobilitat Rheinland-Pfalz liegende Entwicklung des Jagd- und
Wildtierportals entstehen Investitionskosten. Ein Personalmehrbedarf wird seitens der
Landwirtschaftskammer aufgrund der ihr neu zugewiesenen Aufgaben begriindet.
Eine Einschéatzung Uber einen moglichen finanziellen oder personellen Mehrbedarf der
Naturschutzverwaltung  aufgrund  der  Neuregelung im  Bereich  der
naturschutzfachlichen Stellungnahme in Bezug auf Naturschutzgebiete kann aufgrund
der derzeit vorliegenden Datengrundlage nicht getroffen werden; im Hinblick auf den
nur geringen Anteil von Naturschutzgebieten an der Jagdflache des Landes wird
allerdings von diesbezuglich eher geringflugigen finanziellen Auswirkungen
ausgegangen.

Die Verbandsgemeinden werden im Bereich des Wildschadensverfahrens entlastet.
Dementsprechend fiihrt das Gesetz insgesamt zu einer Entlastung von Gemeinden
und Gemeindeverbadnden sowohl auf Ebene der Verbandsgemeinden als auch auf
Ebene der Landkreise in ihrer Funktion als untere Jagdbehdérden.

E. Zustandigkeit

Federfihrend ist das Ministerium fur Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilitat.
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz beschlossen:

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

81
Anwendungsbereich

Das Jagdwesen, ohne das Recht der Jagdscheine, bestimmt sich abweichend vom
Bundesjagdgesetz in der Fassung vom 29. September 1976 (BGBI. | S. 2849), zuletzt
geandert durch Artikel 291 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. 1S.1328), auf
der Grundlage des Artikels 72 Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 125 b Abs. 1 des
Grundgesetzes ausschliel3lich nach diesem Gesetz. Abweichend von Satz 1 bleiben
die aufgrund des 8§36 Abs.1 und 3 des Bundesjagdgesetzes erlassenen
Rechtsverordnungen und die hierzu ergangenen Straf- und Bul3geldbestimmungen in
ihrer jeweils geltenden Fassung anwendbar.

82
Gesetzeszweck

(1) Zweck dieses Gesetzes ist,

1. die heimischen Wildarten in ihrer Vielfalt als wesentlichen Bestandteil der
nattrlichen Biodiversitdt und des Naturhaushalts zu erhalten und in einem den
Erfordernissen der Landeskultur angepassten Verhaltnis zu entwickeln,

2. bedrohte Wildarten zu schitzen, ihren Bestand zu sichern und zu mehren,
3. die naturlichen Lebensgrundlagen des Wildes zu sichern und zu verbessern,

4. Beeintrachtigungen der ordnungsgemaliien land-, forst- und
fischereiwirtschaftlichen Nutzung durch Wildschaden zu vermeiden,

5. das Jagdwesen unter Berucksichtigung der berthrten offentlichen Belange,
hinsichtlich der Landeskultur, des Naturschutzes und des Tierschutzes
weiterzuentwickeln,

6. die Jagd als naturnahe, nachhaltige Nutzungsform des Grundeigentums und als
Kulturgut in Anpassung an die gesellschaftliche Wertekultur zu bewahren sowie

7. eine zweckmaRige Jagdverwaltung sicherzustellen.

(2) Abweichend von Absatz 1 Nummer 1 bis 3 gelten die dort genannten Ziele nicht fur
Okosystemfremde Wildarten gemafR 8§ 7 Absatz 1.
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§3
Begriffsbestimmungen

(1) Das Jagdrecht ist die ausschliel3liche Befugnis, auf einer Grundflache Wild zu
hegen, auf Wild die Jagd auszuiben und es sich anzueignen. Das Recht zur
Aneignung umfasst auch die ausschlief3liche Befugnis, sich krankes, verunfalltes oder
verendetes Wild, Abwurfstangen sowie Eier von Federwild anzueignen. Das Jagdrecht
steht der Eigentimerin oder dem Eigentiimer der Grundflache zu. Es ist untrennbar
mit dem Eigentum an der Grundflache verbunden und kann nicht als selbststandiges
dingliches Recht begriindet werden.

(2) Die Jagdausubung ist das Aufsuchen, Nachstellen, Erlegen und Fangen von Wild.
Sie darf nur in Jagdbezirken und nur von hierzu befugten nattrlichen Personen, die
einen auf ihren Namen lautenden gultigen Jagdschein besitzen, vollzogen werden.
Das Fangen, Markieren und Wiederfreilassen von Wild zu wissenschaftlichen
Zwecken st keine Jagdausibung, bedarf aber des Benehmens mit der
jagdaustbungsberechtigten Person.

(3) Mit dem Jagdrecht ist die Pflicht zur Hege verbunden. Hege ist die Summe aller
Malnahmen, die zur Erreichung der Ziele gemafld § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 sowie zur
Gesunderhaltung des Wildes beitragen und nicht der Jagdaustibung zuzuordnen sind.

(4) Jagdbezirke sind zusammenhéngende Grundflachen, deren Gr6le, Gestalt und
Beschaffenheit eine zweckmafige Wahrnehmung des Jagdrechts gewéhrleistet und
mit denen die aus diesem Gesetz erwachsenden Rechte und Pflichten gesamthaft
verbunden sind.

(5) Jagdausubungsberechtigte Personen sind die von den Eigentimerinnen und
Eigentimern der Eigenjagdbezirke oder den Jagdgenossenschaften gegeniber der
zustandigen Behorde fur den Jagdbezirk benannten Personen im Sinne des Absatz 2
Satz 2. Die jagdaustibungsberechtigten Personen tragen gegentber den zustandigen
Behorden Verantwortung fur den Vollzug der jagdrechtlichen Vorschriften im
Jagdbezirk.

(6) Wild ist die Bezeichnung fur die dem Jagdrecht unterliegenden Tiere, die
wildlebend und herrenlos sind. Haarwild ist die Bezeichnung fur die dem Jagdrecht
unterliegenden Saugetiere; die zum Haarwild zahlenden Huftiere werden als
Schalenwild bezeichnet. Federwild ist die Bezeichnung fur die dem Jagdrecht
unterliegenden Vogel.

(7) Das Jagdjahr umfasst den Zeitraum zwischen dem 1. April eines Kalenderjahres
und dem 31. Marz des darauffolgenden Kalenderjahres.
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(8) Gemeinschaftsjagd ist die Bezeichnung fur eine Jagd, an der mehr als drei
Personen als Jagdausibende teilnehmen. Bewegungsjagd ist die Bezeichnung fur
eine Gemeinschaftsjagd, bei der das Wild in Bewegung gebracht wird, um es in das
Schussfeld der Jagdaustibenden zu bringen.

(9) Wildschaden im Sinne des Gesetzes bezeichnet die durch Wild verursachte
Beschadigung von Grundflachen und Bodenerzeugnissen. UbermaRiger Wildschaden
liegt vor, wenn das Schadensausmal3, welches durch an die landeskulturellen
Verhaltnisse angepasste Wildbestande im Allgemeinen zu erwarten ist, tberschritten
wird, insbesondere, wenn nach fachbehdrdlicher Stellungnahme einer der in 8 5 Abs.
1 Nr. 2 bis 5 genannten Belange durch Wild gefahrdet ist. Jagdschaden bezeichnet
Beschadigungen nach Satz 1, die im Zusammenhang mit der Jagdausibung
verursacht werden.

(10) Sonderkultur ist die Bezeichnung fiir Weinberge, Garten, Obstgarten,
Baumschulen, Alleen, einzelnstehende Baume und Freilandpflanzungen von Garten-
oder hochwertigen Handelsgewachsen sowie Forstkulturen seltener oder bislang nicht
im Jagdbezirk vorkommender Baumarten. Sofern fir den Jagdbezirk nichts anderes
vereinbart worden ist, gilt eine Baumart als selten, wenn sie weniger als zwei Prozent
der Waldflache des Jagdbezirks einnimmt.

(11) Der Fangschuss ist die Bezeichnung fur die Schussabgabe auf krankes, verletztes
oder gefangenes Wild, um es aus Grinden des Tierschutzes, insbesondere zur
Vermeidung von Schmerzen, Leiden oder Stress, schnellst mdglich zu erlegen.

§4
Wahrnehmung des Jagdrechts

(1) Das Jagdrecht darf nur in Jagdbezirken wahrgenommen werden.

(2) Die Grundeigentumerin oder der Grundeigentimer nimmt das Jagdrecht als
Mitglied in der Jagdgenossenschaft oder als Eigentimerin oder Eigentimer eines
Eigenjagdbezirks wahr.

(3) Jagdgenossenschaften sowie Eigentimerinnen und Eigentimer von
Eigenjagdbezirken nehmen das Jagdrecht durch jagdausiibungsberechtigte Personen
wahr. In Eigenjagdbezirken kénnen Eigentimerinnen und Eigentimer auch selbst
jagdaustbungsberechtigte Personen sein.

(4) Fur jeden Jagdbezirk ist der zustdndigen Behtérde mindestens eine
jagdausubungsberechtigte Person zu benennen. Im Fall der Verpachtung kdnnen
ausschlie8lich die Pachtenden als jagdausibungsberechtigte Personen benannt
werden. Wird der zustdndigen Behtorde entgegen Satz 1 keine
jagdausiibungsberechtigte Person benannt, kann sie diejenigen Mal3hahmen, die zur
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Wahrnehmung der mit dem Jagdbezirk verbundenen Pflichten erforderlich sind, auf
Kosten der Eigentimerin oder des Eigentimers des Eigenjagdbezirks oder der
Jagdgenossenschaft veranlassen.

(5) Die zustandige Behorde kann aus wichtigen Grinden, insbesondere

1. fir die Dauer eines Uber die Nichtigkeit des Jagdpachtvertrags (8 16 Abs. 10)
anhangigen Verfahrens,

2. bei langerer Erkrankung der jagdausiibungsberechtigten Person oder
3. im Falle eines Verbots der Jagdausibung gemaf § 52,

die zur ordnungsgemalen Wahrnehmung des Jagdrechts erforderlichen Mal3hahmen
auf Kosten der jagdausibungsberechtigten Person treffen.

(6) Die Eigentumerinnen und Eigentumer von Eigenjagdbezirken sowie die
Jagdgenossenschaften unterstitzen die jagdaustibungsberechtigten Personen bei der
Wahrnehmung ihrer Pflichten aus Jagdausibung und Hege.

§5
Anforderungen an die Jagdausibung und Hege

(1) Die Jagd ist so auszuuben, dass

1. der Tierschutz in allen Bereichen der Jagdausibung beachtet wird,
insbesondere, dass ohne verniunftigen Grund dem Wild keine Schmerzen,
Leiden oder Schaden zugeflgt werden,

2. die Wildarten in ihren Populationen mit artgerechten Alters- und
Sozialstrukturen aus gesunden Individuen in einem angepassten Verhéltnis zu
ihren gegebenen Lebensgrundlagen erhalten und entwickelt werden,

3. die Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktionen des Waldes in ihrer Vielfalt und auf
den Jagdbezirk bezogenen Auspragung durch Wildeinwirkung nicht
beeintrachtigt und tbermafige Wildschaden vermieden werden,

4. eine dem Klimawandel angepasste Waldentwicklung durch artenreiche
Verjungung standortgerechter Baumarten im  Wesentlichen ohne
SchutzmalZnahmen ermdglicht wird,

5. die Leistungen der Landwirtschaft nicht beeintrachtigt und Ubermalige
Wildschaden vermieden werden,
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6. die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege gewahrt werden
sowie

7. der Einschleppung und Ausbreitung von Tierseuchen entgegengewirkt wird.

(2) Die Hege ist so auszulben, dass sie den wissenschaftlichen Erkenntnissen der
Wildtierbiologie entspricht, die Tragfahigkeit des Lebensraums nicht tbernutzt wird,
die Ziele des Naturschutzes und der Landeskultur gewahrt bleiben und Wildschaden
vermieden werden. Die Hege umfasst insbesondere

1. die Sicherung und Verbesserung der naturlichen Lebensgrundlagen des Wildes
durch Mal3nahmen, die dessen artgerechten Bedurfnissen und, soweit es sich
um bedrohte Wildarten handelt, deren Populationsstarkung dienen,

2. die Versorgung bzw. Entnahme kranken, verletzten oder sichtlich schwer
leidenden Wildes sowie

3. die fur eine verantwortungsvolle Jagdausibung erforderliche gezielte und
fortlaufende Beobachtung, Beschreibung und Bewertung des Zustands der im
Jagdbezirk vorkommenden Wildarten.

(3) Bei Jagdausibung und Hege sind die Grundsatze der guten jagdfachlichen Praxis
zu beachten. Diese setzen die Einhaltung der rechtlichen Vorgaben ebenso voraus,
wie die Berucksichtigung der allgemein anerkannten ungeschriebenen Regeln der
Jagdethik und der Weidgerechtigkeit, welche insbesondere darauf abzielen,

1. dem Wild unnotiges Leid, insbesondere nicht unmittelbar tédliche Verletzungen
zu ersparen,

2. angeschossenes, schwer krankes oder auf andere Weise schwer verletztes
Wild unverztglich fachgerecht nachzusuchen und solches Wild unabhéngig von
der Jagdzeit zu erlegen sowie

3. die Jagd nachhaltig, stérungsarm und unter grol3tmdglicher Schonung der
naturlichen Lebensgrundlagen auszuiben.

Die Sorge fur die Einhaltung der Grundsatze guter jagdfachlicher Praxis obliegt neben
den zustandigen offentlichen Stellen den jagdaustbungsberechtigten Personen. Die
jagdausiibungsberechtigten Personen haben insbesondere sicherzustellen, dass die
Durchfuhrung unaufschiebbarer MalRnahmen des Tierschutzes und der
Tiergesundheit insbesondere hinsichtlich kranken, verletzten und verendeten Wildes
jederzeit gewéhrleistet ist.
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86
Wildarten

Dem Jagdrecht unterliegen die folgenden Tierarten:

1. Haarwild

a) Schalenwild: Rotwild (Cervus elaphus L.), Damwild (Dama dama L.),
Sikawild (Cervus nippon Temminck), Muffelwild (Ovis ammon musimon
PALLAS), Rehwild (Capreolus capreolus L.), Chinesischer Muntjak
(Muntiacus reevesi), Schwarzwild (Sus scrofa L.),

b) sonstiges Haarwild: Feldhase (Lepus europaeus PALLAS), Wildkaninchen
(Oryctolagus cuniculus L.), Wildkatze (Felis silvestris SCHREBER), Luchs
(Lynx lynx L.), Fuchs (Vulpes vulpes L.), Steinmarder (Martes foina
ERXLEBEN), Baummarder (Martes martes L.), Hermelin (Mustela erminea
L.), lltis (Mustela putorius L.), Dachs (Meles meles L.), Waschbér (Procyon
lotor), Marderhund (Nyctereutes procyonoides), Mink (Neovison vison),
Bisam (Ondatra zibethicus), Nutria (Myocastor coypus),

2. Federwild: Wachtel (Coturnix coturnix L.), Rebhuhn (Perdix perdix L.), Fasan
(Phasianus colchicus L.), Ringeltaube (Columba palumbus), Tirkentaube
(Streptopelia decaoctoa), Hockerschwan (Cygnus olor GMEL), Graugans
(Anser anser), Kanadagans (Branta canadensis), Nilgans (Alopochen
aegyptiaca), Stockente (Anas platyrhynchus), Schwarzkopfruderente (Oxyura
jamaicensis), Waldschnepfe (Scolopax rusticola L.), Blasshuhn (Fulica atra L.),
Rabenkrahe (Corvus corone), Elster (Pica pica).

§7
Okosystemfremde Wildarten

(1) Als oOkosystemfremde Wildarten gelten Sikawild (Cervus nippon Temminck),
Chinesischer Muntjak (Muntiacus reevesi), Waschbar (Procyon lotor), Marderhund
(Nyctereutes procyonoides), Mink (Neovison vison), Bisam (Ondatra zibethicus),
Nutria (Myocastor coypus), Kanadagans (Branta canadensis), Nilgans (Alopochen
aegyptiacus) und Schwarzkopfruderente (Oxyura jamaicensis).

(2) Die in Absatz 1 gelisteten Arten durfen nicht gehegt werden. Entsprechend finden
8 3 Abs. 3 Satz 1 sowie die daraus erwachsenden Anforderungen nach 8§ 5 Absatz 1
Nummer 2 und Absatz 2 fir diese Arten keine Anwendung.

(3) Der jagdausubungsberechtigten Person ist mit deren Zustimmung die
Durchfuhrung von Management- oder BeseitigungsmalRnahmen, die nach 8§ 40e
Absatz 2 Halbsatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes festgelegt worden sind, von der
zustandigen Behdrde ganz oder teilweise zu Ubertragen oder die Mitwirkung an der
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Durchfuhrung der MalRnahmen aufzuerlegen, soweit die Durchfihrung der
Maflnahmen im Rahmen der Jagdaustbung mit zulassigen jagdlichen Methoden und
Mitteln  mdoglich, zumutbar und wirksam ist. Im Ubrigen st die
jagdausiubungsberechtigte Person nicht zur Durchfiihrung von
Managementmal3nahmen nach § 40e des Bundesnaturschutzgesetzes verpflichtet.
Die Satze 1 und 2 gelten entsprechend fur MalRBnahmen nach Artikel 17 der
Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Européaischen Parlaments und des Rates vom 22.
Oktober 2014 uber die Pravention und das Management der Einbringung und
Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten (ABI. L 317 vom 4.11.2014, S. 35) fur die
in 8 40e Absatz 2 Halbsatz 1 genannten Arten. Soweit die Durchfiihrung von
MalRnahmen nach Satz 1 nicht von der jagdausiubungsberechtigten Person
Ubernommen wird, oder soweit diese die ihr Ubertragenen MalRnahmen oder die
Mitwirkung daran nicht ordnungsgemalf ausfihrt, trifft die zustandige Behdrde nach
Anhdrung der jagdausiibungsberechtigten Person die notwendigen Anordnungen; sie
kann insbesondere die Durchfihrung der MaBhahmen tGbernehmen oder eine dritte
Person mit deren Durchfihrung beauftragen. MalRnahmen unter Einsatz jagdlicher
Mittel haben im Einvernehmen mit der jagdaustbungsberechtigten Person zu erfolgen;
ihr Jagdrecht bleibt unberthrt.

§8
Ablieferungs- und Anzeigepflicht

(1) Wer den Besitz oder den Gewahrsam an Wild, Eiern von Federwild oder
Abwurfstangen erlangt, ohne aneignungsberechtigt zu sein, ist verpflichtet, dieses bei
der jagdaustibungsberechtigten Person oder der nachsten Polizei- oder
Forstdienststelle unverziglich abzugeben, soweit besondere Umstande nicht
entgegenstehen.

(2) Wer krankes oder verletztes Wild in der Natur wahrnimmt oder als Fuhrerin oder
Fuhrer eines Fahrzeugs Wild angefahren oder Uberfahren hat, ist verpflichtet, dies der
jagdaustbungsberechtigten Person, der nachsten Polizei- oder Forstdienststelle, einer
Wildtierauffangstation oder einer Tierarztpraxis unverziglich anzuzeigen. Den durch
die benachrichtigten Stellen erteilten fachgerechten Instruktionen zum Umgang mit
dem Wild ist im zumutbaren Umfang Folge zu leisten. 8 31 Abs. 1 bleibt unberthrt. Mit
Zustimmung der Betroffenen teilt die zustandige Behdrde den nach Satz 1 genannten
Stellen die fur den jeweiligen Jagdbezirk benannten jagdausubungsberechtigten
Personen gemal 8 3 Abs. 5 mit.
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Teil 2
Jagdbezirke, Jagdgenossenschaften und Bewirtschaftungsgemeinschaften fur
das Rotwild

§9
Gestaltung der Jagdbezirke

(1) Jagdbezirke konnen von der zustandigen Behérde durch Abtrennung,
Angliederung oder Austausch von Grundflachen abgerundet werden, wenn dies aus
Erfordernissen der Jagdaustibung und Hege im Sinne der Vorschriften des 8 5 Absatz
1 und 2 notwendig ist.

(2) Naturliche und kunstliche Wasserlaufe, Wege, Triften und Eisenbahnkdrper sowie
ahnliche Grundflachen bilden, wenn sie nach Umfang und Gestalt fur sich allein eine
ordnungsmafige Jagdausiubung nicht gestatten, keinen Jagdbezirk fir sich,
unterbrechen nicht den Zusammenhang eines Jagdbezirks und stellen auch den
Zusammenhang zur Bildung eines Jagdbezirks zwischen getrennt liegenden
Grundflachen nicht her. Derartige Grundflachen sind benachbarten Jagdbezirken auch
dann anzugliedern, wenn sie die GroR3e eines selbststandigen Jagdbezirks aufweisen.
Fur sie ist ein anteiliger Jagdpachtzins zu zahlen, es sei denn, eine Jagdaustbung auf
diesen Grundflachen ist unmdglich oder wesentlich erschwert.

(3) Wird bei der Abrundung von Jagdbezirken das Gebiet eines Landkreises oder einer
kreisfreien Stadt Uberschritten, so ist hierfir das Einvernehmen mit der fir den
betroffenen angrenzenden Gebietsteil zustéandigen unteren Jagdbehdrde herzustellen.

(4) Wird eine Grundflache von der zustandigen Behdrde einem Eigenjagdbezirk
angegliedert, so hat die Eigentiimerin oder der Eigentimer dieser Grundflache gegen
die Eigentiimerin oder den Eigentiumer des Eigenjagdbezirks Anspruch auf Zahlung
eines angemessenen Jagdpachtzinses. Anstelle der Eigentimerin oder des
Eigentiimers tritt die Niel3braucherin oder der Nie3braucher, wenn ihr oder ihm die
Nutzung des gesamten Eigenjagdbezirks zusteht. Einigen sich die Beteiligten Gber die
Hohe des angemessenen Jagdpachtzinses nicht, so wird er von der zustandigen
Behorde auf Antrag festgesetzt.

(5) Ein Jagdbezirk, dessen Gesamtflache nach der Abrundung weniger als 80 v. H.
seiner gesetzlich oder behdrdlich zugelassenen Mindestgrof3e betragt, verliert seine
Selbststandigkeit; seine Grundflachen sind benachbarten Jagdbezirken anzugliedern.

§ 10
Eigenjagdbezirke

(1) Zusammenhangende  Grundflachen mit einer land-, forst- oder
fischereiwirtschaftlich nutzbaren Flache von mindestens 75 Hektar, die im Eigentum
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ein und derselben Person oder Personengemeinschaft stehen, bilden einen
Eigenjagdbezirk; die Landesgrenze unterbricht nicht deren Zusammenhang.

(2) Die zustandige Behorde kann vollstandig eingefriedete Grundflachen sowie an der
Bundesgrenze liegende zusammenhangende Grundflachen mit einer land-, forst- oder
fischereiwirtschaftlich nutzbaren Flache von weniger als 75 Hektar zu
Eigenjagdbezirken erklaren; sie kann hierbei bestimmen, dass das Jagdrecht in diesen
Bezirken nur unter Beschrankungen wahrgenommen werden darf.

(3) Soll ein Eigenjagdbezirk gemeinsam mit mindestens einem weiteren Jagdbezirk
Gegenstand desselben Jagdpachtvertrags sein, so hat zuvor die Eigentimerin oder
der Eigentumer oder die Niel3braucherin oder der Niel3braucher dieses
Eigenjagdbezirks durch schriftliche Erklarung gegentber der zustidndigen Behorde
widerruflich auf die Selbststandigkeit ihres Eigenjagdbezirks zu verzichten; der
Widerruf dieser Erklarung lasst den laufenden Jagdpachtvertrag unberihrt. Jede
Verpachterin und jeder Verpachter hat alle Rechte und Pflichten eines Mitglieds einer
Jagdgenossenschaft.

§11
Gemeinschaftliche Jagdbezirke

(1) Alle zu einer Gemeinde oder einer abgesonderten Gemarkung, aber nicht zu einem
Eigenjagdbezirk gehodrenden Grundflachen bilden einen gemeinschaftlichen
Jagdbezirk, wenn sie im Zusammenhang mindestens 250 Hektar umfassen. Bei der
Berechnung der Mindestgro3e sind befriedete Bezirke mitzuzahlen. Die zustandige
Behorde kann ein Unterschreiten der Mindestgréf3e nach Satz 1 um bis zu 100 Hektar
zulassen, sofern die durch 8 5 Abs. 1 und 2 geschutzten Belange nicht entgegenstehen
und die jagdlich nutzbare land-, forst- oder fischereiwirtschaftlich genutzte Grundflache
mindestens 75 Hektar umfasst.

(2) Die zustandige Behorde kann auf Antrag

1. zusammenhangende Grundflachen, die zu verschiedenen Gemeinden
gehoren, im Ubrigen aber den Anforderungen des Absatzes 1 geniigen, zu
einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk zusammenlegen sowie

2. die Bildung neuer gemeinschaftlicher Jagdbezirke durch Teilung mindestens
eines bestehenden gemeinschaftlichen Jagdbezirks zulassen, sofern

a) dies wegen der Gestaltung des Gelandes zweckmalig ist,
b) eine Teilung in reine Wald- und Feldjagden ausgeschlossen wird und

c) nach der Teilung jeder Teil fir sich die Anforderung nach Absatz 1 erfullt.
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8§ 9 Abs. 3 gilt entsprechend.

8§12
Befriedete Bezirke, Ruhen der Jagd

(1) Auf Grundflachen, die zu keinem Jagdbezirk gehdren, und in befriedeten Bezirken
ruht die Jagd.

(2) Befriedete Bezirke sind

1.

Gebaude, die dem Aufenthalt von Menschen dienen, und Gebaude, die mit
solchen Geb&uden raumlich zusammenhangen,

. Hofrdume und Hausgarten, die unmittelbar an eine Behausung anstof3en und

durch eine Umfriedung oder sonst erkennbar abgegrenzt sind,
Friedhtfe und Bestattungswalder,
Tiergehege mit Ausnahme von Gehegen gemal Absatz 3 Satz 1 Nr. 5,

Grundflachen, auf denen ein dauerndes gesetzliches Betretungsverbot besteht,
sowie

Grundflachen in einem Radius von 250 Meter um Querungshilfen fir Wild,
gemessen von der Mitte der Querungshilfe.

Zoos fallen nicht unter die Bestimmungen dieses Gesetzes.

(3) Ganz oder teilweise befriedet werden kdnnen

1.

offentliche Grundflachen sowie der Energieerzeugung dienende Flachen,
soweit sie durch Einzaunung oder auf andere Weise der Zugénglichkeit des
Wildes dauerhaft entzogen sind,

Grundflachen im Gebiet eines Bebauungsplanes oder innerhalb der im
Zusammenhang bebauten Ortsteile,

Sport- und Golfplatze,
offentliche Parks und Griinflachen,
Jagdgehege sowie

kinstliche Fischteiche einschlie3lich der darin gelegenen Inseln und sonstige
kunstliche Anlagen zur Fischzucht.

Die Entscheidung trifft die zustandige Behdrde; § 9 Abs. 3 gilt entsprechend.
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(4) Die zustandige Behdrde kann auf Antrag genehmigen, dass Eigentiimerinnen und
Eigentimer sowie Nutzungsberechtigte von befriedeten Bezirken oder durch sie
beauftragte Dritte im bestimmten Umfang Wild bei Vorliegen der erforderlichen
Fachkenntnis fangen oder tierschutzgerecht téten darfen. Téten darf ein Tier nur, wer
im Besitz eines auf seinen Namen gultigen Jagdscheins ist oder Uber eine beruflich
erworbene Fachkenntnis zum tierschutzgerechten Toéten von Tieren verflgt. Die
sachlichen Verbote gemanR § 25 sind zu beachten. Der Gebrauch von Schusswaffen
darf von der zustandigen Behorde nur genehmigt werden, soweit dadurch eine Stérung
der offentlichen Sicherheit oder Ordnung, insbesondere eine Geféhrdung von
Menschen nicht zu befiirchten ist; 8 32 Abs. 6 bleibt unberthrt.

(5) Die zustandige Behorde kann eine beschrankte Jagdausibung auf den befriedeten
Grundflachen anordnen, soweit dies zur Vermeidung tUbermafiger Wildschaden, der
Gefahr von Tierseuchen, aus Griinden des Naturschutzes, der Landschaftspflege oder
des Tierschutzes, der Seuchenhygiene, der Gewahrleistung der Sicherheit des
Verkehrs auf 6ffentlichen Verkehrswegen oder der Abwendung sonstiger Gefahren fur
die 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist. Widerspruch und Klage gegen
die Anordnung haben keine aufschiebende Wirkung. Kommt die Eigentimerin oder
der Eigentimer des befriedeten Bezirks der Anordnung nicht nach, kann die
zustandige Behorde fir deren oder dessen Rechnung die Jagd ausiben lassen. Das
Recht zur Aneignung von Wild steht in den Fallen nach Satz 1 und 3 der
jagdaustbungsberechtigten Person des Jagdbezirks oder der beauftragten Jagerin
oder dem beauftragten Jager zu.

(6) Gemeinden und Stadte kénnen in befriedeten Bezirken qualifizierte urbane
Wildberaterinnen und Wildberater fir das Management von Wildarten einsetzen. Der
Einsatz der urbanen Wildberaterin oder des urbanen Wildberaters ist der zustandigen
Behorde anzuzeigen.

§13
Befriedung von Grundflachen aus ethischen Griinden

(1) Grundflachen, die zu einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehdren und im
Eigentum einer natirlichen Person stehen, sind auf Antrag der Eigentimerin oder des
Eigentimers zu befriedeten Bezirken zu erklaren, wenn die Eigentiimerin oder der
Eigentimer glaubhaft macht, dass sie oder er die Jagdausilbung aus ethischen
Grunden ablehnt. Die Befriedung ist zu versagen, soweit Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass ein Ruhen der Jagd auf der vom Antrag umfassten Flache, bezogen
auf den gesamten jeweiligen Jagdbezirk, die Belange

1. der Erhaltung eines artenreichen, gesunden Wildbestands sowie der
Pflege und Sicherung seiner Lebensgrundlagen,
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2. des Schutzes der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft vor ibermafigen

Wildschaden,

3. des Naturschutzes und der Landschaftspflege

4. des Schutzes vor Tierseuchen oder

5. der Abwendung sonstiger Gefahren fir die 6ffentliche Sicherheit oder
Ordnung

gefahrdet. Ethische Grinde nach Satz 1 liegen insbesondere nicht vor, wenn die
Antragstellerin oder der Antragsteller

1. selbst die Jagd ausubt oder die Ausiibung der Jagd durch Dritte auf
einem ihr oder ihm gehérenden Grundstiick duldet oder

2. zum Zeitpunkt der behdordlichen Entscheidung einen Jagdschein gelost
oder beantragt hat.

Der Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der zustandigen Behorde zu stellen.
Der Entscheidung Uber den Antrag hat neben der Anhérung der Antragstellerin oder
des Antragstellers eine Anhérung der Jagdgenossenschaft, der Jagdpéachterin oder
des Jagdpachters, angrenzender Grundeigentiimerinnen oder Grundeigentiimer, des
Kreisjagdbeirats sowie der Trager 6ffentlicher Belange vorauszugehen.

(2) Die Befriedung soll mit Wirkung zum Ende des Jagdpachtvertrags erfolgen. Sofern
dies der Antragstellerin oder dem Antragsteller unter Abwéagung mit den
schutzwirdigen Belangen der Jagdgenossenschaft nicht zuzumuten ist, kann die
Behorde einen friheren Zeitpunkt, der jedoch nicht vor Ende des Jagdjahres liegt,
bestimmen; in diesem Fall kann die Jagdgenossenschaft von der Eigentiimerin oder
dem Eigentimer der Grundflache den Ersatz des Schadens verlangen, der ihr durch
die vorzeitige Befriedung entsteht.

(3) Die Befriedung kann raumlich auf einen Teil der Antragsflache sowie zeitlich
beschrankt werden, soweit dies zur Wahrung der Belange nach Absatz 1 Satz 2
erforderlich ist.

(4) Die Befriedung erlischt vorbehaltlich der Satze 2 und 3 drei Monate nach Ubergang
des Eigentums an der befriedeten Grundflache auf eine dritte Person. Stellt die dritte
Person wahrend des Laufs der Frist nach Satz 1 einen Antrag auf erneute Befriedung,
so erlischt die bestehende Befriedung mit dem Wirksamwerden der behdrdlichen
Entscheidung Uber den Antrag. Verzichtet die dritte Person vor Ablauf der Frist nach
Satz 1 auf einen Antrag auf erneute Befriedung, so erlischt die bestehende Befriedung
mit dem Zugang der Verzichtserklarung bei der zustdndigen Behorde. Die
Grundeigentimerin oder der Grundeigentimer hat den Eigentumswechsel der
zustandigen Behorde anzuzeigen. Die Befriedung ist zu widerrufen, wenn
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1. die Grundeigentimerin oder der Grundeigentimer schriftlich gegentber
der zustandigen Behorde den Verzicht auf die Befriedung erklart oder

2. die Grundeigentimerin oder der Grundeigentumer die Jagd ausubt,
einen Jagdschein |6st oder die Ausiibung der Jagd durch Dritte auf einem
ihr oder ihm gehérenden Grundstiick duldet.

Die Befriedung ist in der Regel zu widerrufen, wenn Tatsachen bekannt werden, die
den Anspruch auf Erklarung zum befriedeten Bezirk entfallen lassen. Die Befriedung
ist unter Vorbehalt des Widerrufs zu stellen fur den Fall, dass ein oder mehrere weitere
begrindete Antrage auf Befriedung in demselben Jagdbezirk gestellt werden und nicht
allen Antrdgen insgesamt ohne Gefahrdung der Belange nach Absatz 1 Satz 2
stattgegeben werden kann. Im Ubrigen gelten die verwaltungsverfahrensrechtlichen
Vorschriften Gber Riicknahme und Widerruf von Verwaltungsakten.

(5) Wildschaden an Grundstticken, die zum gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehdren,
hat die Grundeigentimerin oder der Grundeigentimer der befriedeten Grundflache
nach dem Verhéltnis des Flachenanteils ihrer oder seiner Grundflache an der
Gesamtflache des gemeinschaftlichen Jagdbezirks anteilig zu ersetzen. Dies gilt nicht,
sofern das schadigende Wild auf der befriedeten Grundflache nicht vorkommt oder der
Schaden auch ohne die Befriedung der Grundflache eingetreten wére.

(6) Die Abséatze 1 bis 5 sind auf Grundflachen, die einem Eigenjagdbezirk auf Grund
behdrdlicher Entscheidung angegliedert sind, entsprechend anzuwenden.

8§14
Jagdgenossenschaften

(1) Die Eigentumerinnen und Eigentimer der Grundflachen, die zu einem
gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehtren, bilden eine Jagdgenossenschatft.
Eigentimerinnen und Eigentimer von Grundflachen, auf denen die Jagd ruht, gehoren
der Jagdgenossenschatft nicht an.

(2) Die Jagdgenossenschaft ist eine Korperschaft des offentlichen Rechts. Sie
untersteht der Staatsaufsicht. Aufsichtsbehoérde ist die zustéandige Behorde; ist die
Jagdgenossenschaft fur in verschiedenen Landkreisen oder kreisfreien Stadten
gelegene Grundflachen gebildet, so bestimmt die obere Jagdbehdrde die zustandige
Aufsichtsbehorde. Die Bestimmungen der Gemeindeordnung Uber die Staatsaufsicht
gelten sinngemal3. Die Jagdgenossenschaft hat sich eine Satzung zu geben. Die
Satzung und ihre Anderung bediirfen der Genehmigung der Aufsichtsbehorde, es sei
denn, die Satzung entspricht einer von der obersten Jagdbehotrde erlassenen
Mustersatzung; in diesem Fall ist sie der Aufsichtsbehdrde anzuzeigen. Beschliel3t die
Jagdgenossenschaft nicht innerhalb eines Jahres nach Erlass der Mustersatzung eine
Satzung, so erlasst die Aufsichtsbehoérde die Satzung und verdoffentlicht sie auf Kosten
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der Jagdgenossenschaft in den Bekanntmachungsorganen der unmittelbar
betroffenen Gemeinden.

(3) Die Jagdgenossenschaft wird durch den Jagdvorstand gerichtlich und
aul3ergerichtlich vertreten. Der Jagdvorstand ist von der Jagdgenossenschaft zu
wahlen. Im Falle, dass kein Jagdvorstand gewahlt ist, werden dessen Geschafte von
der Bulrgermeisterin oder dem Burgermeister, in Ortsgemeinden von der
Ortsbirgermeisterin oder dem Ortsbirgermeister wahrgenommen
(Ubergangsvorstand). Der Ubergangsvorstand hat unverziiglich eine Versammiung
der Mitglieder der Jagdgenossenschaft einzuberufen, ihr eine Satzung zur
Beschlussfassung vorzulegen und dafiir Sorge zu tragen, dass ein Jagdvorstand
gewahlt wird. Kommt die nach Satz 3 zustdndige Stelle binnen einer von der
zustandigen Behorde festgesetzten Frist der Verpflichtung nach Satz 4 nicht nach, so
fuhrt die zustandige Behdrde die Malinahmen durch; bei kreisfreien Stadten tritt an die
Stelle der unteren Jagdbehodrde die obere Jagdbehdrde. Gehéren zu einem
gemeinschaftlichen Jagdbezirk Grundflachen verschiedener Gemeinden oder
abgesonderter Gemarkungen, wird die nach Satz 3 die Geschéafte des Jagdvorstands
wahrnehmende Stelle von der gemeinsam zustandigen Jagdbehoérde bestimmit.

(4) Beschlusse der Jagdgenossenschaft bedirfen sowohl der Mehrheit der
anwesenden und vertretenen Mitglieder der Jagdgenossenschaft als auch der
Mehrheit des Flacheninhalts der bei der Beschlussfassung vertretenen Grundflachen.

(5) Sind die Grundflachen mehrerer Eigentimerinnen und Eigentimer einem
Eigenjagdbezirk angegliedert, so bilden diese Personen unabhangig von der
kommunalen Zugehorigkeit der betroffenen Grundflachen zur Wahrnehmung ihrer
nach der Angliederung bestehenden Rechte gema 8 9 Abs. 4 eine
Jagdgenossenschaft (Angliederungsgenossenschatft). Die Absatze 1 bis 4 und 6 bis 8
gelten fur Angliederungsgenossenschaften sinngemal.

(6) Umlageforderungen der Jagdgenossenschaft werden nach den Bestimmungen des
Landesverwaltungsvollstreckungsgesetzes vollstreckt.

(7) Die Jagdgenossenschaft kann die Verwaltung ihrer Angelegenheiten mit
Ausnahme des Erlasses oder der Anderung der Satzung aufgrund eines Beschlusses
der Versammlung ihrer Mitglieder durch schriftliche Vereinbarung ganz oder teilweise
auf die Gemeinde, in der die Jagdgenossenschaft ihren Sitz hat, Gbertragen. Wird der
Gemeinde auch die Befugnis zur vertraglichen Regelung der Jagdpacht oder zur
Verwendung des Reinertrags Ubertragen, so entscheidet sie hieriiber im Einzelfall im
Einvernehmen mit dem Jagdvorstand; wird ein Einvernehmen nicht erzielt, so gilt die
Ubertragung als nicht erfolgt.

(8) Die Jagdgenossenschaft beschliel3t Gber die Verwendung des Reinertrags, dabei
kann sie in angemessener Hohe Ruckstellungen fir die Finanzierung von ihr nach
diesem Gesetz zugewiesenen Aufgaben vornehmen. Beschliel3t die
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Jagdgenossenschaft, den Reinertrag nach Abzug der Rickstellungen nicht an ihre
Mitglieder nach dem Verhaltnis des Flacheninhalts ihrer beteiligten Grundflachen zu
verteilen, so kann jedes Mitglied der Jagdgenossenschaft, das dem Beschluss nicht
zugestimmt hat, die Auszahlung seines Anteils verlangen. Der Anspruch erlischt, wenn
er nicht binnen eines Monats nach der Bekanntmachung der Beschlussfassung
schriftlich oder mundlich zu Protokoll des Jagdvorstands geltend gemacht wird.

§15
Schwerpunktgebiete des Rotwildvorkommens und Bewirtschaftungsgemeinschaften
fur das Rotwild

(1) In den Schwerpunktgebieten des Rotwildvorkommens bilden die
jagdaustbungsberechtigten Personen flr mehrere zusammenhéangende Jagdbezirke
Bewirtschaftungsgemeinschaften als Korperschaften des offentlichen Rechts.

(2) Die Bewirtschaftungsgemeinschaften regeln die jagdbezirkstbergreifende
Bejagung und Hege des Rotwildes nach einheitlichen Grundsatzen mit dem
vorrangigen Ziel, ibermé&Rige Wildschaden zu vermeiden.

(3) Die Jagdgenossenschaften und die Eigentimerinnen und Eigentimer von
Eigenjagdbezirken der nach Absatz 1 betroffenen Jagdbezirke wirken in allen die
Wildbewirtschaftung betreffenden Fragen an der Erfillung der Aufgaben der
Bewirtschaftungsgemeinschaften mit. In ihrer Funktion nach Satz 1 kénnen sie sich
durch waldbesitzende Jagdgenossinnen oder Jagdgenossen, die
Forstbetriebsgemeinschaft oder die zustandige Forstrevierleitung vertreten lassen.

(4) Die Bewirtschaftungsgemeinschaft untersteht der Staatsaufsicht. Aufsichtsbehérde
ist die obere Jagdbehorde. Die Bestimmungen der Gemeindeordnung uber die
Staatsaufsicht gelten sinngemal. Die Bewirtschaftungsgemeinschaft hat sich eine
Satzung zu geben. Die Satzung und ihre Anderung bediirfen der Genehmigung der
Aufsichtsbehdrde, es sei denn, die Satzung entspricht einer von der obersten
Jagdbehorde erlassenen Mustersatzung; in diesem Fall ist sie der Aufsichtsbehorde
anzuzeigen. Beschlie3t die Bewirtschaftungsgemeinschaft nicht innerhalb eines
Jahres nach Erlass der Mustersatzung eine Satzung, so erlasst die Aufsichtsbehérde
die Satzung und verdoffentlicht sie auf Kosten der Bewirtschaftungsgemeinschatft in den
Bekanntmachungsorganen der unmittelbar betroffenen Gemeinden.

(5) Die Schwerpunktgebiete des Rotwildvorkommens und die
Bewirtschaftungsgemeinschaften werden durch die Aufsichtsbehdrde abgegrenzt.
Diese kann die AufRengrenzen von Amts wegen uberprifen und anpassen.
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Teil 3
Beteiligung Dritter an der Jagd

§16
Jagdpacht

(1) Der Jagdpachtvertrag ist schriftlich abzuschlie3en und der zustandigen Behorde
anzuzeigen.

(2) Pachten darf nur, wer einen auf seinen Namen lautenden in Deutschland gultigen
Jahresjagdschein besitzt und einen solchen schon vor Abschluss des Pachtvertrags
wahrend dreier Jagdjahre besessen hat. In begrindeten Einzelfallen kann die
zustandige Behorde Ausnahmen zulassen.

(3) Die Jagdgenossenschaft kann die Verpachtung auf den Kreis ihrer Mitglieder
beschranken.

(4) Die Jagdverpachtung fur einen Teil eines Jagdbezirks ist nur zulassig, wenn sowohl
der verpachtete als auch der verbleibende Teil des Jagdbezirks die jeweilige
gesetzliche MindestgréfRe haben. § 11 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(5) Die Pachtdauer betragt mindestens 5 Jahre. Satz 1 findet keine Anwendung auf
die Verlangerung eines laufenden Jagdpachtvertrags. Beginn und Ende der Pachtzeit
sollen mit Beginn und Ende eines Jagdjahres zusammenfallen.

(6) Im Jagdpachtvertrag sollen Regelungen tber den Ersatz von Wildschaden, auch
fur nicht geschitzte oder nicht hinreichend wirksam geschitzte Sonderkulturen
getroffen werden.

(7) Die Vertragsparteien sollen sich bei Abschluss des Pachtvertrags uber
Malnahmen zur Bewirtschaftung der im Jagdbezirk vorkommenden Schalenwildarten
verstandigen. Ist eine Jagdgenossenschaft Verpéachterin, setzt sie sich hierbei fur die
Vermeidung ubermafiger Wildschéden ein; die Vereinbarung nach Satz 1 soll daher
auch Regelungen zur Unterstitzung der Abschusserfullung von Schalenwild bei
ubermafigem Wildschaden durch aktive Jagdbeteiligung befahigter Jagdgenossinnen
und Jagdgenossen umfassen; im Bedarfsfall kann auch eine Unterstitzung durch
Dritte vereinbart werden.

(8) Wird ein Eigenjagdbezirk ganz oder teilweise verauf3ert, so finden die Vorschriften
der 88 566 bis 567b des Burgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. Das
Gleiche gilt im Fall der Zwangsversteigerung nach den Vorschriften der 8§ 57 bis 57b
des Gesetzes Uber die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung; das
Kindigungsrecht der Ersteherin oder des Erstehers ist jedoch ausgeschlossen, wenn
nur ein Teil des Eigenjagdbezirks versteigert ist und dieser Teil nicht allein schon die
Erfordernisse eines Eigenjagdbezirks erfillt.
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(9) Wird eine zu einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehdrige Grundflache
verauflert, so hat dies auf den Jagdpachtvertrag keinen Einfluss; die Erwerberin oder
der Erwerber wird vom Zeitpunkt des Erwerbs an auch dann fur die Dauer des
Jagdpachtvertrags Mitglied der Jagdgenossenschaft, wenn die veraul3erte
Grundflache an sich mit anderen Grundflachen der Erwerberin oder des Erwerbers
zusammen einen Eigenjagdbezirk bilden konnte. Liegen die Voraussetzungen des
Satz 1 Halbsatz 2 vor und betragt die Dauer des Pachtvertrags gerechnet vom
Zeitpunkt des Erwerbs der Grundflache noch mehr als zehn Jahre, so kann die
Eigentimerin oder der Eigentimer nach Ablauf von zehn Jahren die Herauslésung
aus dem gemeinschaftlichen Jagdbezirk jeweils zum Ende des Jagdjahres einfordern.
Die Satze 1 und 2 gelten entsprechend fur den Fall der Zwangsversteigerung einer
Grundflache.

(10) Ein Jagdpachtvertrag, der bei seinem Abschluss den Vorschriften dieses
Gesetzes nicht entspricht, ist nichtig.

8§17
Erldschen des Jagdpachtvertrags und aul3erordentliche Kindigung

(1) Der Jagdpachtvertrag erlischt, wenn der P&chterin oder dem Pachter der
Jagdschein unanfechtbar entzogen worden ist. Er erlischt auch dann, wenn die
Gultigkeitsdauer des Jagdscheins abgelaufen ist und entweder die zustandige
Behorde die Erteilung eines neuen Jagdscheins unanfechtbar abgelehnt hat oder die
Pachterin oder der Pachter die Voraussetzungen fir die Erteilung eines neuen
Jagdscheins nicht fristgemalR® erfullt. Die Pachterin oder der Pachter hat der
Verpachterin oder dem Verpachter den aus der Beendigung des Jagdpachtvertrags
entstehenden Schaden zu ersetzen, wenn sie oder ihn ein Verschulden trifft.

(2) Der Jagdpachtvertrag erlischt beim Tod der Pachterin oder des Pachters zum Ende
des laufenden Jagdjahres, sofern die Erbinnen und Erben mit der Verpachterin oder
dem Verpachter keine anderslautende Vereinbarung treffen. Die Erbinnen und Erben
haben der Verpachterin oder dem Verpachter innerhalb von acht Wochen nach dem
Tod der Pachterin oder des Pachters mindestens eine Person zu benennen, die
jagdpachtfahig ist und als jagdausibungsberechtigte Person das Jagdrecht bis zum
Erlédschen des Jagdpachtvertrags wahrnimmt; § 18 Abs. 1 und 2 findet Anwendung.

(3) Ist ein Jagdpachtvertrag mit mehreren Pachtenden geschlossen, so bleibt er, wenn
er im Verhaltnis zu einer dieser Personen gekindigt wird oder erlischt, mit den tbrigen
bestehen; dies gilt nicht, wenn der Jagdpachtvertrag infolge des Ausscheidens einer
Pachterin oder eines Pachters den Vorschriften des 8§ 18 Abs. 3 nicht mehr entspricht
und dieser Mangel bis zum Beginn des nachsten Jagdjahres nicht behoben wird. Ist
im Falle des Satzes 1 einer verbleibenden Vertragspartei das Fortbestehen des
Jagdpachtvertrags nicht zuzumuten, so kann sie den Jagdpachtvertrag mit sofortiger
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Wirkung kindigen; die Kundigung muss unverziglich nach Erlangung der Kenntnis
von dem Kindigungsgrund erfolgen.

(4) Jede Vertragspartei kann den Jagdpachtvertrag aus wichtigem Grund
aulRerordentlich fristlos kindigen. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn dem
Kindigenden unter Berucksichtigung aller Umstdnde des Einzelfalls, insbesondere
eines Verschuldens der Vertragsparteien, und unter Abwégung der beiderseitigen
Interessen die Fortsetzung des Jagdpachtverhaltnisses bis zum Ablauf der
Kindigungsfrist oder bis zur sonstigen Beendigung des Jagdpachtverhaltnisses nicht
zugemutet werden kann. § 314 Absatz 2 bis 4 des Burgerlichen Gesetzbuchs gelten
entsprechend.

(5) Wichtige Grinde im Sinne von Absatz 4 seitens der Verpachtenden liegen
insbesondere vor, wenn Abschussvereinbarungen wiederholt nicht eingehalten
worden sind, der Pachterin oder dem Pachter erhebliche Vertragsverletzungen zu Last
gelegt werden kdénnen oder wenn sie oder er behdrdlichen Anordnungen wiederholt
nicht nachgekommen ist. Wichtige Griinde im Sinne von Absatz 4 seitens der
Pachtenden liegen insbesondere vor, soweit sich nach Abschluss des
Jagdpachtvertrags Eigenschaften des Jagdbezirks &andern, die wesentlich die
Jagdnutzung einschranken. Dies gilt insbesondere fir den Fall, dass mehr als ein
Viertel der zuvor bejagbaren Flachen befriedet wurde. Kein wichtiger Grund im Sinne
von Absatz 4 ist der Ausbruch einer Tierseuche oder die Zunahme von der
Energieerzeugung dienender Flachen, es sei denn, der Umfang der befriedeten Flache
Uberschreitet dadurch die Grenze nach Satz 3.

§18
Hochstzahl der jagdaustibungsberechtigten Personen und Begrenzung der
Jagdpacht

(1) In einen Jagdbezirk bis zu 250 Hektar durfen nicht mehr als drei Personen als
jagdausubungsberechtigte Personen benannt werden. In gré3eren Jagdbezirken darf
fur je weitere angefangene 100 Hektar eine weitere Person als
jagdaustbungsberechtigte Person benannt werden.

(2) Im Falle des 8§ 16 Abs. 4 gilt der gesamte Jagdbezirk als ein Jagdbezirk im Sinne
des Absatzes 1.

(3) Die Gesamtflache, die eine Person pachtet, darf nicht mehr als 1.000 Hektar auf
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland umfassen. Wer in einem oder in
mehreren Eigenjagdbezirken mit einer Gesamtflache von mehr als 1.000 Hektar als
jagdausubungsberechtigte Person benannt ist, darf nur zupachten, wenn im gleichen
Umfang Jagdbezirksflichen an andere Personen verpachtet werden; bei einer
Gesamtflache von weniger als 1.000 Hektar darf die jagdaustibungsberechtigte
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Person nur bis zu einer Gesamtflache von hochstens 1.000 Hektar zupachten. Ist ein
Jagdpachtvertrag mit mehreren Pachtenden geschlossen, so gelten die Satze 1 und 2
mit der MalRgabe, dass auf die Gesamtflache nur die Flachen angerechnet werden,
die anteilig auf die jeweiligen Pachtenden entfallen. Befriedete Bezirke bleiben bei der
Ermittlung der Flachenobergrenzen nach den Satzen 1 bis 3 unbertcksichtigt.

§19
Duldungspflichten im Rahmen der Jagdpacht

Die Eigentimerinnen und Eigentiimer oder die Nutzungsberechtigten land-, forst- und
fischereiwirtschaftlich genutzter Grundflachen haben die Errichtung jagdlicher
Infrastruktureinrichtungen sowie Hegemal3nahmen seitens der
jagdausubungsberechtigten Person auf ihren Grundflachen zu dulden, soweit ihnen
dies zumutbar ist und sie eine angemessene Entschadigung erhalten.

§ 20
Beteiligung an der Jagdausiibung

(1) Die jagdausubungsberechtigten Personen konnen Dritte an der Jagdaustbung
beteiligen. Daruber hinaus konnen sie angestellten Berufsjagerinnen und
Berufsjagern, Forstbediensteten sowie gepriften Jagdaufseherinnen und
Jagdaufsehern Pflichten und Aufgaben nach diesem Gesetz Ubertragen; ihre
Gesamtverantwortung nach 8 3 Abs. 5 Satz 2 bleibt unberiihrt. Wird das Jagdrecht
nicht durch Verpachtung wahrgenommen, kann sich die Jagdgenossenschaft oder die
Eigentiimerin oder der Eigentimer des Eigenjagdbezirks die Rechte nach den Satzen
1 und 2 vorbehalten. Berechtigungen zur Beteiligung an der Jagdaustbung dtrfen nur
in dem Umfang erteilt werden, dass die Anforderungen des 8 5 Abs. 1 noch erfullt
werden konnen.

(2) Wer in einem Jagdbezirk die Jagd ohne Begleitung der jagdausibungsberechtigten
Person ausubt, hat geeignete Dokumente zum Nachweis seiner Befugnis fur den Fall
ortlicher Kontrollen durch die zustandigen Polizei- und Ordnungsbehdérden mit sich zu
fuhren.  Grundsatzlich geeignet nach Satz 1 ist eine von den
jagdausiibungsberechtigten Personen ausgestellte schriftiche Jagderlaubnis
(Jagderlaubnisschein). Dem Jagderlaubnisschein gleichgestellt sind in nicht
verpachteten Jagdbezirken auch andere von der Jagdgenossenschaft oder der
Eigentimerin oder dem Eigentimer des Eigenjagdbezirks ausgestellte Dokumente,
aus denen die Befugnis nach Satz 1 abzuleiten ist.

(3) Berechtigungen zur Beteiligung an der Jagdausibung kénnen jederzeit widerrufen
werden; betrifft der Widerruf eine Vereinbarung gemal 8 16 Abs. 7 Satz 2, ist hierfur
die Zustimmung der Jagdgenossenschaft erforderlich.
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Teil 4
Spezielle Bestimmungen zur Wahrnehmung des Jagdrechts, értliche und
sachliche Verbote

§21
Abschussregelung

(1) Soweit durch dieses Gesetz nichts anderes bestimmt ist, kann Wild nach Mal3gabe
der Anforderungen des 8 5 Abs. 1 innerhalb der fir die betreffenden Wildarten
festgesetzten Jagdzeiten bejagt werden.

(2) Die Erlegung von Rehwild, von Dam- und Muffelwild in ihren Duldungsgebieten
sowie von Rotwild auRerhalb der Schwerpunktgebiete nach § 15 erfolgt im Falle der
Jagdpacht auf der Grundlage von jahrlichen Abschussvereinbarungen zwischen den
Vertragsparteien, in allen anderen Fallen auf der Grundlage einer von der
jagdausubungsberechtigten Person erstellten Abschusszielsetzung. Im Fall des 8§ 14
Abs. 5 ist die Abschusszielsetzung im Benehmen mit der
Angliederungsgenossenschaft zu erstellen. Die Abschussvereinbarungen und
Abschusszielsetzungen sollen auch Regelungen tber den Abschuss von Schwarzwild
enthalten.

(3) Die Erlegung von Rotwild in Jagdbezirken, die einer Bewirtschaftungsgemeinschaft
angehoren, erfolgt auf Grundlage des von jeder Bewirtschaftungsgemeinschaft nach
Anzahl, Geschlecht und Altersklassen in der Regel fir drei Jahre aufgestellten
Gesamtabschussplans. Dieser kann grundsatzlich von allen Jagdbezirken
ausgeschopft werden; ausgenommen sind Hirsche der Klasse | und I, deren Abschuss
im Rahmen des Gesamtabschussplans in Form von Teilabschussplanen auf die
Jagdbezirke aufgeteilt wird. Die Teilabschusspléne sollen zudem auch Angaben zu
den in den Jagdbezirken angestrebten Abschissen der Kélber und des adulten
weiblichen Wildes enthalten; Satz 2 Halbsatz 1 bleibt unberthrt. Fir den
Teilabschussplan ist das Einvernehmen mit der Jagdgenossenschaft oder der
Eigentiimerin oder dem Eigentiimer des Eigenjagdbezirks herzustellen.

(4) Der oberen Jagdbehorde sind die Gesamtabschussplane und Teilabschussplane
nach Absatz 3 seitens der Bewirtschaftungsgemeinschaften anzuzeigen. Sie hat diese
zu beanstanden, wenn sie die Vorgaben dieses Gesetzes missachten, insbesondere,
wenn zu besorgen ist, dass die in 8 5 Abs. 1 normierten Anforderungen nicht erfullt
werden konnen. Soweit die Beanstandung nicht binnen einer von der oberen
Jagdbehdrde festzusetzenden Frist behoben wird, setzt sie einen Abschussplan von
Amts wegen fest.
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(5) AuBerhalb von Duldungsgebieten nach § 26 Abs. 1 ist alles Dam- und Muffelwild
zu erlegen; gleiches gilt fur Rotwild in Sonderkulturen. Die Vorschriften des § 23
bleiben unberihrt.

(6) Ist der glunstige Erhaltungszustand einer Wildart, fur die eine Jagdzeit festgelegt
ist, nicht gegeben, setzt die zustandige Behorde fur diese Wildart einen hdchstens zu
erfullenden Abschussplan von Amts wegen fest (HOchstabschussplan). Die
Feststellung Gber den Erhaltungszustand nach Satz 1 trifft die obere Jagdbehorde. Sie
kann zum Schutz seltener oder in ihrem Bestand bedrohter Wildarten den Abschuss
dieser Wildarten in bestimmten Gebieten oder in einzelnen Jagdbezirken dauernd oder
zeitweise ganzlich verbieten.

(7) Wird durch eine fachbehoérdliche Stellungnahme nach § 22 Abs. 1 oder 3 die
Gefahrdung eines nach 8 5 Abs. 1 Nr. 3, 4, 5 oder 6 geschitzten Belangs durch Rot-,
Dam-, Muffel- oder Rehwild festgestellt, erstellen die jagdausiibungsberechtigten
Personen fir den Jagdbezirk eine Jagdkonzeption, die darauf abzustellen ist, dass die
Erflllung des vorgegebenen Abschusssolls in der regularen Jagdzeit gelingt und
ubermallige Wildschaden kinftig vermieden werden. Im Fall der Jagdpacht ist die
Jagdkonzeption mit der Jagdgenossenschaft oder der Eigentimerin oder dem
Eigentimer des Eigenjagdbezirks abzustimmen; sie wird zum Bestandteil der
Abschussvereinbarung, der Abschusszielsetzung oder des Teilabschussplans. Die
Hohe des geforderten Abschusses der verursachenden Wildarten soll mindestens
beibehalten werden; dies gilt nicht, wenn die vorherige Stellungnahme eine hdhere
Gefahrdung der geschitzten Belange nachgewiesen hat. Im Falle einer durch
fachbehordliche Stellungnahme festgestellten erheblichen Gefahrdung der Belange
nach Satz 1

1. setzt die zustandige Behdrde einen mindestens zu erfullenden Abschussplan
fur Reh-, Dam- oder Muffelwild und die obere Jagdbehérde einen
entsprechenden Abschussplan fur Rotwild von Amts wegen fest, der geeignet
ist, eine deutliche Reduktion des Wildbestands zu bewirken
(Mindestabschussplan) und

2. erstellen die jagdaustbungsberechtigten Personen fir den Jagdbezirk eine
Jagdkonzeption nach Satz 1; Satz 2 Halbsatz 1 gilt entsprechend. Die
Jagdkonzeption ist der zustandigen Behorde, bei Rotwild der oberen
Jagdbehorde, innerhalb einer von dieser vorgegebenen Frist vorzulegen.

Der Mindestabschussplan ist mit der Verpflichtung zum korperlichen Nachweis der
erlegten Sticke verbunden.

(8) Die jagdausubungsberechtigten Personen haben der zustandigen Behérde
bezuglich ihrer Jagdbezirke den Abschuss und den Fang von Wild sowie verendetes
Wild zu melden. Die Meldung nach Satz 1 fir Rotwild ist an die obere Jagdbehérde zu
richten.

28/122



(9) Die zustandige Behorde, bei Rotwild die obere Jagdbehdrde, hat die zur Erfullung
des Mindestabschussplans sowie die zur Einhaltung des HoOchstabschussplans
erforderlichen MalRnahmen zu treffen, wenn zu besorgen ist, dass die
jagdausitbungsberechtigte Person ihrer Verpflichtung nicht nachkommt.

§22
Fachbehordliche Stellungnahmen zum Einfluss des Schalenwildes auf die Vegetation

(1) Zur Feststellung der Beeintrachtigung der nach 8 5 Abs. 1 Nr. 3 und 4 geschutzten
forstlichen Belange werden in den Jagdbezirken regelmafig Erhebungen hinsichtlich
des Schalenwildeinflusses auf die Waldentwicklung durchgefiihrt und von der unteren
Forstbehdrde gutachtlich bewertet (forstbehordliche Stellungnahme). Die Feststellung
erfolgt in den Stufen ,keine Gefahrdung®, ,Gefahrdung“ und ,erhebliche Gefahrdung®.
Die forstbehérdliche Stellungnahme ist der zustandigen Behorde vorzulegen; im Falle
einer Gefahrdung oder erheblichen Gefahrdung durch Rotwild ist sie zuséatzlich der
oberen Jagdbehdrde vorzulegen.

(2) Bei Feststellung einer erheblichen Gefahrdung in der forstbehérdlichen
Stellungnahme sind an durch die untere Forstbehorde in Abstimmung mit den
sonstigen Beteiligten festzulegenden Stellen in der Waldflache des Jagdbezirks
Weiserflachen im notwendigen und fiur die Grundeigentimerin oder den
Grundeigentimer zumutbaren Umfang anzulegen und zu unterhalten. In nicht
verpachteten Jagdbezirken sind die Weiserflaichen auf Kosten der
Jagdgenossenschaft oder der Eigentiimerin oder des Eigentimers des betroffenen
Jagdbezirks anzulegen und zu unterhalten; bei Verpachtung tragen die
Vertragsparteien die Kosten je zur Halfte. Die Begutachtung der Weiserflachen ist
Bestandteil kiinftiger forstbehordlicher Stellungnahmen.

(3) Zur Feststellung der Beeintrachtigung der nach 8 5 Abs. 1 Nr. 5 und 6 geschutzten
Belange konnen die jeweils zustandigen Fachbehdrden der zustandigen Behorde, eine
Stellungnahme vorlegen, Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 2 gilt entsprechend. Zur
Feststellung der Beeintrachtigung gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend.

(4) Soweit fur nach 8 23 des Bundesnaturschutzgesetzes ausgewiesene
Naturschutzgebiete sowie nach 8 30 des Bundesnaturschutzgesetzes geschiitzte
Biotope begriindet anzunehmen ist, dass deren Schutzzweck durch den Einfluss von
Wild beeintrachtigt ist, soll die zustandige Naturschutzbehérde eine Stellungnahme
nach Absatz 3 auf Grundlage von ihr durchgefihrter zweckgerichteter
Vegetationsaufnahmen vorlegen.
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§23
Jagd- und Schonzeiten

(1) Die Jagd auf Wild darf grundsatzlich nur zu bestimmten Zeiten ausgetbt werden
(Jagdzeiten). AuBerhalb der Jagdzeiten ist Wild grundsétzlich mit der Jagd zu
verschonen (Schonzeiten). Wild, fiir das eine Jagdzeit nicht festgesetzt ist, ist wahrend
des ganzen Jahres mit der Jagd zu verschonen. Jagdzeiten und Schonzeiten sind
insbesondere so festzusetzen, dass die nach § 5 Abs. 1 genannten Anforderungen
erfallt werden.

(2) In den Setz- und Brutzeiten durfen bis zum Selbststandigwerden der Jungtiere die
fur die Aufzucht notwendigen Elterntiere, auch die von Wild ohne Schonzeit, nicht
bejagt werden. Die obere Jagdbehdrde kann fur Schwarzwild, Fuchs, Wildkaninchen
und 6kosystemfremde Wildarten nach 8 7 Abs. 1 aus den in Absatz 3 genannten
Grunden Ausnahmen zulassen.

(3) Die obere Jagdbehorde kann die Schonzeiten flr bestimmte Gebiete oder fir
einzelne Jagdbezirke aus besonderen Grinden, insbesondere aus Griinden der
Landeskultur, zur Vorbeugung, Friherkennung oder Bekampfung von Tierseuchen,
zur Beseitigung kranken oder kimmernden Wildes, zur Vermeidung Ubermé&Riger
Wildschaden, zu wissenschatftlichen Lehr- und Forschungszwecken, bei Stérung des
biologischen Gleichgewichts oder der Wildhege, abkirzen oder aufheben.

§ 24
Behordliche Anordnungen zur Regulierung des Wildbestands

(1) Die zustandige Behorde kann anordnen, dass die jagdausibungsberechtigten
Personen unabhangig von den Schonzeiten innerhalb einer bestimmten Frist in
bestimmtem Umfang den Wildbestand zu verringern haben, wenn dies mit Rucksicht
auf das allgemeine Wohl, insbesondere einen der durch § 5 Abs. 1 Nr. 2 bis 6
geschutzten Belange, notwendig ist. Hierbei hat sie die besondere Sensibilitat des
Weinbaus angemessen zu berucksichtigen. Hinsichtlich der Zustandigkeit fur den
Erlass der Anordnung nach Satz 1 in Abhéangigkeit von den jeweils betroffenen
Wildarten gilt § 21 Abs. 7 Satz 4 Nr. 1 entsprechend.

(2) Die Anordnung nach Absatz 1 soll getroffen werden, wenn wiederholt und
aufeinanderfolgend ein Mindestabschussplan von Amtswegen festgesetzt wird; bei der
Abwagung sind die Erfullung des vorangegangenen Mindestabschussplans sowie die
Umsetzung der hiermit verbundenen Jagdkonzeption nach 8§ 21 Absatz 7 Satz 4 Nr. 2
zu bericksichtigen.

(3) Anordnungen nach den Absatzen 1 und 2 sind mit einer Vollzugsfrist von nicht
mehr als zwolf Monaten zu versehen, deren Durchsetzung mittels Verwaltungszwang
anzudrohen ist. Von dem angedrohten Zwangsmittel ist Gebrauch zu machen.
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Rechtsmittel, die sich gegen die Anordnung richten, haben keine aufschiebende
Wirkung.

825
Ortliche und sachliche Verbote

(1) Verboten ist

1.
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an Orten, an denen die Jagdausibung nach den Umstanden des Einzelfalls die
offentliche Ruhe, Ordnung oder Sicherheit stért oder das Leben von Menschen
gefahrden wirde, die Jagd auszulben,

. Wild auf nicht tierschutzgerechte Art und Weise zu bejagen, insbesondere:

a) auf Rehwild mit Blichsenpatronen zu schiel3en, deren Auftreffenergie auf
100 Meter (E 100) weniger als 1 000 Joule betragt; ausgenommen ist der
Fangschuss,

b) auf alles tbrige Schalenwild mit Blichsenpatronen unter einem Kaliber von
6,5 Millimeter zu schiel3en; im Kaliber 6,5 Millimeter und dariiber missen
die Buchsenpatronen eine Auftreffenergie auf 100 Meter (E 100) von
mindestens 2 000 Joule haben; ausgenommen ist der Fangschuss sowie
die Fallenjagd auf Schwarzwild,

c) auf Wild mit Pistolen oder Revolvern zu schief3en, ausgenommen ist die
Abgabe von Fangschissen, wenn die Mindungsenergie der Geschosse
mindestens 200 Joule betragt, sowie die Bau- und Fallenjagd,

d) auf Schalenwild mit Schrot oder Posten zu schie3en; ausgenommen ist die
Abgabe von Fangschiissen,

e) mit Vorderladerwaffen, gehacktem Blei, Bolzen, Pfeilen oder mit
halbautomatischen Langwaffen, die mit insgesamt mehr als finf Patronen
geladen sind, sowie mit automatischen Waffen auf Wild zu schief3en,

f) Federwild und Schalenwild, ausgenommen Schwarzwild, zur Nachtzeit zu
erlegen sowie zu dieser Zeit Bewegungsjagden durchzufuhren; als
Nachtzeit gilt die Zeit von eineinhalb Stunden nach Sonnenuntergang bis
eineinhalb Stunden vor Sonnenaufgang,

g) die Bewegungsjagd auszutben, sofern das Wild durch besondere
Umstande einer erhéhten Verletzungsgefahr ausgesetzt ist,

h) die Hetzjagd auf gesundes Wild auszutiben,



)

K)

die Fallenjagd ohne Nachweis der Fachkenntnis, einschlie3lich der
tierschutzgerechten Totung gefangenen Wildes, auszuiiben,

Sauféange, Fang- oder Fallgruben ohne Genehmigung der zustandigen
Behorde anzulegen,

Fanggerate, die nicht unversehrt fangen, die sofort tdten sowie
Selbstschussgerate und Schlingen zu verwenden,

die Baujagd als Fuhrerin oder Fuhrer von Hunden oder Frettchen ohne
Nachweis der Fachkenntnis auszufuhren,

m) kunstliche Lichtquellen, Spiegel, Vorrichtungen zum Anstrahlen oder

P)
Q)

y

Beleuchten des Zieles, Nachtzielgerdte, Nachtsichtvorsatze und
Nachtsichtaufsatze fur Zielhilfsmittel, die einen Bildwandler oder eine
elektronische Verstarkung besitzen und mit Schusswaffen verbunden sind,
Tonbandgerate oder elektrische Schlage erteilende Gerate beim Fang oder
Erlegen von Wild aller Art zu verwenden oder zu nutzen sowie zur Nachtzeit
an kunstlichen Lichtquellen Federwild zu fangen; abweichend hiervon sind
fur die Jagd auf Schwarzwild kunstliche Lichtquellen (allgemein
gebréuchliche Taschenlampen oder (Hand-) Scheinwerfer) sowie
Nachtsichtvorsatze und Nachtsichtaufsatze fur Zielhilfsmittel, die einen
Bildwandler oder eine elektronische Verstarkung besitzen und mit
Schusswaffen verbunden sind, zulassig,

Vogelleim, Fallen, Angelhaken, Netze, Reusen oder &hnliche Vorrichtungen
sowie geblendete oder verstimmelte Vogel beim Fang oder Erlegen von
Federwild zu verwenden,

Gelege von Federwild auszunehmen,
Wild zu vergiften oder vergiftete oder betdubende Kdder zu verwenden,

Wild aus Luftfahrzeugen, Kraftfahrzeugen oder maschinengetriebenen
Wasserfahrzeugen zu erlegen; die zustandige Behoérde kann fir Menschen
mit einer Korperbehinderung Ausnahmen zulassen, wenn diese wegen ihrer
korperlichen Behinderung die Jagd nur auf diese Weise austiben kénnen
sowie

Jagdhunde an flugunfahig gemachten lebenden Enten auszubilden,

Lockstoffe, die zur Verbreitung von Tierseuchenerregern beitragen kdénnen,
auszubringen sowie Tierseuchenerreger zu verschleppen oder einzuschleppen.

4. mit bleihaltiger Munition die Jagd auszutben,
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5. an einer Bewegungsjagd teilzunehmen, ohne dass ein Schiel3ibungsnachweis
vorgelegt werden kann, der nicht alter als 12 Monate ist,

6. Belohnungen fur den Abschuss oder den Fang von Wild auszusetzen, zu
gewahren oder zu empfangen; ausgenommen sind Abschusspramien, die der
Vorbeugung, Friherkennung oder Bekampfung von Tierseuchen und
Wildschaden sowie der Bekdmpfung 6kosystemfremder Wildarten dienen,

7. als jagdausubungsberechtigte Person nicht funktionstlchtige
Jagdeinrichtungen im betreffenden Jagdbezirk zu belassen,

8. die Jagdausibung vorsatzlich zu storen,

9. Wild, insbesondere soweit es in seinem Bestand gefahrdet oder bedroht ist,
unbefugt an seinen Zuflucht-, Nist-, Brut- oder Wohnstatten durch Aufsuchen,
Fotografieren, Filmen oder dhnliche Handlungen zu stéren,

10.Jagdgehege anzulegen,
11.grundsatzlich jegliche Art der Futterung und Kirrung von Schalenwild.

(2) Munition, die die in Absatz 1 Nr. 2 Buchst. a bis ¢ vorgeschriebenen Energiewerte
unterschreitet, kann verwendet werden, soweit von einem staatlichen oder staatlich
anerkannten Fachinstitut ihre Verwendbarkeit flur bestimmte jagdliche Zwecke
bestétigt wird. Das Verbot nach Absatz 1 Nr. 4 umfasst Munition, die einen hdheren
Bleigehalt beinhaltet, als nach dem jeweiligen Stand der Technik erforderlich ist.

(3) Die zustandige Behorde kann aus besonderen Grinden, insbesondere aus
Grinden der Landeskultur und der Vorbeugung, Friherkennung oder Bekampfung von
Tierseuchen bei Wild, des Artenschutzes sowie zur Vermeidung von UbermaRigen
Wildschaden und zu wissenschaftlichen Lehr- und Forschungszwecken, fir einzelne
Jagdbezirke von den Verboten nach Absatz 1 Nr. 1 bis 9 Ausnahmen zulassen. Sollen
Ausnahmen fir das Gebiet mehrerer Landkreise oder kreisfreier Stadte zugelassen
werden, ist die obere Jagdbehorde zustandig. Fur eine Ausnahme von Absatz 1 Nr. 2
Buchst. o bedarf es des Einvernehmens mit der oberen Naturschutzbehorde.

8 26
Duldungs- und Aussetzungsverbote

(1) Damwild und Muffelwild dirfen aul3erhalb der fur diese Wildarten jewells
festgesetzten Duldungsgebiete nicht gehegt oder geduldet werden.

(2) Das Aussetzen von Wild ist grundsatzlich verboten. Die obere Jagdbehorde kann
auf Antrag Ausnahmen zulassen, insbesondere soweit das Aussetzen der Wahrung
oder der Wiederherstellung eines gunstigen Erhaltungszustands heimischer Wildarten
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oder wissenschaftlichen Zwecken dient. Satz 1 gilt nicht fir einzelne gesund gepflegte
oder aufgezogene Sticke Wild; diese durfen nicht spater als vier Wochen vor Beginn
der Jagdausibung auf diese Wildart ausgesetzt werden.

827
Wildruhezonen

(1) Zur Forderung der artgerechten Lebensweise stérungsempfindlicher Wildarten, zur
Verringerung von Waldwildschaden, zum Schutz geféhrdeter Wildarten sowie zur
Unterstutzung von Forschungsvorhaben konnen die Jagdgenossenschaften mit
Zustimmung der betroffenen Grundeigentimerinnen und Grundeigentimer sowie
Eigentiumerinnen und Eigentimer von Eigenjagdbezirken geeignete Flachen als
Wildruhezonen deklarieren, auf denen die Jagd grundsatzlich ruht. Ist das Jagdrecht
verpachtet, bedarf die Ausweisung auch der Zustimmung der Pachtenden. § 35 Abs.
5 gilt entsprechend.

(2) Die Wildruhezonen sind der zustandigen Behorde anzuzeigen und in der Ortlichkeit
kenntlich zu machen. Die zustandige Behdrde kann die Ausweisung untersagen,
soweit andernfalls eine Gefahrdung der durch 8 5 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 geschutzten
Belange zu besorgen ware.

(3) Soweit Wildruhezonen im Wald ausgewiesen werden, beschrénkt sich das freie
Waldbetretungsrecht nach § 22 Absatz 1 des Landeswaldgesetzes auf die dortigen
Waldwege sowie auf die ausgewiesenen und markierten Wanderwege und -pfade. Fir
die Ausweisung von Wildruhezonen im Wald bedarf es der Zustimmung der unteren
Forstbehdrde.

§ 28
Jagd in Schutzgebieten

Soweit Schutzgebiete nach wald- oder naturschutzrechtlichen Bestimmungen
aufgrund ihres Schutzzwecks einer besonderen Regelung zur Wahrnehmung des
Jagdrechts bedirfen, erlasst die obere Jagdbehdrde eine entsprechende
Rechtsverordnung zur Wahrnehmung des Jagdrechts. Dabei ist die Wahrnehmung
des Jagdrechts zu gestatten, soweit der Schutzzweck nicht beeintrachtigt wird.

§29
Duldungsgebote flr jagdausibungsberechtigte Personen

(1) Wer die Jagd ausubt, aber den Weg zum Jagdbezirk nicht auf einem o6ffentlichen
Weg oder nur auf einem unzumutbaren Umweg nehmen kann, ist zum Befahren und
Betreten fremder Jagdbezirke auch auf einem nicht O6ffentlichen Weg oder
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vorhandenen Pfad (Jagernotweg) auch unter Mitfuhrung der Jagdausristung
einschlie3lich der entladenen Schusswaffe befugt. Die Eigentimerin oder der
Eigentumer oder die Nutzungsberechtigte oder der Nutzungsberechtigte der
betroffenen Grundflache kann ein angemessenes Nutzungsentgelt verlangen. Der
Jagernotweg wird von der zustandigen Behorde auf Antrag festgelegt. Im Rahmen der
behordlichen Festlegung sind die notwendigen 6rtlichen und sachlichen
Bestimmungen zu treffen und der berechtigte Personenkreis sowie ein etwaiges
Nutzungsentgelt zu bestimmen.

(2) Stellen Jagdhunde im Rahmen von Bewegungsjagden dem Wild Uber die
Jagdbezirksgrenzen hinaus nach, ist dies von den jagdausubungsberechtigten
Personen der betroffenen Jagdbezirke zu dulden. Dies gilt, soweit ihnen die
Durchfihrung der Bewegungsjagd spatestens 48 Stunden vor Beginn angekindigt
wurde und fur bis zu drei in dem jeweiligen benachbarten Jagdbezirk durchgefiihrte
Bewegungsjagden im Jagdjahr. Auf Verlangen der Jagdnachbarin oder des
Jagdnachbarn dirfen auf der Bewegungsjagd eingesetzte Jagdhunde nur mit einem
Mindestabstand von 100 Metern zur Jagdbezirksgrenze geschnallt werden.

(3) Die jagdaustubungsberechtigten Personen haben MalRnahmen, die zur Vermeidung
unfallbedingter Wildtierverluste durch landwirtschaftliche Arbeitsmaschinen dienen, zu
dulden, wenn ihnen diese Mal3hahmen im Vorfeld angezeigt worden sind.

Teil 5
Spezielle Belange des Tierschutzes und der Tiergesundheit

830
Schutz des Wildes vor Tierseuchen, wildernden Hunden und Katzen

(1) Die jagdausubungsberechtigten Personen sind zur Mithilfe bei der Bekdmpfung
von Tierseuchen bei Wild verpflichtet. Tritt eine Tierseuche bei Wild auf oder wird eine
solche vermutet, haben die jagdaustibungsberechtigten Personen dies unverziglich
der nach 8 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Landesgesetzes zur Ausfuhrung des
Tiergesundheitsgesetzes vom 29. Juli 2024 (GVBI. S. 296) in der jeweils geltenden
Fassung zustandigen Veterinarbehorde anzuzeigen; diese erlasst die zur Bekampfung
der Seuche erforderlichen Anweisungen. Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist
erlegtes oder verendetes seuchenverdéachtiges Wild durch die
jagdausubungsberechtigten Personen unverziglich unschadlich zu beseitigen; dies
gilt nicht fir Wild, das Untersuchungszwecken zugefihrt wird.

(2) Zum Schutz von Wildtieren kdnnen jagdaustbungsberechtigte Personen und die
von ihnen nach § 20 Abs. 1 Satz 2 beauftragten Personen nach vorheriger Anzeige
bei der zustdndigen Behdrde im Rahmen der Jagdaustbung wildernde Hunde
tierschutzgerecht téten. Hunde gelten als wildernd, soweit und solange sie Wild
nachstellen und gefahrden, insbesondere dieses verletzen oder téten. Diese Befugnis
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gilt nicht gegentber Blinden- und Polizeihunden sowie im Einsatz befindlichen Jagd-
und Hirtenhunden, die als solche erkennbar sind, sowie gegenuber Hunden, die sich
offensichtlich nur voribergehend der Einwirkung ihrer Fuhrerin oder ihres Fihrers
entzogen haben und sich durch andere Mal3Bhahmen als der Totung, insbesondere
durch das Einfangen des Hundes, vom Wildern abhalten lassen. Lebend gefangene
Hunde sind als Fundsachen zu behandeln.

(3) Die nach Absatz 2 Satz 1 befugten Personen dirfen auch wildernde Hauskatzen,
die in einer Entfernung von mehr als 300 Meter vom néachsten Wohnhaus angetroffen
werden, tierschutzgerecht téten. Hauskatzen gelten als wildernd, soweit und solange
sie erkennbar wildlebenden V6geln nachstellen und diese gefahrden. Die Befugnis zur
Totung darf erst dann wahrgenommen werden, wenn sich mit anderen MalRhahmen
als der Totung, insbesondere durch das Einfangen der Katze, der in Absatz 2 Satz 1
genannte Zweck nicht erreichen lasst. Die Befugnis nach Satz 1 gilt nicht gegentber
wildfarbigen Hauskatzen sowie Hauskatzen, die sich erkennbar in menschlicher Obhut
befinden. Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend.

§31
Pflichten zum Umgang mit krankem oder verletztem Wild, Gefahrenabwehr

(1) Wird krankes oder verletztes Wild aufgefunden und ist zu besorgen, dass dieses
nicht gesund gepflegt werden kann, so ist die auffindende Person berechtigt, dieses
Tier vor Ort fachgerecht zu téten oder téten zu lassen. Téten darf ein Tier nur, wer im
Besitz eines auf seinen Namen gultigen Jagdscheins ist oder Uber eine beruflich
erworbene Fachkenntnis zum tierschutzgerechten Toten von Tieren verfugt.
Artenschutzrechtliche Bestimmungen bleiben unberthrt.

(2) Die Ordnungsbehdrden sind berechtigt, Personen, die im Besitz eines auf ihren
Namen lautenden giltigen Jagdscheins sind, mit deren Einwilligung zum Toéten von
Wild, das die offentliche Sicherheit oder Ordnung gefahrdet, heranzuziehen. Die
herangezogene Person haftet fir in diesem Zusammenhang von ihr verursachte
Schaden nur bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit. Sie hat Anspruch auf Erstattung
ihrer durch die Heranziehung entstandenen Aufwendungen durch die
Ordnungsbehérde.

(3) In den Fallen der Absatze 1 und 2 bleibt das Aneignungsrecht der
jagdausiibungsberechtigten Personen unberuhrt.
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§ 32
Wildfolge, Nachsuche kranken und verletzten Wildes

(1) Zur Wahrung der Anforderungen nach 8 5 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 und 2 ist
angeschossenes, schwer krankes oder schwer verletztes Wild Uber die
Jagdbezirksgrenzen hinaus zu verfolgen (Wildfolge).

(2) Wechselt angeschossenes, schwer krankes oder schwer verletztes Wild in einen
benachbarten Jagdbezirk und verweilt es in Sichtweite, so ist es unverztiglich von dem
Jagdbezirk aus, den es verlassen hat, zu erlegen; ist ein sicherer Fangschuss nicht
anzubringen, darf die Jagdbezirksgrenze unter Mitfihrung der Schusswaffe
geringfugig Uberschritten werden. Dies gilt auch in den Fallen, in denen das Wild nicht
in Sichtweite verweilt, jedoch nach den gegebenen Umstanden anzunehmen ist, dass
es sich infolge schwerwiegender Verletzungen in der Nahe niedergetan hat und soweit
hierbei der Wundfahrte nicht mehr als 100 m Uber die Jagdbezirksgrenze hinaus
gefolgt wird. Das Erlegen von Wild ist der jagdausiibungsberechtigten Person des
benachbarten Jagdbezirks (Jagdnachbarin oder Jagdnachbar) unverziglich
mitzuteilen; auf deren Verlangen ist erlegtes Wild am Erlegungsort vorzuzeigen.

(3) Wechselt angeschossenes, schwer krankes oder schwer verletztes Wild in einen
benachbarten Jagdbezirk, verweilt es nicht in Sichtweite und ist nach den gegebenen
Umstanden anzunehmen, dass es sich nicht in der Nahe der Jagdbezirksgrenze
niedergetan hat oder dort verendet ist, ist die Stelle, an der das Wild Uber die
Jagdbezirksgrenze gewechselt ist, kenntlich zu machen und das Uberwechseln der
Jagdnachbarin oder dem Jagdnachbarn unverziglich mitzuteilen. Die Jagdnachbarin
oder der Jagdnachbar hat die Nachsuche unverziglich selbst oder durch eine
beauftragte Person fortzusetzen. Wechselt das Wild in einen weiteren Jagdbezirk, so
gelten die Satze 1 und 2 entsprechend.

(4) Im Falle von Absatz 3 sollen bei Schalenwild anerkannte Fuhrerinnen oder Fuhrer
von Schweil3hunden zu einer Nachsuche hinzugezogen werden. Diese dirfen bei
einer Nachsuche Jagdbezirksgrenzen ohne Zustimmung der Jagdnachbarin oder des
Jagdnachbarn, in deren oder dessen Jagdbezirk das angeschossene oder schwer
verletzte Wild einwechselt, unter Mitfihrung einer Schusswaffe Uberschreiten.
Gleiches gilt fur sie begleitende Hilfspersonen, sofern diese im Besitz eines giltigen
Jagdscheins sind.

(5) Jagdnachbarinnen und Jagdnachbarn haben auf Initiative der zuletzt
hinzugekommenen jagdausubungsberechtigten Person innerhalb von drei Monaten
nach Beginn der Jagdnachbarschaft erganzend zu den Vorgaben der Absatze 2 bis 4
eine schriftliche Vereinbarung Uber die Verfolgung von angeschossenem, schwer
krankem oder schwer verletztem Wild Uber die Jagdbezirksgrenze hinaus
(Wildfolgevereinbarung) zu treffen und der zustandigen Behorde vorzulegen. Die
Wildfolgevereinbarung muss mindestens Regelungen enthalten tber
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1. die Versorgung des Wildes,
2. die Mitnahme des Wildes und dem Verbleib des Wildbrets und der Trophée,
3. die Anrechnung auf die Abschussregelung sowie

4. die Sicherstellung einer unverziglichen Nachsuche fur den Fall, dass die
Jagdnachbarin oder der Jagdnachbar nicht erreichbar ist oder die Nachsuche
nicht unverzuglich fortsetzen kann.

(6) Die Wildfolge ist in Gebiete zulassig, auf denen die Jagd ruht oder nur eine
beschrankte Ausibung der Jagd gestattet ist. Bei befriedeten Bezirken gelten die
Bestimmungen der Absatze 2 und 3 mit der Mal3gabe, dass an die Stelle der
Jagdnachbarin oder des Jagdnachbarn die Eigentimerin oder der Eigentiimer oder
die Nutzungsberechtigte oder der Nutzungsberechtigte des befriedeten Bezirkes ftritt.
Kommt das Wild in einem befriedeten Bezirk zur Strecke, so steht das
Aneignungsrecht der Eigentumerin oder dem Eigentimer oder der
Nutzungsberechtigten oder dem Nutzungsberechtigten des befriedeten Bezirks zu.

8§33
Bereithalten brauchbarer Jagdhunde

(1) Die jagdausubungsberechtigten Personen haben daflr zu sorgen, dass ihnen ein
fur ihren Jagdbezirk brauchbarer Jagdhund =zur Verfigung steht. Bei
Gemeinschaftsjagden aller Art, bei Such- und Bewegungsjagden sowie bei jeglicher
Art der Jagd auf Wasserwild haben die jagdausibungsberechtigten Personen daftr
Sorge zu tragen, dass brauchbare Jagdhunde in gentigender Anzahl mitgefuhrt und
erforderlichenfalls eingesetzt werden.

(2) Die Feststellung der Brauchbarkeit von Jagdhunden obliegt den nach § 41 Abs. 1
anerkannten Vereinigungen der Jagerinnen und Jager in eigener Verantwortung. Die
nicht kommerzielle Ausbildung und Prifung brauchbarer Jagdhunde in dem fir die
Grundeigentimerin oder den Grundeigentimer zumutbaren Umfang gehort zur
Jagdausubung.

Teil 6
Wild- und Jagdschaden

834
Fernhalten des Wildes

Die jagdaustibungsberechtigten Personen sowie die Eigentimerinnen und Eigentimer
oder die Nutzungsberechtigten einer Grundflache sind berechtigt, zur Verhitung von
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Wildschaden das Wild von den Grundflachen abzuhalten oder zu verscheuchen. Die
jagdausubungsberechtigten Personen durfen dabei die Grundflache nicht
beschadigen, die Eigentimerinnen und Eigentimer oder die Nutzungsberechtigten
durfen das Wild weder gefahrden noch verletzen.

8§35
Schadensersatzpflicht bei Wildschaden

(1) Wird eine Grundflache, die zu einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehért oder
einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk angegliedert ist, durch Schalenwild,
Wildkaninchen oder Fasanen beschadigt, so hat die Jagdgenossenschaft den
Geschadigten den Wildschaden zu ersetzen. Der aus dem Vermobgen der
Jagdgenossenschaft geleistete Ersatz ist von den einzelnen Mitgliedern der
Jagdgenossenschaft nach dem Verhdltnis des Flacheninhalts ihrer beteiligten
Grundflachen zu tragen. Bei Jagdverpachtung haften die Pachtenden, soweit diese
sich im Jagdpachtvertrag zum Ersatz des Wildschadens verpflichtet haben; in diesem
Falle haftet die Jagdgenossenschaft nur, soweit die Geschadigten Ersatz von den
Pachtenden nicht erlangen kénnen. Die Anspriiche der Jagdgenossenschaft gegen
ihre Mitglieder werden nach 8§ 14 Abs. 6 beigetrieben.

(2) Wildschaden durch Schalenwild, Wildkaninchen oder Fasanen an Grundflachen,
die einem Eigenjagdbezirk angegliedert sind, hat die Eigentimerin oder der
Eigentiimer oder die Niel3braucherin oder der NieBbraucher des Eigenjagdbezirks zu
ersetzen. Bei Jagdverpachtung haften die Pachtenden, wenn diese sich im
Jagdpachtvertrag zum Ersatz des Wildschadens verpflichtet haben; in diesem Falle
haftet die Eigentimerin oder der Eigentiumer oder die Niel3braucherin oder der
Niel3braucher nur, soweit die Geschadigten Ersatz von den Pachtenden nicht erlangen
kénnen.

(3) Bei Grundflachen, die zu einem Eigenjagdbezirk gehdren, richtet sich, abgesehen
von den Fallen des Absatzes 2, die Verpflichtung zum Ersatz von Wildschaden nach
den zwischen den Parteien bestehenden Rechtsverhéltnissen. Sofern nichts anderes
bestimmt ist, ist die jagdaustibungsberechtigte Person ersatzpflichtig, wenn sie durch
unzulanglichen Abschuss den Schaden zu vertreten hat.

(4) Wird durch ein aus einem Gehege entlaufenes Tier einer Art nach 8 6 Schaden im
Sinne des 8 3 Abs. 9 Satz 1 verursacht, so ist ausschlief3lich die Person zum Ersatz
verpflichtet, der als Eigentimerin, Eigentimer oder als Niel3braucherin oder
Niel3braucher die Aufsicht Uber das Gehege obliegt.

(5) Wildschaden an Grundflachen, auf denen die Jagd ruht oder nicht ausgeuibt werden
darf, wird nicht erstattet. Diese Grundflachen bleiben bei der Berechnung der
anteiligen Ersatzleistung gemafd Absatz 1 Satz 2 grundsatzlich aul3er Ansatz. § 13
Abs. 5 bleibt unberuhrt.

39/122



§ 36
Umfang der Ersatzpflicht bei Wildschaden

(1) Nach 8 35 Abs. 1 bis 4ist auch der Wildschaden zu ersetzen, der an den
getrennten, aber noch nicht eingeernteten Erzeugnissen einer Grundflache eintritt.

(2) Werden landwirtschaftliche Bodenerzeugnisse, deren voller Wert sich erst zur Zeit
der Ernte bemessen lasst, vor diesem Zeitpunkt durch Wild beschadigt, so ist der
Schaden in dem Umfang zu ersetzen, wie er sich zur Zeit der Ernte darstellt. Bei der
Feststellung der Schadenshdhe ist zu bertcksichtigen, ob der Schaden nach den
Grundsatzen einer ordentlichen Wirtschaft durch Wiederanbau im gleichen
Wirtschaftsjahr ausgeglichen werden kann.

(3) Werden Forstpflanzen durch das Wild im Wege des Abschalens der Rinde
beschadigt, so ist der Schaden in Hohe des Gegenwartswerts der zum ublichen
Nutzungszeitpunkt zu erwartenden Ertragswertminderung zu ersetzen. Im Falle von
Verbiss-, Fege- und Schlagschaden ist der Wiederherstellungswert der beschadigten
Forstpflanze zum Zeitpunkt des Schadens zu erstatten. Im Fall von naturlicher
Verjungung gilt Satz 2 nur bei Unterschreiten einer fur das Erreichen des
Waldentwicklungsziels erforderlichen, nicht geschadigten Mindestpflanzenzahl.

§ 37
Schutzvorrichtungen gegen Wildschaden

(1) Ein Anspruch auf Ersatz von Wildschaden ist nicht gegeben, wenn die Geschéadigte
oder der Geschéadigte die zur Abwehr von Wildschaden getroffenen MalRhahmen
unwirksam macht.

(2) Wildschaden, der an Sonderkulturen entsteht, wird nicht ersetzt, wenn die
Herstellung von Ublichen Schutzvorrichtungen unterblieben ist, die unter gewdhnlichen
Umstanden zur Abwendung des Schadens ausreichen.

§ 38
Schadensersatzpflicht bei Jagdschaden

(1) Wer die Jagd ausubt, hat dabei die berechtigten Interessen der Eigentiimerinnen,
Eigentimer und Nutzungsberechtigten von Grundflachen zu beachten, insbesondere
beséte Felder und nicht abgeméahte Wiesen mdglichst zu schonen. Die Ausibung der
Bewegungsjagd auf Feldern, die mit reifender Halm- oder Samenfrucht oder mit Tabak
bestanden sind, ist verboten; andere Formen der Jagdausiibung sind nur insoweit
zulassig, als sie ohne Schaden fir die reifenden Frichte durchgefiihrt werden kdnnen.
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(2) Die jagdausiibungsberechtigten Personen haften fir jeden aus missbrauchlicher
Jagdausubung entstandenen Schaden; sie haften auch fur den Jagdschaden, der von
durch sie an der Jagd beteiligte Dritte verursacht wird. Fur die Bemessung des
Jagdschadens gilt § 35 Abs. 1 bis 3 entsprechend.

§ 39
Geltendmachung des Schadens, Verfahren in Wild- und Jagdschadenssachen

(1) Der Anspruch auf Ersatz von Wild- oder Jagdschaden erlischt grundséatzlich, wenn
die Geschadigte oder der Geschéadigte den Schadensfall nicht binnen zwei Wochen,
nachdem sie oder er von dem Schaden Kenntnis erhalten hat oder bei Beachtung
gehdriger Sorgfalt erhalten hatte, bei der fur die beschadigte Grundflache zustandigen
Gemeindeverwaltung der verbandsfreien Gemeinde, Verbandsgemeindeverwaltung
oder Stadtverwaltung der kreisfreien oder grol3en kreisangehdrigen Stadt anmeldet.
Die zum Ersatz verpflichteten Personen kénnen sich nicht auf ein Fristversdumnis
nach Satz 1 berufen, wenn sie vor Ablauf der Anmeldefrist Kenntnis vom Eintritt des
Schadens erlangt und es unterlassen haben, die geschadigte Person lber den
Schaden zu informieren. Die Anmeldung soll die als ersatzpflichtig in Anspruch
genommene Person bezeichnen. Abweichend von Satz 1 genugt es, wenn die
Anmeldung bei den dort genannten Behorden

1. bei mehreren Schaden an Grinland, die im Zeitraum zwischen dem O01.
November eines Kalenderjahres und dem 15. Marz des darauffolgenden
Kalenderjahres entstehen, bis 15. Marz, wenn fir den Erstschaden die
Meldefrist nach Satz 1 eingehalten wurde, und

2. bei Schaden an forstwirtschaftlich genutzten Grundflachen jeweils bis zum 1.
Mai und 1. Oktober

erfolgt.

(2) Vor Beschreiten des ordentlichen Rechtsweges in Wild- und Jagdschadenssachen
ist ein Feststellungsverfahren (Vorverfahren) von den nach Absatz 1 zustandigen
Behorden durchzufihren, in dem Uber den Anspruch eine vollstreckbare
Verpflichtungserklarung (Anerkenntnis, Vergleich) aufzunehmen oder eine nach
Eintritt der Rechtskraft vollstreckbare Entscheidung (Vorbescheid) zu erlassen ist.
Gegen den Vorbescheid kann innerhalb einer Notfrist von einem Monat nach dessen
Zustellung Klage vor den ordentlichen Gerichten erhoben werden. Wird die
Durchfihrung des Vorverfahrens abgelehnt oder ein Vorbescheid ohne ausreichenden
Grund in angemessener Frist nicht erlassen, so ist die Klage abweichend von Satz 2
zulassig.

(3) Die Aufgaben nach den Abséatzen 1 und 2 werden von den dort genannten
Korperschaften als Auftragsangelegenheit wahrgenommen.

41/122



(4) Die fur das Vorverfahren zu erhebenden Kosten werden den Beteiligten
entsprechend dem Verhdaltnis ihres Obsiegens und Unterliegens auferlegt. Eine
Erstattung von Anwaltskosten findet nicht statt. Wenn wiederholt und
aufeinanderfolgend aufgrund forstbehérdlicher  Stellungnahmen  festgesetzte
Mindestabschusspléane nicht erfullt worden sind, findet bei angemeldeten
Waldwildschaden keine Aufteilung der Kosten nach Satz 1 statt; in diesem Fall tragt
die zum Schadensersatz verpflichtete Person die Kosten des Vorverfahrens. Satz 3
gilt entsprechend fir angemeldete Wildschaden in der Landwirtschaft bei wiederholter
Mindestabschussfestsetzung aufgrund landwirtschaftsbehdordlicher Stellungnahmen.

(5) Zur Abschatzung von forst- und landwirtschaftichem Wild- und Jagdschaden
werden im  Auftrag des Landes  Wildschadensschéatzerinnen oder
Wildschadensschétzer von der Landwirtschaftskammer in mdglichst ausreichender
Anzahl anerkannt und bestellt.

Teil 7
Jagdverwaltung

§ 40
Organisation der Jagdverwaltung

(1) Oberste Jagdbehorde ist das fachlich zustandige Ministerium. Obere Jagdbehdrde
ist die Zentralstelle der Forstverwaltung. Untere Jagdbehérde ist die Kreisverwaltung,
in kreisfreien Stadten die Stadtverwaltung. Die Landkreise und die kreisfreien Stadte
nehmen die Aufgabe als Auftragsangelegenheit wahr.

(2) Zustandige Behorde im Sinne dieses Gesetzes und des Bundesjagdgesetzes ist
die untere Jagdbehérde, soweit nichts anderes bestimmt ist.

(3) Erstreckt sich ein Jagdbezirk Uber das Gebiet mehrerer unterer Jagdbehérden, so
ist die untere Jagdbehorde drtlich zustandig, in deren Gebiet der der Flache nach
grof3te Teil des Jagdbezirks liegt. In Zweifelsfallen wird die ortlich zustéandige untere
Jagdbehdorde von der oberen Jagdbehdrde bestimmit.

(4) Ist zwischen zwei unteren Jagdbehodrden ein behoérdliches Einvernehmen
herzustellen und kommt dieses nicht zustande, so entscheidet die obere Jagdbehdérde.

§41
Zusammenarbeit der Jagdbehdrden mit den Jagerinnen und Jagern, digitale
Jagdverwaltung

(1) Die Jagdbehoérden arbeiten mit den auf Landesebene organisierten und durch die
oberste Jagdbehoérde anerkannten Vereinigungen der Jagerinnen und Jager und den
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von jagdlichen Fragen unmittelbar betroffenen Vereinigungen in Fragen des
verbandspolitischen Interesses vertrauensvoll zusammen.

(2) Die oberste Jagdbehorde kann mit anerkannten Vereinigungen der Jagerinnen und
Jager sowie mit Dritten vertragliche Vereinbarungen Uber die Wahrnehmung von
Dienstleistungen in Zusammenhang mit dem Vollzug dieses Gesetzes abschliel3en.

(3) Zum Zwecke der digitalen Jagdverwaltung sowie jagdbezogener Information und
Fortbildung Dritter richtet die oberste Jagdbehorde ein digitales Jagd- und
Wildtierportal ein. In diesem sollen auch wissenschaftliche Befunde der
Forschungsanstalt fur Waldokologie und Forstwirtschaft hinsichtlich  der
Populationsentwicklung der Wildarten und andere bedeutsame aktuelle Erkenntnisse
der Wildbiologie zur Verfugung gestellt werden.

8§42
Digitales Jagdbezirkskataster

(1) Die zustandige Behorde fuhrt hinsichtlich der in ihrem Zustandigkeitsbereich
gelegenen Jagdbezirke ein digitales Jagdflachenverzeichnis (Jagdbezirkskataster). In
gemeinschaftlichen Jagdbezirken ist der Vorstand und in Eigenjagdbezirken sind die
Eigentimerinnen und Eigentumer verpflichtet, die ihnen vorliegenden Informationen,
mindestens aber den Verlauf der Aul3engrenze des Jagdbezirks, in geeigneter Form
der zustandigen Behorde zu melden.

(2) Das Jagdbezirkskataster ist von der zustandigen Behoérde den zustandigen
Vermessungs- und Katasterbehérden zum Zwecke der Aufnahme in das
Liegenschaftskataster in elektronischer Form zu tUbermitteln. Die Informationen aus
dem Liegenschaftskataster werden fur die weitere Nutzung im Jagd- und Wildtierportal
bereitgestellt.

§ 43
Wildmonitoring

(1) Die jagdausitbungsberechtigten Personen melden im regelmali3igen Turnus tber
das gemalR 8 41 Abs. 3 eingerichtete Jagd- und Wildtierportal die dort erfragten
Angaben zu ihren Kenntnissen und Einschatzungen hinsichtlich der Entwicklung der
in den Jagdbezirken vorkommenden Wildarten.

(2) Den jagdaustibungsberechtigten Personen kann mit deren Zustimmung durch die
oberste Jagdbehdrde die systematische Erfassung, Beobachtung und Uberwachung
bestimmter, insbesondere bedrohter Wildarten tGbertragen oder die Mitwirkung hierbei
im zumutbaren Mal3e auferlegt werden.
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§ 44
Landesjagdbeirat

(1) Bei der obersten Jagdbehdrde wird ein Landesjagdbeirat gebildet, der in wichtigen
Fragen der Jagdverwaltung zu horen ist.

(2) Der Landesjagdbeirat besteht aus je einer Vertreterin oder einem Vertreter

1.

2.

der Landwirtschaft,

der Forstwirtschaft,

der Jagdgenossenschaften,

der Gemeinden,

der Eigentimerinnen und Eigentiimer von Eigenjagdbezirken,
der Pachtenden im Sinne des § 16,

der Bewirtschaftungsgemeinschaften fir das Rotwild,

jeweils der nach § 41 Abs. 1 anerkannten Vereinigungen der Jagerinnen und
Jager,

der anerkannten Naturschutzverbande mit Ausnahme der bereits nach Nummer
8 reprasentierten Verbande,

10.der auf Landesebene tatigen Tierschutzverbande,

11.der Jagdwissenschatft,

12.der Agrarwissenschaft sowie

13.der Forstwissenschatft.

(3) Die Mitglieder des Landesjagdbeirats Uben ihre Tatigkeit ehrenamtlich aus. Bei der
Berufung der Mitglieder und der stellvertretenden Mitglieder sollen Frauen zur Halfte
berlicksichtigt werden.

(4) Der Landesjagdbeirat gibt sich eine Geschaftsordnung; er wahlt das vorsitzende
Mitglied und dessen Stellvertretung aus seiner Mitte.
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§ 45
Kreisjagdbeirat,
Kreisjagdberaterin oder Kreisjagdberater

(1) Bei jeder unteren Jagdbehtrde wird ein Kreisjagdbeirat gebildet und eine
Kreisjagdberaterin oder ein Kreisjagdberater bestimmt. Abweichend von Satz 1 kann
die Stadtverwaltung einer kreisfreien Stadt mit der Kreisverwaltung eines
angrenzenden Landkreises vereinbaren, dass fur sie gemeinsam bei der
Kreisverwaltung ein Kreisjagdbeirat gebildet und eine Kreisjagdberaterin oder ein
Kreisjagdberater bestimmt wird.

(2) Der Kreisjagdbeirat berat die Jagdbehdrde in allen wichtigen Fragen der
Jagdverwaltung im Sinne der Zielsetzung dieses Gesetzes. Er gibt sich eine
Geschaftsordnung.

(3) Neben der Kreisjagdberaterin oder dem Kreisjagdberater als vorsitzendes Mitglied
besteht der Kreisjagdbeirat aus je einer Vertreterin oder einem Vertreter

1. der Landwirtschatft,

2. der Forstwirtschatft,

3. der Jagdgenossenschaften

4. der Gemeinden,

5. der Eigentimerinnen oder Eigentiimer von Eigenjagdbezirken,
6. der Pachtenden im Sinne des § 16,

7. der Jagdscheininhabenden,

8. der im Zustandigkeitsbereich der Behdrde gebildeten
Bewirtschaftungsgemeinschaften fur das Rotwild,

9. jeweils der nach § 41 Abs. 1 anerkannten Vereinigungen der Jagerinnen und
Jager, soweit sie auf Kreisebene organisiert sind sowie

10.der anerkannten Naturschutzverbande, soweit sie auf Kreisebene organisiert
sind, mit Ausnahme der bereits nach Nummer 9 reprasentierten Verbande.

(4) Die Mitglieder des Kreisjagdbeirats tiben ihre Tatigkeit ehrenamtlich aus. Bei der
Berufung der Mitglieder und der stellvertretenden Mitglieder sollen Frauen zur Halfte
berlicksichtigt werden.

(5) Die Kreisjagdberaterin oder der Kreisjagdberater und die sie oder ihn vertretende
Person werden gewahlt. Wahlberechtigt sind
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1. die Inhaberinnen und Inhaber von giltigen Jahresjagdscheinen, die im Bereich
des Landkreises oder der kreisfreien Stadt, fur die die Wahl stattfindet, ihren
Wohnsitz oder standigen Aufenthalt haben oder dort jagdaustibungsberechtigte
Personen sind, sowie

2. die Jagdgenossenschaften und Eigentimerinnen oder Eigentimer der im
Bereich des Landkreises oder der kreisfreien Stadt, fur die die Wahl stattfindet,
gelegenen Jagdbezirke.

Wahlbar ist, wer einen auf seinen Namen lautenden gultigen Jahresjagdschein besitzt
und einen solchen wahrend der vorangegangenen drei Jagdjahre besessen hat.

(6) Die Kreisjagdberaterin oder der Kreisjagdberater ist Ehrenbeamtin oder
Ehrenbeamter des Landkreises oder der kreisfreien Stadt und erhalt eine
Aufwandsentschadigung, die vom Landkreis oder der kreisfreien Stadt festgesetzt
wird. Sie oder er berat die untere Jagdbehdérde auf Anforderung in allen mit der Jagd
im Zusammenhang stehenden Fragen; ihr oder ihm kann die Vorbereitung jagdlicher
Angelegenheiten Ubertragen werden.

Teil 8
Jagdschein

§ 46
Jagdscheinerteilung

(1) Erteilung, Verlangerung und Einziehung der Jagdscheine obliegen der zustandigen
Behorde. Als Jahresjagdschein wird der Jagdschein fur ein, fur zwei oder fir drei
aufeinanderfolgende Jagdjahre erteilt; fir die Verlangerung des Jahresjagdscheins gilt
dies entsprechend.

(2) Eine Person, die die Erteilung oder Verlangerung eines Jahresjagdscheins
beantragt, hat anzugeben, ob sie jagdausiibungsberechtigte Person ist. Hierbei hat sie
mitzuteilen, in welchem Jagdbezirk und far welche Grundflachen sie
jagdausubungsberechtigte Person ist; sind in einem Jagdbezirk mehrere
jagdaustbungsberechtigte Personen benannt, so wird die Flache des Jagdbezirks fur
die Berechnung der anzurechnenden Flache gleichmalig aufgeteilt.

8§47
Jagerprufung

(1) Zur Jéagerprufung darf nur zugelassen werden, wer den Nachweis einer
theoretischen und praktischen Ausbildung erbringt.
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(2) Die zustandige Behdrde kann fur die Erteilung von Auslanderjagdscheinen
Befreiung von der Jagerprufung zulassen.

8§48
Jagdscheingebtihren, Jagdabgabe

Mit der Gebuhr fir die Erteilung oder Verlangerung des Jagdscheins wird eine
Jagdabgabe in Hohe des zweifachen Betrages der Geblhr erhoben. Das Land erhalt
das Aufkommen aus der Jagdabgabe. Nach Abzug der Verwaltungskosten ist das
Aufkommen zur Forderung des Jagdwesens nach den Zielen dieses Gesetzes,
insbesondere zur Forderung der jagdbezogenen wissenschaftlichen Forschung und
der Offentlichkeitsarbeit sowie zur Unterstiitzung modellhafter Vorhaben, die den
Belangen nach 8 5 Abs. 1 dienen, zu verwenden.

Teil 9
Straf- und BuR3geldbestimmungen

849
Straftaten

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu funf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer
1. einer vollziehbaren Anordnung nach 8 21 Abs. 6 Satz 3 zuwiderhandelt,
2. entgegen 8§ 23 Abs.1 Satz 3 Wild nicht mit der Jagd verschont oder
3. entgegen § 23 Abs. 2 Satz 1 ein Elterntier bejagt.

(2) Handelt die Taterin oder der Tater fahrlassig und betrifft die Handlung im Fall des
Absatzes 1 Nr. 3 Wild, das nach Unionsrecht aus Griinden des Erhalts der Arten streng
oder besonders geschiitzt oder von den Mitgliedstaaten der Europaischen Union zu
schitzen ist, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.

§ 50
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich
1. entgegen § 7 Absatz 2 6kosystemfremde Wildarten hegt,

2. in befriedeten Bezirken die Jagd ausubt (8 12 Abs. 1) oder einer Beschrankung
der Jagderlaubnis (8§ 12 Abs. 4 Satz 1) zuwiderhandelt,
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aufgrund eines nach § 16 Abs. 10 nichtigen Jagdpachtvertrages das Jagdrecht
wahrnimmt,

. den Vorschriften des § 25 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2 Buchst. f, h, j, m, n,qund r, Nr. 3

bis 6 sowie Nr. 8 bis 10 zuwiderhandelt

entgegen § 26 Abs. 1 Dam- und Muffelwild hegt oder duldet oder einer VVorschrift
des § 26 Abs. 2 Uber das Aussetzen von Wild zuwiderhandelt,

zum Verscheuchen des Wildes Mittel anwendet, durch die Wild verletzt oder
gefahrdet wird (8 34) oder

den Vorschriften des § 38 Abs. 1 zuwiderhandelt und dadurch Jagdschaden
anrichtet.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1.

seiner Ablieferungspflicht nach § 8 Abs. 1 oder seiner Anzeigepflicht nach § 8
Abs. 2 nicht nachkommt,

entgegen 8 12 Abs. 4 Satz 4 in befriedeten Bezirken Schusswaffen verwendet,

entgegen 8 20 Abs. 2 Satz 1 ohne Begleitung einer jagdausiibungsberechtigten
Person die Jagd ausubt, ohne einen Jagderlaubnisschein oder ein
gleichwertiges Dokument mit sich zu fuhren,

Wild, das nur im Rahmen eines Hochstabschussplanes (8 21 Abs. 6 Satz 1)
bejagt werden darf, erlegt, bevor der Hochstabschussplan festgesetzt ist, oder
einen festgesetzten Hochstabschussplan tUberschreitet,

eine den Anforderungen des § 21 Abs. 7 Satz 1 geniugende Jagdkonzeption
nicht erstellt oder eine solche entgegen § 21 Abs. 7 Satz 4 Nr. 2 nicht vorlegt,

entgegen 8 21 Abs. 7 Satz 5 der Verpflichtung zum kérperlichen Nachweis der
erlegten Stuicke nicht, nicht vollstdndig oder nicht wahrheitsgemald nachkommt,

. entgegen 8 21 Abs. 8 die Abschussmeldung nicht oder nicht richtig erstattet

oder in ihr unrichtige Angaben macht,
entgegen 8 23 Abs. 1 Satz 2 Wild nicht mit der Jagd verschont,

den Vorschriften des § 25 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a bis e, g, i, k, | und p
zuwiderhandelt,

10.gegen Betretungsverbote oder Jagdbeschrankungen in Wildruhezonen

verstof3t (8 27 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1),

11.entgegen 8§ 29 Abs. 1 einen Jagernotweg benutzt,
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12.entgegen 8 30 Abs. 1 Satz 2 den Verdacht oder das Auftreten einer Tierseuche
bei Wild nicht unverziglich der zustandigen Behdrde meldet oder den
Anweisungen der zustandigen Behoérde zur Vorbeugung, Friherkennung oder
Bekampfung der Tierseuche bei Wild nicht Folge leistet oder
seuchenverdachtiges Wild nicht unverziglich unschadlich beseitigt,

13.entgegen § 32 Abs. 2 Satz 2 das Erlegen von Wild oder entgegen § 32 Abs. 3
Satz 1 das Uberwechseln von Wild der Jagdnachbarin oder dem Jagdnachbarn
nicht unverzuglich mitteilt,

14.entgegen 8 5 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 dem Wild unndétige Leiden nicht erspart oder
entgegen 8 5 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 angeschossenes, schwer krankes oder auf
andere Weise schwer verletztes Wild nicht nachsucht,

15.entgegen 8§ 33 Abs. 1 Satz 1 nicht dafir sorgt, dass ein fir den Jagdbezirk
brauchbarer Jagdhund zur Verfigung steht oder entgegen § 33 Abs. 1 Satz 2
brauchbare Jagdhunde nicht in geniigender Anzahl mitfihrt oder einsetzt,

16.die Jagd austibt, obwohl ihm die Jagdaustibung verboten ist (§ 52),

17.in Jagdausrustung unbefugt einen fremden Jagdbezirk aufRerhalb der zum
allgemeinen Gebrauch bestimmten Wege betritt,

18.Hunde aufRerhalb der befugten Jagdaustibung unbeaufsichtigt in einem
Jagdbezirk laufen lasst,

19.entgegen 8 23 Abs. 1 Nr. 3 des Landesjagdgesetzes vom 9. Juli 2010 (GVBI.
S. 149), zuletzt geandert durch Artikel 1 der Verordnung vom 12.09.2012 (GVBI.
S. 310) mit Bleischrot die Jagd an und Uber Gewassern ausiibt,

20.den Vorschriften einer aufgrund dieses Gesetzes ergangenen oder in Kraft
bleibenden Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung
fur einen bestimmten Tatbestand auf diese Bul3geldvorschrift verweist, oder

21.eine vollziehbare Auflage, mit der eine auf diesem Gesetz oder einer aufgrund
dieses Gesetzes erlassenen oder in Kraft bleibenden Rechtsverordnung
beruhende Genehmigung, Erlaubnis oder Befreiung verbunden ist, nicht, nicht
rechtzeitig oder nicht vollstandig erfullt.

(3) Ordnungswidrig handelt, wer fahrlassig entgegen 8 23 Abs. 2 Satz 1 ein Elterntier
bejagt, soweit dieser Verstol nicht bereits nach § 49 Abs. 2 strafbar ist.

(4) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbul3e bis zu funftausend Euro geahndet
werden.

(5) Verwaltungsbehérde im Sinne des 836 Abs.1 Nr.1 des Gesetzes Uuber
Ordnungswidrigkeiten ist
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1. sofern Rotwild betroffen ist, die obere Jagdbehdérde, insbesondere fur
Ordnungswidrigkeiten gemal3d Absatz 2 Nr. 5 bis 8 sowie Absatz 3 und

2. die zustandige Behorde fir die Ubrigen Ordnungswidrigkeiten.

§51
Einziehung von Gegenstéanden

(1) Ist eine Straftat nach 8 49 oder eine Ordnungswidrigkeit nach 8 50 begangen
worden, so kdnnen

1. Gegenstande, auf die sich die Straftat oder Ordnungswidrigkeit bezieht, und

2. Gegenstande, die zu ihrer Begehung oder Vorbereitung gebraucht worden oder
bestimmt gewesen sind,

eingezogen werden.

(2) 8 74 a des Strafgesetzbuches und § 23 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten
sind anzuwenden.

8§52
Verbot der Jagdausiibung

(1) Wird gegen jemanden

1. wegen einer Straftat, die bei oder im Zusammenhang mit der Jagdausibung
begangen wurde, eine Strafe verhangt oder

2. wegen einer Ordnungswidrigkeit nach § 50, die unter grober oder beharrlicher
Verletzung der Pflichten bei der Jagdausibung begangen wurde, eine
GeldbuRRe festgesetzt,

so kann in der Entscheidung fir die Dauer von einem Monat bis zu einem Jahr die
Jagdausiuibung verboten werden.

(2) Das Verbot der Jagdausiibung wird mit der Rechtskraft der Entscheidung wirksam.
Fur seine Dauer wird ein erteilter Jagdschein, solange er nicht abgelaufen ist, amtlich
verwahrt; das Gleiche gilt fur einen nach Ablauf des Jagdjahres neu erteilten
Jagdschein. Wird er nicht freiwillig herausgegeben, so ist er zu beschlagnahmen.

(3) Ist ein Jagdschein amtlich zu verwahren, so wird die Verbotsfrist erst von dem Tage
an gerechnet, an dem dies geschieht. In die Verbotsfrist wird die Zeit nicht
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eingerechnet, in welcher die Taterin oder der Tater auf behordliche Anordnung in einer
Anstalt verwahrt wird.

(4) Uber den Beginn der Verbotsfrist nach Absatz 3 Satz 1 ist die Taterin oder der Tater
im Anschluss an die Verkindung der Entscheidung oder bei deren Zustellung zu
belehren.

Teil 10
Ubergangs- und Schlussbestimmungen

§ 53
Anhangige Verfahren, Ubergangsbestimmungen

(1) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes anhangigen Verfahren werden von den nach
diesem Gesetz zustandigen Jagdbehdérden nach den Bestimmungen dieses Gesetzes
fortgefuhrt.

(2) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestandskraftigen Mindest- und
Hochstabschussplane gelten auch nach Inkrafttreten dieses Gesetzes flr die Dauer
ihrer urspringlichen Laufzeit fort; gleiches gilt fur vor Inkrafttreten dieses Gesetzes
getroffene Abschussvereinbarungen und Abschusszielsetzungen fur Rehwild und
Rotwild aulRerhalb der Bewirtschaftungsgemeinschaften. Die bei Inkrafttreten dieses
Gesetzes bestandskraftigen Gesamt- und Teilabschussplane fur Rotwild bilden in
Jagdbezirken, die einer Bewirtschaftungsgemeinschaft angehdren, auch nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes noch so lange die Grundlage fur den Abschuss des
Rotwilds, bis sich die Bewirtschaftungsgemeinschaften gebildet und erstmals
entsprechend § 21 Abs. 3 Gesamt- und Teilabschussplane erstellt haben.

(3) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes amtierenden Kreisjagdmeisterinnen und
Kreisjagdmeister bleiben solange im Amt und nehmen fir diesen Zeitraum die
Aufgaben der Kreisjagdberaterinnen oder Kreisjagdberater wahr, bis die neuen
Kreisjagdberaterinnen und Kreisjagdberater gemal3 8 45 Abs. 5 gewabhlt sind.

(4) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes rechtswirksam abgeschlossenen
Jagdpachtvertrage unterliegen den zum Zeitpunkt ihres Abschlusses geltenden
Rechtsvorschriften; ihre kinftige Verlangerung bestimmt sich nach diesem Gesetz.
Satz 1 gilt entsprechend fur bei Inkrafttreten dieses Gesetzes festgesetzte
Jagernotwege.

(5) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilten Genehmigungen zum Anlegen und
Unterhalten von Jagdgehegen nach § 27 des Landesjagdgesetzes vom 5. Februar
1979 (GVBI. S. 23), zuletzt gedndert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 27. Oktober
2009 (GVBI. S. 358), BS 792-1, bleiben guiltig. Gleiches gilt fir bei Inkrafttreten dieses
Gesetzes erklarte Befriedungen von Jagdbezirken gemal? 8 8 Abs. 3 des
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Landesjagdgesetzes vom 9. Juli 2010 (GVBI. S. 149), zuletzt gedndert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 12. September 2012 (GVBI. S. 310 -, BS 792-1). Solche Bereiche,
die gemalR § 27 Abs. 1 des in Satz 2 genannten Gesetzes zu Wildschutzgebieten
erklart wurden, gelten mit Inkrafttreten dieses Gesetzes als Wildruhezonen im Sinne
des 8§ 27 dieses Gesetzes. Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes gemal § 44 Abs. 1 Satz
1 der Landesjagdverordnung vom 25. Juli 2013 (GVBI. S. 282), zuletzt gedndert durch
Verordnung vom 08. Mérz 2021 (GVBI. S. 156) bestellte Wildschadensschatzerinnen
und Wildschadensschatzer gelten mit Inkrafttreten dieses Gesetzes als
Wildschadensschéatzerinnen und Wildschadensschatzer im Sinne des 8§ 39 Absatz 5;
sie haben sich innerhalb von drei Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes nach den
Vorgaben der Landwirtschaftskammer fortzubilden und von dieser anerkennen zu
lassen. Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes gemald 8 33 Abs. 2 des in Satz 2 genannten
Gesetzes bestatigte Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher gelten als geprifte
Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher gemal3 § 20 Abs. 1 Satz 2.

(6) Die gemal? § 11 der Landesjagdverordnung vom 25. Juli 2013 (GVBI. S. 282),
zuletzt geandert durch Verordnung vom 08. Marz 2021 (GVBI. S. 156) abgegrenzten
Bewirtschaftungsbezirke fir Rotwild gelten als Schwerpunktgebiete des
Rotwildvorkommens gemalR § 15 Abs. 1 fort und unterliegen im Ubrigen den
Regelungen dieses Gesetzes. Die gemald 8 11 des in Satz 1 genannten Gesetzes
abgegrenzten Bewirtschaftungsbezirke fir Dam- und Muffelwild gelten als
Duldungsgebiete fir Dam- und Muffelwild gemaf § 26 Abs. 1 fort und unterliegen im
Ubrigen den Regelungen dieses Gesetzes.

(7) Die gemal 8§ 13 des Landesjagdgesetzes vom 9. Juli 2010 (GVBI. S. 149), zuletzt
geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. September 2012 (GVBI. S. 310 -, BS
792-1) bestehenden Hegegemeinschaften far Rotwild werden in
Bewirtschaftungsgemeinschaften nach 8§ 15 Abs. 1 umgewandelt; sie haben lhre
Satzung innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes anzupassen. Die
gemal § 13 des in Satz 1 genannten Gesetzes bestehenden Hegegemeinschaften fur
Damwild und fur Muffelwild werden aufgeldst. |hr Vermdgen ist analog zur Erhebung
von Umlagen an die Mitglieder auszukehren.

(8) Die Einrichtung des Jagd- und Wildtierportals gemalR 8 41 Abs. 3 sowie des
digitalen Jagdbezirkskatasters gemafll 8 42 soll innerhalb von funf Jahren nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes vollzogen sein.

§ 54
Durchfiihrungsvorschriften

(1) Das fachlich zustandige Ministerium wird ermé&chtigt, durch Rechtsverordnung

1. im Einvernehmen mit den fur Forsten, Landwirtschaft, Naturschutz und
Tierschutz zustandigen Ministerien sowie mit dem flr das Jagdrecht
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zustandigen Ausschuss des Landtags die dem Jagdrecht unterliegenden
Tierarten abweichend von § 6 zu bestimmen,

. das Nahere Uber befriedete Bezirke (8 12) zu bestimmen und dabei

insbhesondere

a) die Gestattung des Fangens und Totens von Wild in befriedeten Bezirken
zu regeln,

b) Vorgaben fur die Qualifizierung von urbanen Wildberaterinnen und
Wildberatern sowie Art und Umfang der von ihnen durchfihrbaren
Managementmalnahmen festzulegen,

das Nahere UUber Schwerpunktgebiete des Rotwildvorkommens und
Bewirtschaftungsgemeinschaften (8 15) zu bestimmen; dabei kann es
insbesondere

a) Vorgaben zur Hege und Bejagung von Rotwild innerhalb und au3erhalb der
Schwerpunktgebiete machen

b) Einzelheiten zur Bildung und Abgrenzung sowie Kriterien und das Verfahren
zur  Uberprifung und Anpassung der Schwerpunktgebiete und
Bewirtschaftungsgemeinschaften festlegen,

c) Uber die Organe von Bewirtschaftungsgemeinschaften sowie deren Wahl
bestimmen,

d) die Aufgaben, die Geschaftsfuhrung, die Vertretung, Verwaltung und
Beschlussfassung der Bewirtschaftungsgemeinschaften sowie die
Mitwirkung der Jagdgenossenschaften und Eigentimerinnen und
Eigentiimer von Eigenjagdbezirken regeln und

e) die Umlage von Kosten und deren Beitreibung sowie die Zusammenarbeit
mehrerer Bewirtschaftungsgemeinschaften regein,

. die Abgrenzung sowie das Verfahren zur Uberpriifung und Anpassung der

AulRengrenzen der Duldungsgebiete fir Dam- und Muffelwild (8 26 Abs. 1) zu
regeln,

. Néaheres zur Abschussregelung (8 21) festzulegen; insbesondere

a) das Verfahren, die Gestaltung, die Fristen und die zeitliche Geltung fur
Abschussvereinbarungen, Abschusszielsetzungen, Gesamt- und
Teilabschussplane sowie Mindest- und Ho6chstabschussplane,

b) die Abschusserfullung von mehrjahrigen Abschussplanen,



c) das Fuhren einer Abschussliste, die Gestaltung, Verfahren und Fristen fir
die Abschussmeldung und Wildnachweisung

d) die Definition sowie die Verfahren und Methoden zur Feststellung des
gunstigen Erhaltungszustands,

e) die Einteilung von Schalenwild in Klassen,
f) die Erbringung des kdrperlichen Nachweises,
g) die Vorgaben zur Erstellung einer Jagdkonzeption,

6. das Nahere zu bestimmen Uber die zeitgleiche Vorlage der forstbehoérdlichen
und fachbehordlichen Stellungnahmen (8§ 22),

7. Regelungen zur Festsetzung der Jagdzeiten zu treffen und Jagdzeiten zu
bestimmen (8 23 Abs. 1),

8. die behordliche Uberwachung des gewerbsméaRigen Ankaufs, Verkaufs und
Tauschs sowie der gewerbsmalliigen Verarbeitung von Wildbret, die
behordliche Uberwachung der Wildhandelsbiicher,

9. Ausnahmeregelungen vom Verbot der Fitterung und Kirrung von Schalenwild
(8 25 Abs. 1 Nr. 11) zu erlassen, dabei kann es insbesondere

a) Futter- und Kirrmittel vorgeben oder ausschliel3en,

b) Fitterungs- und Kirrungseinrichtungen vorgeben oder ausschliel3en,
c) die Art der Ausbringung von Futter- und Kirrmitteln n&her regeln,

d) sonstige Beschrankungen festlegen sowie

e) Verfahrens- und Zustandigkeitsregelungen treffen,

10.gemal den Bestimmungen des Bundesjagdgesetzes fur die Jagerprifung und
fur die Falknerprifung (8 15 Abs. 5 und 7 des Bundesjagdgesetzes und 8§ 47
Abs. 1 dieses Gesetzes) Ausbildungs- und Prifungsordnungen zu erlassen und
Néheres zur Befreiung von der Jagerprifung bei der Erteilung von
Auslanderjagdscheinen (8 47 Abs. 2) zu bestimmen,

11.das Nahere zu bestimmen Uber

a) die Organe der Jagdgenossenschaft sowie deren Wahl und deren
Aufgaben,

b) das Verfahren der Jagdverpachtung fiir gemeinschaftliche Jagdbezirke (8
16 Abs. 3),
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f)
9)
h)

)

K)

die Prufung von Jagdaufseherinnen und Jagdaufsehern (§ 20 Abs. 1 Satz
2),

die Zulassung der Bauart bestimmter Fallen (8 25 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. k)
sowie die Erlangung und den Nachweis der Fachkenntnis zur Austibung der
Fallenjagd (8 25 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. i),

die Erlangung und den Nachweis der Fachkenntnis zur Ausibung der
Baujagd (8 25 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. I),

die Erlangung des Schiel3iibungsnachweises nach 8§ 25 Abs. 1 Nr. 5,
die Ausweisung sowie die Kenntlichmachung von Wildruhezonen (§ 27),

die Anerkennung von Fuhrerinnen und Fidhrern von Schwei3hunden und
deren Erkennbarkeit im Einsatz (8 32 Abs. 4),

die Brauchbarkeit von Jagdhunden (8 33),

die Schutzvorrichtungen gegen Wildschaden (8 37); dabei ist die
Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz anzuhéren,

das Vorverfahren in Wild- und Jagdschadenssachen (§ 39 Abs. 2),

die Voraussetzungen fur die Anerkennung sowie das Verfahren zur
Bestellung und den Einsatz von Wildschadensschatzerinnen und
Wildschadensschétzern und deren angemessene Entschadigung (8 39 Abs.
5),

m) das Verfahren und die Voraussetzungen fur die Anerkennung der

n)

0)

P)

Q)

Vereinigungen der Jagerinnen und Jager (8 41 Abs. 1)
Aufbau, Inhalt und Anwendung des Jagd- und Wildtierportals (§ 41 Abs. 3),

das Verfahren zur Erstellung, die Ubermittlung von Daten sowie die Inhalte
des digitalen Jagdbezirkskatasters (8 42),

die Berufung, einschlieBlich der paritatischen Besetzung des
Landesjagdbeirats mit Frauen und Mannern, die Amtsperiode und die
Aufwandsentschadigung der Mitglieder des Landesjagdbeirats (8§ 44) und

die Wahl der Kreisjagdberaterin oder des Kreisjagdberaters, die Berufung
der Mitglieder des Kreisjagdbeirats, einschlie3lich der paritatischen
Besetzung des Kreisjagdbeirats mit Frauen und Mannern, die Amtsperiode,
die Beschlussfahigkeit und die Aufwandsentschadigung der Mitglieder des
Kreisjagdbeirats (§ 45).
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(2) Das fur Forsten zustandige Ministerium wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung
das Nahere zu regeln tber

1. das Verfahren zur Fertigung der nach 8 22 Abs. 1 zu erstellenden
forstbehdrdlichen Stellungnahme,

2. die Vorgaben zu den gemal § 22 Abs. 2 anzulegenden Weiserflachen und

3. die fur das Erreichen des Waldentwicklungsziels erforderliche, nicht
geschadigte Mindestpflanzenzahl gemafll 8 36 Abs. 3 Satz 3; dabei ist die
Mindestpflanzenzahl fur die jeweilige Baumart und die Oberhdhen der
vorhandenen Verjiingung vorzugeben.

(3) Das fur den Naturschutz zustdndige Ministerium wird erméchtigt, durch
Rechtsverordnung das Nahere zu regeln tber die Fertigung der nach 8§ 22 Abs. 3 Satz
1 zu erstellende fachbehoérdliche Stellungnahme seitens der Naturschutzbehdrden
sowie das Verfahren der nach 8§ 22 Abs. 4 durchzufiihrenden Vegetationsaufnahmen.

(4) Das fur die Landwirtschaft zustdndige Ministerium wird ermachtigt, durch
Rechtsverordnung das Nahere zu regeln tber die Fertigung der nach 8§ 22 Abs. 3 Satz
1 zu erstellende fachbehordliche Stellungnahme seitens der Landwirtschaft.

(5) Das fachlich zustandige Ministerium erlasst die zur Durchfiihrung dieses Gesetzes
erforderlichen Verwaltungsvorschriften.

855
Unberihrtheitsklausel

Vorschriften des Tierschutzrechts, des Naturschutzrechts, des Waldrechts, des
Lebensmittelrechts, des Fleischhygienerechts und des Tiergesundheitsrechts bleiben
unberihrt.

§ 56
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des 8§ 25 Abs. 1 Nr. 4 am 1. April 2026 in Kraft.
§ 25 Abs. 1 Nr. 4 tritt am 1. April 2031 in Kraft. Bestimmungen, die zum Erlass von
Rechtsverordnungen ermachtigen, treten am Tage nach der Verkindung in Kraft.

(2) Gleichzeitig mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten aul3er Kraft:
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vorbehaltlich der Regelung in 8§ 23 Abs. 1 Nr. 3, das Landesjagdgesetz vom 9.
Juli 2010 (GVBI. S. 149), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12.
September 2012 (GVBI. S. 310 -, BS 792-1),

die Landesjagdverordnung vom 25. Juli 2013 (GVBI. S. 282), zuletzt geandert
durch Verordnung vom 08. Mérz 2021 (GVBI. S. 156),

die Landesverordnung uber die Futterung und Kirrung von Schalenwild vom 4.
August 2005 (GVBI. S 362), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
12. September 2012 (GVBI. S. 310),

die Landesverordnung uber die Geblhren der Jagdverwaltung vom 7. Oktober
1998 (GVBI. 1998, 288), zuletzt geandert durch § 56 der Verordnung vom 25
Juli 2013 (GVBI. S. 282).

§ 23 Abs. 1 Nr. 3des in Satz 1 Nr. 1 genannten Gesetzes tritt am 31. Marz 2031 aul3er

Kraft.
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Mainz, den ....
Der Ministerprasident Alexander Schweizer



Begrundung
A. Allgemeines

Seit dem 1.9.2006 fallt das Jagdwesen unter die konkurrierende Gesetzgebung des
Art. 74 Abs. 1 Nr. 28 GG. Gemal Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 GG in Verbindung mit Art.
125b Abs. 1 GG haben die Bundeslander seitdem das Recht, vom geltenden
Bundesjagdgesetz abzuweichen. Als abweichungsfeste Angelegenheit des Bundes ist
davon lediglich das Recht der Jagdscheine ausgenommen.

Mit dem Landesjagdgesetz vom 9.7.2010 (GVBI. S. 149) hat Rheinland-Pfalz von der
Abweichungskompetenz Gebrauch gemacht und eine eigenstandige und umfassende
Kodifizierung des Jagdrechts, mit Ausnahme der Jagdscheine, entwickelt.

Nach nunmehr elfjahriger Bestandskraft des Landesjagdgesetzes haben sich die
Regierungsparteien im Koalitionsvertrag ,ZUKUNFTSVERTRAG RHEINLAND-PFALZ
— 2021 bis 2026“ zum Ziel gesetzt, die landesjagdrechtlichen Vorschriften im Dialog
mit den Verbanden zu evaluieren und bedarfsgerecht weiterzuentwickeln. Hierfar
wurden in einem ersten Schritt seitens des MKUEM die landesjagdrechtlichen
Vorschriften hinsichtlich ihrer Rechtsbestimmtheit, Anwendbarkeit und Wirkung
evaluiert. Dabei wurden auch die weiteren im Koalitionsvertrag verankerten und durch
das Jagdrecht geregelten Ziele, wie etwa die Starkung der Grundeigentimerinnen und
Grundeigentiimer, die Vereinfachung der Wildschadensabwicklung, die Erweiterung
der Mitspracherechte der Jagdgenossenschaften sowie die Entwicklung eines auf die
Wiederbewaldung abgestimmten Jagdmanagements, in den Blick genommen.

Im Ergebnis entstand ein in Form von Diskussionspunkten gefasstes sogenanntes
Evaluierungspapier, welches seitens des MKUEM gemeinsam mit den tangierten
Stakeholdern erdrtert wurde. Dariiber hinaus fanden zu bestimmten Konflikithemen
Workshops statt, bei denen die berthrten Interessengruppierungen die Méglichkeit
erhalten haben, an einer L6sung in Form von konkreten Gesetzesé&nderungen
beratend mitzuwirken. Das Evaluierungsverfahren sowie die in den letzten elf Jahren
vorangegangenen Entwicklungen auf jagdpolitischer Ebene zeigten Probleme und
Konflikte in der Verwaltungspraxis, bei der Einhaltung von jagdrechtlichen
Vorschriften, bei der Umsetzung eines zeitgemafRen Jagdmanagements unter
Berlcksichtigung des Eigentumsschutzes, bei der Populationsentwicklung von
bedrohten Wildarten sowie bei der Wahrnehmung der Jagd in der Gesellschaft auf.

Dementsprechend wurde in den folgenden Bereichen ein Regelungsbedurfnis
identifiziert und wie dargelegt umgesetzt:
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e Wahrung des Jagdrechts als Eigentumsrecht und Starkung der
Grundeigentimerinnen und Grundeigentimer

Die Jagd in Rheinland-Pfalz ist von 6konomischer, gesellschaftlicher und 6kologischer
Bedeutung und das Land ist seit jeher aufgrund des Wildreichtums und des hohen
Waldanteils ein attraktives Gebiet zur Durchfiihrung der Jagd. Aus diesem Grund soll
das durch Art. 14 GG verfassungsrechtlich geschiitzte, mit dem Grund und Boden
verbundene Jagdrecht als vermdgenswertes Recht weiterhin geschitzt und die
Eigenverantwortung der Grundeigentimerinnen und Grundeigentumer als
Inhaberinnen und Inhaber des Jagdrechts gestarkt werden. Dieser Grundsatz wurde
auch von den Regierungsparteien im Koalitionsvertrag in Verbindung mit der
Jagdrechtsnovellierung festgehalten. Bereits bei der letzten Novellierung des
Landesjagdgesetzes im Jahr 2010 wurden den Grundeigentimerinnen und
Grundeigentimern weitgehende Rechte flir eine selbstbestimmte Ausgestaltung der
Jagd auf ihren Grundflachen eingeraumt. Diese Rechte wurden durch dieses Gesetz
an mehreren Stellen in geeigneter Weise erweitert.

Eine Starkung des Grundeigentums wird beispielsweise durch eine grundsatzlich
vorgesehene Verstandigung der Vertragspartner uber MalRnahmen zur
Bewirtschaftung der im Jagdbezirk vorkommenden Schalenwildarten im Rahmen der
Jagdverpachtung, das Sonderkindigungsrecht bei Jagdpachtvertragen, die
Moglichkeit der Unterstitzung bei der Abschusserfullung nach vorheriger
Vereinbarung sowie das Mitwirken der Angliederungsgenossenschaften bei der
Erarbeitung der Abschusszielsetzungen erreicht. Darlber hinaus kommt ihnen die
Flexibilisierung und Professionalisierung des Wildschadensverfahrens und die
Moglichkeit der Abgrenzung gemeinschaftlicher Jagdbezirke, im Ausnahmefall auch
deutlich unterhalb der grundsatzlich geforderten MindestgréRe von 250 Hektar,
zugute. Letzteres wirkt insbesondere dem Untergang von gemeinschaftlichen
Jagdbezirken bei Herauslésung von Eigenjagdbezirken entgegen.

e Formulierung inhaltlicher Anforderungen an Jagd und Hege,
einschlie3lich Vorgaben fur eine gute jagdfachliche Praxis

Die Jagdausibung und die Hege, als wesentliche Inhalte des Jagdrechts, wurden
bisher nicht gesetzlich definiert. In der Rechtsumsetzung bestanden folglich
unterschiedliche Auffassungen zum Inhalt der Begriffe und demnach eine sehr
differente Ausgestaltung von Jagd und Hege in der Praxis. Im Sinne der
Rechtsbestimmtheit und der Rechtssicherheit der Betroffenen dieses Gesetzes
werden die Begriffe nunmehr in 8§ 3 inhaltlich definiert und Anforderungen an ihre
Auslibung in 8 5 festgelegt.
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e Integration neuerer wildtierékologischer Erkenntnisse und Starkung von
naturschutzfachlichen und waldékologischen Anforderungen im Kontext
der Rot-, Dam- und Muffelwildbewirtschaftung

Zur Vermeidung von Wildschéden sind in Rheinland-Pfalz seit 1989 per Verordnung
und seit 2010 per Gesetz sogenannte Bewirtschaftungsbezirke fir Rot-, Dam- und
Muffelwild  festgesetzt, mit dem Ziel, die Gebiete aullerhalb der
Bewirtschaftungsbezirke frei von den genannten Wildarten zu halten. Auf3erhalb dieser
Bewirtschaftungsbezirke besteht seit jeher ein Hegeverbot dieser Wildarten.
Auswertungen von Schalschaden und Abschusszahlen haben gezeigt, dass die
genannten Wildarten dennoch auch auf3erhalb der Bewirtschaftungsbezirke in zum
Teil betrachtlicher Anzahl vorkommen. Dies lasst sich einerseits dadurch erklaren,
dass das Wild natirlicherweise unabhéngig von Verwaltungsgrenzen geeignete
Lebensrdume aufsucht, andererseits haben sich die fir Gebiete aul3erhalb der
Bewirtschaftungsbezirke erlassenen gesetzlichen Regelungen als zu unkonkret
erwiesen, sodass das ,Freigebiet® weder behordlich noch praktisch umgesetzt wurde.

Neben der Festsetzung von Bewirtschaftungsbezirken hatte der Gesetzgeber
vorgesehen, dass innerhalb jedes Bewirtschaftungsbezirks die
jagdaustbungsberechtigten Personen flr mehrere zusammenhangende Jagdbezirke
Hegegemeinschaften als Kdrperschaften des offentlichen Rechts bilden. Der Gedanke
hierbei war, vorrangig zur Vermeidung UbermaRiger Wildschaden eine
jagdbezirksibergreifende Bejagung und Hege von Wildarten mit groRraumiger
Lebensweise nach einheitlichen Grundsatzen sicherzustellen. Eine von Seiten des
MKUEM initiierte Abfrage bei den Hegegemeinschaften fur das Rot-, Dam- und
Muffelwild hat ergeben, dass die Hegegemeinschaften ihre Abschussgestaltung sowie
ihre Beschlisse unter anderem oftmals malf3geblich auch an einer troph&enorientierten
Bejagung ausrichten. Die Auswertung der Abfrage hat des Weiteren aufgezeigt, dass
der Abschuss mit Blick auf die notwendige Reduzierung der Rot-, Dam- und
Muffelwildbestande oftmals recht gering angesetzt und dariiber hinaus vor allem bei
den Alttieren (weibliche adulte Tiere; Zuwachstrager) durchschnittlich nur zu 60 %
erfullt wird.

Vor dem Hintergrund der Leitgedanken der Gesetzesnovelle, wie etwa der
Bertcksichtigung von naturschutzfachlichen und wildtierbiologischen Erkenntnissen
sowie der Starkung des Grundeigentums, wurde eine Neuregelung hinsichtlich der
Bewirtschaftung von Rot-, Dam- und Muffelwild vorgenommen, die in § 15 fir das
Rotwild und in 8 26 fur das Dam- und Muffelwild in Verbindung mit der
Abschussregelung in 8§ 21 gesetzlich verankert wurde.

Fur eine artgerechte Lebensweise sowie zur Sicherstellung der genetischen Vielfalt
der heimischen Wildart Rotwild werden die bisherigen Bewirtschaftungsbezirke fir
diese Wildart aufgeldst. In den Schwerpunktgebieten des Rotwildvorkommens sollen
die jagdausibungsberechtigten Personen weiterhin Bewirtschaftungsgemeinschaften
zur jagdbezirksiuibergreifenden Bejagung und Hege als Korperschaften des
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offentlichen Rechts bilden. Den Jagdgenossenschaften und Eigentimerinnen und
Eigentimern von Eigenjagdbezirken kommt dabei in allen die Wildbewirtschaftung
betreffenden Fragen bei der Erfullung der Aufgaben der
Bewirtschaftungsgemeinschaften ein umfassendes Mitwirkungsrecht zu.

Vor dem Hintergrund, dass Bewirtschaftungsgemeinschaften auch kreistibergreifend
abgegrenzt werden kénnen, ist es hinsichtlich der Zustandigkeit zweckmaRig, die
obere Jagdbehodrde als Aufsichtsbehérde zu benennen. Darlber hinaus hat die
Verwaltungspraxis in den vergangenen Jahren gezeigt, dass fir eine qualifizierte
Fachaufsicht Uber die betreffenden offentlich-rechtlichen Korperschaften ein
jagdliches und wildbiologisches Wissen bei den Mitarbeitenden der Behdrden
winschenswert ist. An der oberen Jagdbehérde wird dies gerade auch durch die
dienstliche Verbindung zur Forschungsanstalt fir Waldokologie und Forstwirtschaft
(FAWF) sichergestellt. Eine bedarfsweise ortliche Einschatzung kdnnen weiterhin die
Vorstande der Bewirtschaftungsgemeinschaften, die Kreisjagdberaterinnen oder die
Kreisjagdberater sowie die Forstamter an die obere Jagdbehdérde abgeben.

Die obere Jagdbehdrde erhélt die Moglichkeit, die Grenzen der Schwerpunktgebiete
festzulegen, zu Uberprifen und anzupassen. Die Kriterien und das Verfahren hierfir
werden in der Durchfiihrungsverordnung geregelt. Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes
werden zunéchst die bisherigen Bewirtschaftungsbezirke als Schwerpunktgebiete des
Rotwildvorkommens Gbernommen und die bestehenden Rotwildhegegemeinschaften
in Bewirtschaftungsgemeinschaften fur das Rotwild umgewandelt.

Der Abschuss von Rotwild innerhalb der Bewirtschaftungsgemeinschaften wird
dergestalt geregelt, dass die Erlegung von Rotwild auf Grundlage eines von der
Bewirtschaftungsgemeinschaft nach Anzahl, Geschlecht und Klassen in der Regel fir
drei Jahre aufgestellten Gesamtabschussplans erfolgt. Mit Ausnahme der Hirsche der
Klasse | und Il kann dieser von allen Jagdbezirken ausgeschopft werden. Hierdurch
wird in Bezug auf die ortliche Bewegung des Rotwildes ein hohes Mal3 an Flexibilitat
dahingehend erreicht, als dass das Rotwild nun dort erlegt werden kann, wo es sich
aufhalt. Die Aufstellung des Gesamtabschussplans flr grundsatzlich drei Jahre tragt
dem Burokratieabbau in der Jagdverwaltung Rechnung und entlastet gleichzeitig die
Bewirtschaftungsgemeinschaften; eine Abweichung ist in begrindeten Fallen méglich.
In den Teilabschussplanen sollen nicht nur Aussagen uber die Hirsche der Klasse |
und Il getroffen werden, sondern auch Angaben Uber die angestrebten Abschiisse der
Kéalber und des adulten weiblichen Wildes enthalten sein.

Wahrend fur das Rotwild als einheimische Wildart aus den vorgenannten Griinden die
nach altem Recht geltenden Bewirtschaftungsbezirke aufgeldst werden, gelten fiir das
Dam- und Muffelwild als nicht heimische Wildarten weiterhin ausgewiesene
Lebensraume in Form von Duldungsgebieten. Einer weiteren Ausbreitung dieser
Wildarten soll insbesondere aufgrund des von ihnen ausgehenden hohen
Wildschadenspotenzials entgegengewirkt werden, indem alles vorkommende Dam-
und Muffelwild grundsatzlich innerhalb der Jagdzeiten und unter Beachtung des
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erforderlichen Schutzes der Elterntiere zu erlegen ist; tierschutzrechtliche Belange
stehen dieser Neuregelung somit nicht entgegen. Die Hegegemeinschaften fur das
Dam- und Muffelwild werden aufgelost. Dadurch werden zum einen die unteren
Jagdbehorden (die bisher als Aufsichtsbehdrde fungiert haben) entlastet, zum anderen
haben die vergangenen Jahre gezeigt, dass diese Wildarten aufgrund ihrer im
Vergleich zum Rotwild deutlich kleinraumigeren und oftmals recht standorttreuen
Lebensweise einer jagdbezirksibergreifenden Bewirtschaftung nicht zwingend
bedurfen.

e Anpassung der Rechtsnormen im Sinne einer klimaresilienten
Waldentwicklung

Die Koalitionspartner haben sich zum Ziel gesetzt, bei der Jagdrechtsnovellierung
insbesondere die Vermeidung von Wildschaden im Wald in den Blick zu nehmen.

Die Folgen des Klimawandels haben in den vergangenen Jahren gezeigt, wie
essentiell die Entwicklung und Sicherstellung von naturnahen, artenreichen und
standortgerechten Waldern fiir deren vielfaltige Funktionen ist. Die fur den Erhalt von
naturnahen Waldern essentiellen waldbaulichen Strategien und Umsetzungsvorhaben
der Waldbesitzenden entfalten jedoch erst dann ihre Wirkung, wenn eine an den
jeweiligen Standort angepasste Wildbestandsdichte der pflanzenfressenden
Schalenwildarten sichergestellt ist. Die langjahrigen Zeitreihen der Jagdstrecken in
Rheinland-Pfalz weisen auf einen landesweit deutlichen Populationsanstieg des
Rehwildes und auf ein lokal hohes Populationsniveau von Rotwild hin. Gleiches gilt
vielerorts fur Muffel- und Damwild. Zugleich zeigen die Auswertungen der
forstbehordlichen Stellungnahmen, dass in der Halfte der aufgenommenen
Jagdbezirke in Rheinland-Pfalz das waldbauliche Betriebsziel gefahrdet oder erheblich
gefahrdet ist.

Dieser Problematik wird im vorliegenden Gesetzentwurf insbesondere mit einer
Erweiterung der Rechtsfolgen der fachbehdrdlichen Stellungnahmen und einer
Verscharfung der Verwaltungsinstrumente zur behdrdlichen Anordnung zur
Reduzierung des Wildbestandes begegnet. Darlber hinaus wird im Rahmen einer
seitens des MKUEM initiierten Projektgruppe derzeit das Verfahren zur Erstellung der
forstbehordlichen  Stellungnahme an die personellen, waldbaulichen und
jagdpolitischen Entwicklungen der Zeit angepasst. Ausfluss dessen wird eine neue
Erhebungsanleitung und die Fassung neuer Grundsatze zur Erstellung der
forstbehordlichen Stellungnahme sein. Die Einfihrung von Weiserflachen zur
Kenntlichmachung des Einflusses des Schalenwildes auf die Waldentwicklung soll
helfen, mégliche Beeintrachtigungen zu verdeutlichen und die Diskussionen Uber
notwendige Anderungen im Wildtiermanagement zu versachlichen. Bei festgestellter
Gefahrdung der Waldentwicklungsziele wird den jagdausubungsberechtigten
Personen fortan die Darlegung einer Jagdkonzeption zur Vermeidung kunftiger
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Gefahrdungen abverlangt. Ist die Jagd verpachtet, bedarf die Jagdkonzeption
ausdrucklich der Zustimmung der Verpachtenden. Somit sind die verantwortlichen
Personen angehalten, sich der waldvertraglichen Wildbewirtschaftung umfassend zu
widmen, wollen sie sich nicht mit gesteigerten Abschussvorgaben konfrontiert sehen.
Weitere im Kontext dieser Thematik stehende Neuregelungen wurden bereits genannt,
wie etwa die erforderliche Verstandigung der Vertragspartner Uber MalRnahmen zur
Bewirtschaftung der vorkommenden Schalenwildarten im Rahmen der
Jagdverpachtung und die Neuausrichtung der Bejagung von Dam- und Muffelwild.
Auch die Entburokratisierung des Abschusses von Rehwild durch Verzicht auf die
Vorlage von Abschusszielsetzungen und Abschussvereinbarungen an die zustandigen
Behorden dient diesem Ziel.

Neben den gesetzlichen Neuregelungen wird es weiterhin die Aufgabe der
Jagdgenossenschaften sowie der Eigentimerinnen und Eigentimer von
Eigenjagdbezirken sein, sich bei ihren jagdausiibungsberechtigten Personen fir eine
waldfreundliche Jagd in ihren Waldern einzusetzen und eine solche einzufordern; die
jagdrechtlichen Méglichkeiten hierfir sind nunmehr vollstandig eingeraumt.

e Starkung tierschutz- und naturschutzfachlicher Anforderungen

Die Bedeutung und die Rahmenbedingungen des Natur- und Tierschutzes entwickeln
sich laufend fort und bedingen darauf basierende Entwicklungen des hiesigen
Jagdgesetzes, insbesondere im Bereich der Jagdmethoden und sachlichen Verbote,
des Artenschutzes, des Wildmonitorings, der naturschutzfachlichen Stellungnahmen,
des Managements von Okosystemfremden Wildarten und eine diesbezuglich zu
organisierende Zusammenarbeit mit Jagerinnen und Jagern. Daneben hangt die
Akzeptanz der Jagd in der Gesellschaft zu einem wesentlichen Teil davon ab,
inwieweit die Jagdaustuibung den berechtigten Forderungen des WNatur- und
Tierschutzes genugt, weshalb eine Jagdrechtsfortentwicklung nicht zuletzt aus diesem
Grund notwendig erscheint.

e Sicherstellung einer zweckmafigen Jagdverwaltung

Eine Abfrage der unteren Jagdbehdrden auf Grundlage des Strategiepapiers
,Waldumbau, Wild und Jagd im Zeichen des Klimawandels“ sowie die Erfahrungen in
der alltdglichen Arbeit der oberen und obersten Jagdbehorde haben erkennen lassen,
dass die unteren Jagdbehoérden aufgrund des personellen Mangels und der teilweise
fehlenden fachlichen Expertise die ihnen zugeschriebenen Aufgaben aus dem
Landesjagdgesetz nicht in jedem Fall vollumfanglich erfillen kbnnen. Die Mehrheit der
Mitarbeitenden der unteren Jagdbehoérden sind fur weitere Rechtskreise und damit
Fachbereiche zustadndig, sodass teilweise fir den Jagdbereich nur 30 % einer
Vollzeitstelle zur Verfigung stehen.
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Diese Stunden werden hauptsachlich daftr genutzt, jene Verwaltungsleistungen
abzuarbeiten, die nicht aufgeschoben werden kdnnen; i.d.R. Antragsverfahren. Hierzu
zéhlen beispielsweise Aufgaben wie etwa die Jagd- und Falknerscheinerteilung, die
Befriedung von Bezirken, die Gestaltung von Jagdbezirken sowie die Organisation der
Jagerprufung.

Gesetzlich zugewiesene Aufgaben, die jagd- oder wildbiologisches Wissen (Erstellung
von Mindestabschussplanen, Beanstandungen von Gesamt- oder
Teilabschussplanen) oder proaktives Handeln verlangen, wie etwa die
Aufsichtspflichten gegenuber den Hegegemeinschaften und den
Jagdgenossenschaften (Uberprifung der Bewirtschaftungskonzepte und Jagdkataster
etc.), konnen aufgrund der bereits dargelegten Defizite Uberwiegend nicht erfullt
werden. In der Folge fuhrt das beispielsweise dazu, dass rechtswidrige Beschliisse
einiger Hegegemeinschaften seit deren Griindung seitens der unteren Jagdbehérde
nicht beanstandet wurden. Dies ist insbesondere deshalb kritisch zu sehen, als dass
genau diese Aufgaben im Bereich des Schalenwildmanagements eine wesentliche
Rolle in der Bewaltigung der Waldklimakrise und der Pravention der Afrikanischen
Schweinepest (ASP) spielen.

Nicht zuletzt daher haben sich die Regierungsparteien im Koalitionsvertrag zum Ziel
gesetzt, durch die Jagdrechtsnovellierung eine zweckméRige Jagdverwaltung
sicherzustellen.

Diese MaRgabe wurde im vorliegenden Gesetzentwurf zum einen durch eine
Entburokratisierung, insbesondere hinsichtlich derjenigen Aufgabenbereiche, die die
unteren Jagdbehoérden betreffen, erreicht. Durch die Vereinfachung der
Abschussregelung wird den unteren Jagdbehdrden eine erhebliche Arbeitsentlastung
zukommen. Im Rahmen der Anhorung der Verbande wurde seitens der
Interessenvertretungen  fur  Grundeigentum,  Jagdgenossenschaften und
Waldbesitzende sowie der Jagerschaft klar der Wunsch zum Ausdruck gebracht, die
Abschussvereinbarungen als grundlegende Voraussetzung fur das Management von
Schalenwildarten beizubehalten. Diesem Wunsch wird der vorgelegte Entwurf gerecht.
In Erwartung, dass dem Wunsch entsprechend auch die daraus erwachsende
Verantwortung kiinftig umfassender wahrgenommen wird, wird auf eine Vorlage und
behdrdliche Priufung der Abschussvereinbarungen allerdings fortan verzichtet. Bei
einer fachbehdrdlich festgestellten Gefahrdung der berechtigten Belange wird kiinftig
ein verpflichtender Bestandteil der Abschussvereinbarung eine Jagdkonzeption sein,
die darauf auszurichten ist, dass die Abschussvorgaben erflllt und kiinftig Gbermafige
Wildschaden vermieden werden.

Daruber hinaus wurde mit der Neufassung des Landesjagdgesetzes eine Verlagerung
von Zustandigkeiten innerhalb der Jagdverwaltung erwirkt, die eine sinnvollere
Zuweisung von operativen, strategischen und normativen Aufgaben zum Gegenstand
hat. Durch die voran beschriebenen MalRBhahmen der Entburokratisierung und
Deregulierung kénnen sich die unteren Jagdbeho6rden nachhaltiger den zugewiesenen
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Aufgaben, fur die es einer Ortlichen Expertise bedarf, wie die Abrundung von
Jagdbezirken, die Begleitung und Durchsetzung jagdrechtlicher Ge- und Verbote
sowie die Verwaltung des Jagdscheinwesens und das Fidhren des
Jagdbezirkskatasters, widmen. Demgegentber fallen in die Zustandigkeit der oberen
Jagdbehérde  Aufgaben, die mindestens einer jagdbezirksibergreifenden
Betrachtungsweise und wildbiologischer Kenntnisse bedirfen; hier kann beispielhaft
erneut die Aufsicht Uber die Bewirtschaftungsgemeinschaften fir das Rotwild genannt
werden. Die oberste Jagdbehdrde ist aufgrund der landesweiten Auswirkungen und
politischen Bedeutung nunmehr fir die Entwicklung des Jagd- und Wildtierportals
zustandig.

Das Jagd- und Wildtierportal wird mit seiner Fertigstellung die Effizienz des
Behordenhandelns steigern und stellt die dritte Komponente dar, mit der eine
zweckmalRige Jagdverwaltung durch die Normanderung sichergestellt werden soll.

Das im Jahr 2017 in Kraft getretene "Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu
Verwaltungsleistungen — Onlinezugangsgesetz (OZG) “ verpflichtet Bund und Lander,
ihre Verwaltungsleistungen bis Ende 2022 auch elektronisch Gber Verwaltungsportale
anzubieten. Zum einen mussen Verwaltungsleistungen auf Bundes-, Landes- und
Kommunalebene digitalisiert werden. Zum anderen muss eine IT-Infrastruktur
geschaffen werden, die jeder Nutzerin und jedem Nutzer den Zugriff auf die
Verwaltungsleistungen mit nur wenigen Klicks ermgglicht. Rheinland-Pfalz hat nach
dem ,Einer fur Alle- Prinzip“ (EfA) die Digitalisierung des Jagdscheins federfuhrend
Ubernommen und bereits erfolgreich in die Anwendung gebracht. Mit der Entwicklung
des Jagd- und Wildtierportals sollen alle weiteren jagdlichen Verwaltungsleistungen
digitalisiert und den Jagdbehdrden hierflr ein geeignetes Programm zur Verfigung
gestellt werden. Damit inbegriffen sind Module zur digitalen Ubermittlung von Daten
zur Erfillung von Melde- und Nachweispflichten seitens der Jagdgenossenschaften,
Eigentumerinnen und  Eigentimer von Eigenjagdbezirken sowie der
jagdaustbungsberechtigten  Personen  (Abschussmeldung, Jagdbezirksdaten,
Wildmonitoring etc.).

Neben einem Verwaltungsportal soll das Jagd- und Wildtierportal auch als
Wissensbereich fungieren, indem Befunde der Forschungsanstalt fir Waldokologie
und Forstwirtschaft hinsichtlich der Populationsentwicklung der Wildarten und andere
bedeutsame aktuelle Erkenntnisse der Wildbiologie zur Verfiigung gestellt werden.
Hierdurch sollen wissenschaftliche Erkenntnisse fur Jagerinnen und Jager, aber auch
fur interessierte Birgerinnen und Birger, zuganglich gemacht werden, u.a. mit dem
Ziel, dass diese auch in der Jagdpraxis umgesetzt werden.

Das Jagd- und Wildtierportal soll so aufgebaut werden, dass eine modulare
Erweiterung der Funktionen moglich ist. Denkbar ware ein interner Bereich flr
Bewirtschaftungsgemeinschaften und Jagdgenossenschaften zur Verwaltung ihrer
Aufgaben sowie die Darstellung der Ergebnisse der fachbehérdlichen
Stellungnahmen.
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e Vereinfachung des Wildschadensverfahrens

Die Koalitionspartner haben sich zum Ziel gesetzt, mit der Jagdrechtsentwicklung eine
Vereinfachung des Wildschadensverfahrens zu bewirken. Dies erscheint
insbesondere vor dem Hintergrund der ansteigenden Wildschaden in der Land- und
Forstwirtschaft und dem daraus resultierenden Mehraufwand fur die
Verbandsgemeinden und fir die fur Jagdbezirke verantwortlichen Personen
notwendig. Eine Vereinfachung des Wildschadensverfahrens soll im vorliegenden
Entwurf zum einen durch eine Flexibilisierung der Anmeldefristen und zum anderen
durch die Professionalisierung der  Wildschadensschéatzerinnen und
Wildschadensschétzer erfolgen.

e Kosten

Mit der Novellierung des Landesjagdgesetzes sind Kosten verbunden, die wie folgt
dargestellt werden:

Offentlicher Haushalt

Der vorliegende Gesetzentwurf tragt insgesamt zu einem spurbaren Blrokratieabbau
bei. Der behordliche Aufwand reduziert sich gegentber der aktuellen
Jagdgesetzgebung deutlich. Aus verwaltungsékonomischen Gesichtspunkten wird
zudem die Effizienz des behdrdlichen Handelns durch die Digitalisierung der
Jagdverwaltung mithilfe des Jagd- und Wildtierportals mittelfristig bis langfristig
gesteigert.

Landkreise und kreisfreie Stadte als untere Jagdbehdrden

Die unteren Jagdbehdrden werden einerseits durch die vorgesehenen
Rechtsanderungen hinsichtlich der bisherigen zu leistenden Verwaltungstatigkeiten
entlastet. Dies ist unter anderem auf die Vereinfachung der Abschussregelung infolge
des Verzichts auf eine Anzeigepflicht fir Abschussvereinbarungen und -zielsetzungen
und den daran gebundenen Prifauftrag sowie des Wegfalls der Dam- und
Muffelwildhegegemeinschaften als Korperschaften des Offentlichen Rechts
zurickzufuhren. Die Anzeigepflicht fir Jagdpachtvertrage bleibt auf Wunsch der
unteren Jagdbehoérden bestehen, die hierin eine Erleichterung weiteren
jagdbehordlichen Handelns sehen; ein weitergehender Prifauftrag ist hiermit jedoch
ausdricklich nicht verbunden. Andererseits werden den unteren Jagdbehdrden auch
neue Aufgaben zugewiesen, wie beispielsweise das Fuhren des digitalen
Jagdbezirkskatasters. Den im Anhérungsverfahren von den unteren Jagdbehdérden
aufgezeigten Bedenken hinsichtlich einer tatsachlich resultierenden Arbeitsentlastung
wurde durch weitere Anpassungen des Gesetzentwurfes, wie dem Verzicht auf die
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Anerkennung von qualifizierten urbanen Wildberaterinnen und Wildberatern durch die
zustandige Behorde, der Beibehaltung einer Mindestpachtzeit bei Jagdverpachtungen,
der im Ausnahmefall mdglichen deutlichen Unterschreitung der Mindestgrof3e
gemeinschaftlicher Jagdbezirke sowie dem Verzicht auf Bildung eigener
gemeinschaftlicher Jagdbezirke bei gemeinsamer Bewirtschaftung durch
Grundeigentimerinnen und Grundeigentimer Rechnung getragen. AulRerdem sollen
Ausnahmen von den Verboten der Ftterung und Kirrung wie bisher abschlieRend
durch Verordnung geregelt und nicht den unteren Jagdbehoérden als Aufgabe
zugewiesen werden.

Der Gesetzentwurf eroffnet keine Konnexitatsrelevanz, da den Kommunen keine
neuen Aufgaben uUbertragen werden, deren Kostendeckung nicht gewéhrleistet ist.
Zahlreiche Aufgaben, die den unteren Jagdbehdrden bislang zugeordnet waren, wie
beispielsweise die obligatorische Befassung mit Abschussregelungen fur samtliche
Jagdbezirke, sind in Ausnahme weniger Einzelfallregelungen  (bspw.
Hochstabschussplane) weggefallen. Die Gegeniberstellung alter und neuer Aufgaben
zeigt, dass resultierende personalwirtschaftliche Kapazitaten bei den Kommunen
durch neu zugewiesene Aufgaben nicht ausgeschopft werden und daher keine
Konnexitatsrelevanz entfalten.

Zentralstelle der Forstverwaltung als obere Jagdbehérde und Forschungsanstalt fir
Waldokologie und Forstwirtschaft

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, jagdbehdrdliches Handeln qualitativ zu optimieren. Aus
diesem Grund sind der oberen Jagdbehdrde Zustandigkeiten zugewiesen worden, fur
deren zweckmaRige Erfullung es wildbiologischer, forstwissenschaftlicher oder
jagdpraktischer Kenntnisse bedarf.

Die hierdurch entwickelten Rechtsdnderungen fihren in der Bilanz zu einem
Mehraufwand im Geschaftsbereich der oberen Jagdbehdrde. Dies begriindet sich vor
allem dadurch, dass die obere Jagdbehodrde nunmehr als Aufsichtsbehorde fur die
Bewirtschaftungsgemeinschaften fur Rotwild fungiert und damit fur alle hiermit
einhergehenden Aufgaben im Bereich des Konflikt- und Beschwerdemanagements,
der Abschussregelung und der Abgrenzung von Schwerpunktgebieten des
Rotwildvorkommens und von Bewirtschaftungsgemeinschaften zustandig ist. Darlber
hinaus wird die obere Jagbehérde fur alle mit dem Rotwild zusammenhangenden
jagdrechtlichen Regelungen zustandig sein, wie beispielsweise im Bereich der
fachbehordlichen Stellungnahmen, der Ordnungswidrigkeiten sowie behdrdlicher
Anordnungen zur Reduzierung des Wildbestands.

Uberdies wird in der Grindungsphase der Bewirtschaftungsgemeinschaften als
Korperschaften des offentlichen Rechts der oberen Jagdbehdrde temporar ein
organisatorischer, nicht auf eine konkrete jagdgesetzliche Regelung beziehbarer
Mehraufwand zukommen. Zusatzliche Arbeitsbelastung ergibt sich auch aus der
Unterstitzung der obersten Forstbehdrde bei der Erarbeitung der

67/122



Erhebungsgrundlagen fir die Bewertung von Verbissschaden in forstlichen
Naturverjingungen.

Durch den hiesigen Gesetzentwurf soll die Forschungsanstalt fur Waldokologie und
Forstwirtschaft (FAWF) nunmehr wissenschaftliche Befunde hinsichtlich der
Populationsentwicklung der Wildarten und andere bedeutsame aktuelle Erkenntnisse
der Wildbiologie in dem Jagd- und Wildtierportal zur Verfligung stellen. Hierbei wird es
vor allem darum gehen, bestehende Forschungsergebnisse in dem Jagd- und
Wildtierportal adressatengerecht aufzuarbeiten und bereitzustellen. Daruber hinaus
wird die FAWF der oberen Jagdbehdrde zur Abgrenzung, Uberpriifung und Anpassung
von Schwerpunktgebieten des Rotwildvorkommens und der
Bewirtschaftungsgemeinschaften durch entsprechende Datenauswertung zuarbeiten.
Durch die Neuausrichtung der Rotwildbewirtschaftung, insbesondere durch die
Grindung von Bewirtschaftungsgemeinschaften und die Auflésung von
Bewirtschaftungsbezirken in Rheinland-Pfalz wird die Fachexpertise der FAWF
nunmehr verstarkt gefragt sein. Uberdies wird die FAWF zukiinftig gebeten werden,
bei der inhaltlichen und methodischen Ausrichtung sowie der Auswertung des
Wildmonitorings mitzuwirken. Des Weiteren wird die FAWF in der Projektgruppe zur
Anpassung der forstbehordlichen Stellungnahme vertreten sein und gemeinsam mit
der obersten Jagdbehdrde die fachliche Federfihrung innehaben. In diesen Kontext
fallen auch die zu erarbeitenden Vorgaben fur die Anlage und Aufnahme von
Weiserflachen.

Insgesamt begriindet sich fur die Zentralstelle der Forstverwaltung ein personeller
Mehrbedarf

3. Einstiegsamt Sachbearbeitung (Rechtspflege oder vergleichbare
Qualifikation), 1,0 Vollzeitaquivalent

2. Einstiegsamt Sachbearbeitung (Verwaltungsfachkraft oder vergleichbare
Qualifikation), 3,0 Vollzeitaquivalent.

Oberste Jagdbehoérde

Der obersten Jagdbehdérde kommt in der Gesamtschau ein Mehraufwand
insbesondere aufgrund der Einrichtung des Jagd- und Wildtierportals zu. Fur die
Entwicklung und nachhaltige Etablierung des Portals, welche an externe Dritte
vergeben werden soll, sind zum einen Investitionskosten notwendig, die in ihrer Hohe
aufgrund der derzeitigen Datengrundlage nicht benannt werden kdnnen. Zum anderen
bedarf es einer seitens der obersten Jagdbehédrde sicherzustellenden fachlichen
Koordination und Betreuung des Projekts, die unter Berticksichtigung des derzeitigen
Personalstands jedoch keinen personellen Mehrbedarf begrtindet.

Untere Forstbehdrden
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Den unteren Forstbehdrden kommt aufgrund der Rechtsanderung neben der bereits
bestehenden und durch die Aufnahme von Weiserflachen erganzte Aufgabe der
Anfertigung von forstbehdrdlichen Stellungnahmen eine weitere Tatigkeit hinsichtlich
der Erteilung von Zustimmungen zur Einrichtung von Wildruhezonen im Wald zu. Der
damit einhergehende quantitative und qualitative Mehraufwand begrindet jedoch
keinen Personalmehrbedarf bei den unteren Forstbehdrden.

Naturschutzverwaltung

Der Naturschutzverwaltung wird durch die Erweiterung der naturschutzfachlichen
Stellungnahmen hinsichtlich Vegetationsgutachten in Naturschutzgebieten und in
Biotopen gemal? § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes ein finanzieller und personeller
Mehraufwand zukommen. Dieser ist aufgrund der hierzu nicht vorhandenen
Erfahrungswerte zum jetzigen Zeitpunkt nicht zu beziffern, durfte aber angesichts des
geringen Flachenanteils derartiger Gebiete an der gesamten Jagdflache geringfugig
sein.

Kommunale Gebietskorperschaften; hier: Verbandsgemeinden

Die Verbandsgemeinden werden durch die Gesetzesdnderung im Bereich des
Wildschadensverfahrens  entlastet.  Durch  die  Professionalisierung  der
Wildschadensschéatzerinnen und Wildschadensschatzer wird die Verbandsgemeinde
nicht mehr an dem Vor—Ort-Termin zur Wildschadensschatzung teilnehmen mussen.

Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz

Die Landwirtschaftskammer wird zukinftig die Ausbildung, die Bestallung sowie die
Betreuung und Bedarfsabschatzung der Wildschadensschatzerinnen und
Wildschadensschétzer bernehmen. Hierzu gehért u.a. auch das Fihren und die
Verotffentlichung  einer  standig  aktualisierten  landesweiten  Liste  von
Wildschadensschatzerinnen und Wildschadensschatzern fir alle Regionen, die
Nachwuchsgewinnung (Vortrage bei  Kreisversammlungen und in den
Meisterausbildungen, direkte Ansprache und Veroffentlichungen), die Beratung der
Wildschadensschatzerinnen und Wildschadensschatzer (Rundschreiben bzgl.
aktueller Rechtsprechungen, Fachinformationen, Richtsatztabellen und
Weiterbildungen) und das Beschwerdemanagement.

Bezuglich der genannten Aufgaben gibt es bereits Synergien mit dem bei der
Landwirtschaftskammer vorhandenen Aufgabenbereich des
Sachverstandigenwesens. Beispielsweise wurden spezielle Seminare und
Fachinformationen zur Wildschadensproblematik bereits in der Vergangenheit in
unregelménigen Abstdnden angeboten. Aul3erdem stellt die Landwirtschaftskammer
Informationsmaterial zur  Verfigung. Die durch Rechtsdnderungen neu
hinzukommenden genannten Aufgaben kdnnen jedoch nicht vollumfanglich durch das
bei der Landwirtschaftskammer vorhandene Personal erledigt werden.
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Es wird daher ein personeller Mehrbedarf von

einer Agrarwissenschaftlerin oder einem Agrarwissenschaftler (1,0 Vollzeitaquivalent,
EG 11 TV-L) und

einer Verwaltungskraft (0,5 Vollzeitaquivalent, EG 5 TV-L) bendtigt.

Kosten filr private Haushalte

Mehrkosten  fur  private  Haushalte kénnen sich im  Einzelfall  far
Jagdscheininhaberinnen und Jagdscheininhaber sowie jagdausibungsberechtigte
Personen ergeben. Der Anfall dieser Kosten ist davon abhéngig, ob und inwieweit die
Personen im Einzelnen von Anderungen gegeniiber der bisherigen Rechtslage
betroffen sind. Im Bereich der sachlichen Verbote kdnnen Mehrkosten durch die
Neuanschaffung bleifreier Munition oder die Erbringung des
SchiefRUbungsnachweises fir Bewegungsjagden aufkommen, soweit diese Kosten
nicht bereits auf der Grundlage des bisher geltenden Rechts nach freiwilligem
Entschluss entstanden sind. Dartber hinaus kénnen bei jagdausibungsberechtigten
Personen punktuell Mehrkosten durch eine im Einzelfall zumutbare Teilnahme an
einem systematischen Wildmonitoring entstehen, sofern nicht bereits in der
Vergangenheit freiwillig eine Mitwirkung bei etwaigen Monitoringprojekten
(Rebhuhnmonitoring LIV e.V.) stattgefunden hat.

Von einer Gesetzesfolgenabschatzung wurde im Hinblick auf die begrenzte
Wirkungsbreite der Vorschriften abgesehen.

Das Prinzip des Gender-Mainstreamings ist bei der Konzeption des Gesetzentwurfs
geprift worden. Die vorgesehenen Regelungen haben keine unterschiedlichen
Auswirkungen auf die Lebenssituation von Frauen und Mannern.

Die gesetzlichen Regelungen haben keine unmittelbaren Auswirkungen auf die
Bevdlkerungs- und Altersentwicklung.

Eine unmittelbare oder mittelbare Auswirkung auf den Mittelstand ist ebenfalls nicht
gegeben.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf macht das Land von seiner
Abweichungskompetenz aus Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1i.V.m. Art. 125b Abs. 1 GG im
Wege einer Vollregelung Gebrauch. Dementsprechend wird mit Ausnahme des
abweichungsfesten Bereichs des Rechts der Jagdscheine (Vgl. Art. 72 Abs. 3 Satz 1
Nr. 1 GG) sowie der in 8§ 1 Satz 2 dieses Gesetzes bezeichneten Ausnahme von den
Regelungen des Bundesjagdgesetzes (BJagdG) vollstandig abgewichen.
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B. Zu den einzelnen Bestimmungen
Zu 8 1 Anwendungsbereich

8 1 Ubernimmt inhaltsgleich die Regelungen aus 8 1 LJG a.F. Die basierend auf der
Abweichungskompetenz aus Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1i.V.m. Art. 125b Abs. 1 Satz 3
GG mit der Novellierung des Landesjagdgesetzes im Jahr 2010 geschaffene
Vollregelung wird mit diesem Gesetz fortgeschrieben. Die Anwendbarkeit des
Bundesjagdgesetzes wird weiterhin auf die 88 15 bis 18a und 41 BJagdG zum Recht
der Jagdscheine und die hierauf bezogenen Ordnungswidrigkeitstatbestande gemaf
8§ 39 Abs. 1 Nr. 4 und 9 BJagdG sowie § 39 Abs. 2 Nr. 1. Alternative BJagdG begrenzt.

Satz 2 gewahrleistet zudem, dass die Regelungen des BJagdG uber den Erwerb, den
Besitz und den Handel mit bestimmten Wildtieren im Bundesgebiet einheitlich gelten.
Damit wird den wirtschaftlichen Zusammenhangen im Bundesgebiet Rechnung
getragen. Die Bundeswildschutzverordnung bleibt danach insgesamt anwendbar,
ebenso die hierauf bezogenen Straf- und BuRgeldbestimmungen des BJagdG.

Zu 8 2 Gesetzeszweck

Der Gesetzeszweck wird als Anforderung an eine moderne Gesetzgebung definiert
und benennt programmatische und zeitgeméal3e Ziele, zu deren Verwirklichung das
Gesetz beitragen soll. Der konkreten Umsetzung dienen die jeweiligen
Einzelvorschriften.

Zu Absatz 1

Die aufgelisteten Ziele sind gleichwertig, ein Vorrang im Sinne der nummerischen
Auflistung ist nicht vorgesehen.

Nummer 1 spiegelt die Anforderungen des Naturschutzes insbesondere an die dem
Jagdrecht unterliegenden Tierarten als eigene Zielsetzung des Jagdgesetzes wider.
Nummer 2 tbernimmt die Zielsetzung des § 2 Nr. 3 LJG a.F. Nummer 3 Gbernimmt die
Vorgabe des § 2 Nr. 2 LJG a.F. Nummer 4 Gbernimmt im Wesentlichen die Zielsetzung
des 8 2 Nr. 4 LJG a.F. Konkretisierend wird hierbei die Vermeidung von Wildschaden
vorgegeben.

Die in Nummer 5 verankerte Weiterentwicklung des Jagdwesens unter
Beriicksichtigung der berthrten 6ffentlichen Belange ist aufgrund der Pluralisierung
der Gesellschaft und der damit einhergehenden Vervielfaltigung der Forderungen und
Positionen erforderlich. Durch die im Verhéltnis zu 8§ 2 Nr. 6 LJG a.F. vorgenommene
Erganzung soll der fortwdhrenden Bedeutung des Tierschutzes in der Gesellschaft
Rechnung getragen werden. Unter Landeskultur kann der vorhandene oder
winschenswerte Zustand der Kulturlandschaft, bei der deren land-, forst- und
fischereiwirtschaftliche Nutzung mit ihrem Beitrag fir den Schutz der nattrlichen
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Lebensgrundlagen wie Boden, Wasser, Luft und Biodiversitat sowie fur die
menschliche Erholung in einem ausgewogenen Verhaltnis zum Tragen kommt,
verstanden werden.

Nummer 6 Ubernimmt im Wesentlichen 8 2 Nr. 8 LUG a.F. Die Erganzung ,in
Anpassung an die gesellschaftliche Wertekultur, erscheint dahingehend sinnvoll, dass
das Jagdwesen nur in Konvergenz mit gegenwartigen gesellschaftlichen Werten
bewahrt werden und in der Mitte der Gesellschaft stehen kann. Nummer 7 benennt
erstmalig die Sicherstellung einer zweckmafigen Jagdverwaltung als Gesetzeszweck,
um deren Bedeutung vor dem Hintergrund der oben dargestellten Auswertung der
bisherigen Verwaltungspraxis hervorzuheben.

Zu Absatz 2

Entsprechend der mit dem Management invasiver und potentiell invasiver Tierarten
verfolgten naturschutzrechtlichen Zielsetzung werden die Ziele nach Absatz 1 Nummer
1 bis 3 auf nicht 6kosystemfremde Wildarten beschrankt.

Zu 8 3 Begriffsbestimmungen

Die Begriffsbestimmungen sind erforderlich, um eine einheitliche und eindeutige
Verwendung der jeweiligen wiederholt genannten Fachbegriffe im Rahmen dieses
Gesetzes sicherzustellen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 Ubernimmt Uberwiegend die Inhalte des § 3 Abs. 1 und Abs. 6 LJG a.F. und
fuhrt diese an geeigneter Stelle zusammen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 definiert die Jagdausibung umfassend und flihrt dabei die Inhalte des § 3
Abs. 3 und Abs. 4 Satz 1 und 3 LJG a.F. zusammen. Abweichend von § 3 Abs. 4 Satz
3 LJG a.F. soll fur das Fangen, Markieren und Wiederfreilassen von Wild zu
wissenschaftlichen  Zwecken  kinftig aber ein  Benehmen mit der
jagdaustbungsberechtigten Person geniigen, um dem artenschutzrelevanten und
fachlichen Interesse an der Untersuchung von Arten im Sinne der wissenschaftlichen
Notwendigkeit Rechnung zu tragen.

Zu Absatz 3
Absatz 3 Ubernimmt die Inhalte des § 3 Abs. 2 LJG a.F. und stellt dabei auf die in § 2
Abs. 1 Nummer 1 bis 4 genannten Ziele ab. Die Definition grenzt die Hege von der

eigentlichen Jagdausiibung ab und stellt sie damit in die Verantwortung eines breiteren
Personenkreises.
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Zu Absatz 4

Absatz 4 bestimmt den Begriff der Jagdbezirke. Jagdbezirke sind Eigenjagdbezirke
und gemeinschaftliche Jagdbezirke.

Zu Absatz 5

Absatz 5 definiert die jagdaustbungsberechtigte Person und behebt damit die im
Jagdrecht bislang bestehende Unscharfe zwischen Jagdausibungsberechtigten im
umfassenden Sinn und solchen, die nur eingeschrankt jagdgesetzliche Rechte und
Pflichten tragen. Es wird klargestellt, dass als jagdaustibungsberechtigte Person im
Sinne dieses Gesetzes nur derjenige gilt, der gegenlber der zustandigen Behérde
auch als solche benannt wurde. Nicht erfasst sind damit Dritte, die lediglich gemal} §
20 an der Jagdausibung im Jagdbezirk beteiligt werden. Durch den in Satz 1
enthaltenen Verweis auf Absatz 2 Satz 2 wird Klargestellt, dass
jagdaustbungsberechtigte Personen zur Jagdausiibung in denjenigen Jagdbezirken
befugt sind, fur die sie benannt werden und dass sie einen auf ihren Namen lautenden
gultigen Jagdschein besitzen missen.

Zu Absatz 6

Absatz 6 fuhrt weitgehend die Regelungsbestandteile aus 8§ 3 Abs. 1 Satz 1 und 8 6
Abs. 2 LJG a.F. zusammen, wohingegen 8§ 6 Abs. 3 LJG a.F. ersatzlos gestrichen
wurde. Die Aufteilung der Wildarten in Hoch- und Niederwildarten findet ihren Ursprung
im Feudalismus, wo eine Bejagung des Hochwildes nur dem Hochadel vorbehalten
war. Diese Aufteilung ist aufgrund der gesellschaftlichen Entwicklung nicht mehr als
zeitgemal zu werten. Die Differenzierung ist dartiber hinaus in der Wildbiologie sowie
in der weiteren Gesetzesfolge irrelevant. Insbesondere die in friheren
jagdgesetzlichen Bestimmungen enthaltene unterschiedliche Mindestpachtdauer fr
Niederwildjagden von neun Jahren und fur Hochwildjagden von 12 Jahren existiert
bereits seit der Novellierung des LJG im Jahr 2010 nicht mehr.

Zu Absatz 7
Absatz 7 Ubernimmt 8§ 14 Abs. 4 Satz 6 LJG a.F.
Zu Absatz 8

Absatz 8 Ubernimmt 8§ 3 Abs. 4 Satz 2 LJG a.F. Der Begriff ,Gesellschaftsjagd” wird
durch den Begriff ,Gemeinschaftsjagd“ ausgetauscht, um das eigentlich Gemeinte
korrekt zu benennen. Unter eine Gemeinschaftsjagd fallt wu.a. der
Gemeinschaftsansitz.

Zu Absatz 9
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Absatz 9 definiert insbesondere fur Teil 6 dieses Gesetzes zentrale Begriffe
klarstellend.

Zu Absatz 10

Absatz 10 Gbernimmt Uberwiegend die Definition aus § 41 Abs. 2 Satz 1 LJG a.F. unter
Einbezug seltener oder bislang nicht im Jagdbezirk vorkommender Baumarten. Die
Definition ,seltener Baumarten“ bietet den Partnern im Jagdrecht Raum flr
vertragsrechtliche Gestaltung.

Zu Absatz 11

Absatz 11 enthalt eine klarstellende Definition, die insbesondere fir § 25 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. a bis d erheblich ist.

Zu 8 4 Wahrnehmung des Jagdrechts
Zu Absatz 1

Absatz 1 Gbernimmt teilweise § 3 Abs. 3 Satz 1 LJG a.F. und stellt klar, dass das
Jagdrecht nur innerhalb von Jagdbezirken wahrgenommen werden darf.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt die Wahrnehmung des mit dem Eigentum an Grund und Boden
verbundenen Jagdrechts durch die Grundeigentimerin und den Grundeigentiimer.
Abhangig von der GrolRe des zusammenhangend bejagbaren Grundeigentums
nehmen diese das Jagdrecht als Mitglieder einer Jagdgenossenschaft oder
Eigentiimerinnen bzw. Eigentiimer eines Eigenjagdbezirks wabhr.

Zu Absatz 3

Absatz 3 bestimmt die Wahrnehmung des Jagdrechts durch die
Jagdgenossenschaften und Eigentiimerinnen und Eigentimer von Eigenjagdbezirken.
Deren Wahrnehmung des Jagdrechts erfolgt immer durch jagdausiibungsberechtigte
Personen. Satz 2 stellt klar, dass es sich in Eigenjagdbezirken dabei auch um die
Eigentimerin oder den Eigentimer selbst handeln kann. Die Anforderungen an
jagdaustbungsberechtigte Personen ergeben sich aus 8§ 3 Abs. 5 in Verbindung mit §
3 Abs. 2.

Zu Absatz 4

Die Absatze 4 wund 5 dienen der Sicherstellung eines rechtmaligen
Verwaltungsvollzugs. Dabei enthélt Satz 1 die grundsatzliche Festlegung, dass fur
jeden Jagdbezirk mindestens eine jagdaustbungsberechtigte Person benannt werden
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muss. Aus Satz 2 ergibt sich, dass bei Verpachtung der Jagd ausschlie3lich die
Pachtenden als jagdausuibungsberechtigte Personen benannt werden kénnen, eine
gleichzeitige Benennung beispielsweise von angestellten Jagerinnen und Jagern ist
somit nicht méglich. Satz 3 stellt den Verwaltungsvollzug fur den Fall sicher, dass der
zustandigen Behdrde fur den Jagdbezirk keine jagdausibungsberechtigte Person
genannt wird. Die Regelung orientiert sich an § 9 Abs. 4 Satz 2 Halbsatz 2 LJG a.F.
und erweitert diese auf samtliche Jagdbezirksarten.

Zu Absatz 5

Absatz 5 stellt die ordnungsgemaéfiRe Wahrnehmung des Jagdrechts fur den Fall sicher,
dass die jagdausubungsberechtigte Person aus den dort genannten Grinden ihren
Aufgaben nicht nachkommen kann. Dabei wird die Regelung des 8§ 17 Abs. 4 LJG a.F.
Ubernommen.

Zu Absatz 6

Absatz 6 stellt klar, dass die Eigentiimerinnen und Eigentimer von Eigenjagdbezirken
und die Jagdgenossenschaften die jagdausibungsberechtigten Personen bei der
Erflllung der mit der Wahrnehmung des Jagdrechts verbundenen Anforderungen zu
unterstutzen haben und legt somit das in der Praxis bislang bereits Uberwiegend
Gelebte als erwiuinschtes Verhalten fest. Zweck dieser Vorschrift ist es, die Partner im
Jagdrecht als Verantwortungsgemeinschaft zu starken und die Notwendigkeit ihrer
Zusammenarbeit vor Ort zu unterstreichen. In der Praxis betrifft dies etwa die
Unterstlitzung bei der Anlegung von Bejagungsschneisen und der Durchfiihrung von
Hegemalinahmen.

Zu 8 5 Anforderungen an die Jagdausiibung und Hege

8 5 regelt im Wesentlichen die Anforderungen in Bezug auf die Jagdausibung und die
Hege und dient der Umsetzung der in § 2 Abs. 1 festgelegten Ziele. Ein Vorrang im
Sinne der nummerischen Auflistung ist nicht vorgesehen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 legt die Anforderungen an die Jagdaustbung durch Definition der bei der
Jagdaustbung zu bertcksichtigenden Belange fest. Dabei werden insbesondere die
in 8 2 Abs. 1 Nr. 1, 4 und 5 festgelegten Ziele aufgegriffen und hinsichtlich der
Jagdaustbung konkretisiert. Nummer 1 bertcksichtigt die wachsende Bedeutung des
Tierschutzes. Nummer 2 fordert fir den Erhalt und die Entwicklung der Wildarten
sowohl die Populationsbetrachtung als auch die Beriicksichtigung des
Gesundheitszustands der Individuen. Nummer 3 und 4 konkretisieren das in § 2 Abs.
1 Nr. 4 gesteckte Ziel in Hinblick auf die forstwirtschaftlichen Belange und stellen klar,
dass diese nicht ausschlielich in der Nutzfunktion des Waldes zu sehen sind.
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Vielmehr orientiert sich die Vorschrift an den auch im Landeswaldgesetz genannten
Funktionen des Waldes. Nummer 4 ist vor dem Hintergrund der durch den
Klimawandel verursachten Waldschadigungen und forstlichen Erfordernisse und der
Bedeutung der Jagd in diesem Zusammenhang eingefligt worden. Einer artenreichen
und standortgerechten natirlichen Verjingung des Waldes bedarf es, um gesunde
Walder und damit die Okosystemleistungen der Walder in der Zukunft sicherzustellen.
Die Jagdausibung ist daher unter anderem nach der dieser Erkenntnis folgenden
Zielsetzung der Waldbesitzenden auszurichten. Nummer 5 konkretisiert das in 8 2 Abs.
1 Nr. 4 gesetzte Ziel dahingehend, dass die Jagd so auszulben ist, dass
Beeintrachtigungen der Leistungen der Landwirtschaft und tbermafiige Wildschéaden
vermieden werden. Nummer 6 hebt unter Bezugnahme auf 8 2 Abs. 1 Nr. 5 hervor,
dass die hier genannten Belange bei der Jagdausibung bericksichtigt werden
missen. Nummer 7 fordert, die Jagdausibung so auszuiben, dass der Einschleppung
und Ausbreitung von Tierseuchen entgegengewirkt wird und konkretisiert damit sowohl
die Belange des Tierschutzes und der Tiergesundheit als auch die der Nutztierhaltung.

Zu Absatz 2

Absatz 2 definiert die Anforderungen an die Hege. Dabei werden insbesondere die
Ziele nach 8 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 konkretisiert. Hierbei ist insbesondere zu beachten,
dass die fortlaufende Beobachtung, Beschreibung und Bewertung des Zustands der
im Jagdbezirk vorkommenden Wildarten eine unverzichtbare Voraussetzung fur eine
verantwortungsvolle Jagdaustibung ist.

Zu Absatz 3

Als gemeinsame Anforderungen an Jagdausibung und Hege werden die Grundsatze
guter jagdfachlicher Praxis vorgegeben, die sich aus der Einhaltung der rechtlichen
Vorgaben sowie der allgemein anerkannten ungeschriebenen Regeln der Jagdethik
und der Weidgerechtigkeit zusammensetzen. Die zu bertcksichtigenden Faktoren
konnen aufgrund der Dynamik gesellschaftlicher Wertevorstellungen sowie jener des
Tierschutzes nicht abschliel3end benannt werden. Vielmehr stellen sie einen Rahmen
dar, der im jeweiligen Einzelfall eigenverantwortlich auszufillen ist. Beispielhaft
genannt werden einige Punkte, die im Rahmen der Weidgerechtigkeit zu
bertcksichtigen sind.

Neben den zustandigen o6ffentlichen Stellen obliegt den jagdausiibungsberechtigten
Personen die Sorge flur die Einhaltung der Grundsatze guter jagdfachlicher Praxis.
Konkretisiert wird die hieraus erwachsende Verantwortung der
jagdausibungsberechtigten  Personen beispielhaft fur die  Durchfiihrung
unaufschiebbarer MalRRnahmen des Tierschutzes und der Tiergesundheit,
insbesondere hinsichtlich kranken, verletzten oder verendeten Wildes. Die
jagdausiibungsberechtigte Person hat sicherzustellen, dass die Durchfihrung
jederzeit gewéhrleistet ist.
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Zu § 6 Wildarten

In 8 6 werden die dem Jagdrecht unterliegenden Tierarten bestimmt. Im Ergebnis sind
als Wildarten jene Tierarten gelistet, die auf Grundlage eines verniunftigen Grunds
(Vermeidung von Wildschaden, Schutz fir andere Wildarten, nachhaltige Nutzung
naturlicher Ressourcen, Sicherstellung der Tiergesundheit etc.) bejagt werden missen
oder konnen. Daruber hinaus werden auch solche Tierarten als Wildarten definiert,
deren Vorkommen durch HegemalRnahmen der Jagerschaft gesichert und deren
Populationen hierdurch gestarkt werden kénnen.

Durch die vorgenannte Vorgehensweise wird im Vergleich zur Anlage zu 8§ 6 LJG a.F.
eine zweckmaRige Kirzung der Wildartenliste vorgenommen, ohne dabei das
Eigentumsrecht unzulassig einzuschranken. Jene Tierarten, die in der Liste der
Wildarten nicht mehr enthalten sind, kommen in Rheinland-Pfalz - auch in absehbarer
Zeit — nicht oder in einer so geringen Dichte vor, dass eine Bejagung kaum mdglich
ist. Sie sind demnach kein Bestandteil der rheinland-pfélzischen Jagdstrecke und fir
etwaige seitens der Jagerschaft unterstitzte Artenschutzprojekte in Form von
Hegemalinahmen irrelevant. Daneben wird durch die Kiirzung der Liste der Wildarten
die Jagdverwaltung von rein formellen Zustandigkeiten hinsichtlich bestimmter
Tierarten befreit, die materiell-rechtlich nicht begrindbar sind.

Durch die Neuregelung wird das Diskussionsergebnis eines seitens des MKUEM
initiierten Workshops mit tangierten Verbanden und Behérden zum Thema der in das
Jagdrecht aufzunehmenden Tierarten umgesetzt.

Durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem zusténdigen Landtagsausschuss
und den fachlich  berihrten Ressorts wird eine  untergesetzliche
Anpassungsmoglichkeit der Wildartenliste geschaffen. Diese Regelung tragt sowohl
moglichen Bestandsanderungen der Arten als auch einer denkbaren
Weiterentwicklung von Nutzungsinteressen Rechnung.

Die Aufnahme von Chinesischem Muntjak, Mink, Bisam, Nutria und
Schwarzkopfruderente begrtindet sich in den zu § 7 gemachten Ausfihrungen.

Zu § 7 Okosystemfremde Wildarten

In Abstimmung mit der obersten Naturschutzbehdrde werden invasive und potentiell
invasive Wildarten als d6kosystemfremde Wildarten gelistet und von der im Ubrigen
geltenden Hegeverpflichtung ausgeschlossen. Damit gelten sie aber weiterhin als Wild
im Sinne dieses Gesetzes und kdnnen im Rahmen der befugten Jagdaustbung erlegt
werden. Dies ist sowohl in Hinblick auf die entsprechenden waffenrechtlichen
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Vorschriften (8 13 Abs. 6 Satz 1 WaffG) als auch auf die tierschutzrechtlichen
Vorgaben relevant.

Zu Absatz 1

Sikawild, Waschbar, Marderhund, Kanada- und Nilgans unterliegen bereits seit 2010
dem Jagdrecht. Chinesischer Muntjak, Mink, Bisam, Nutria und Schwarzkopfruderente
werden ins Jagdrecht aufgenommen. Diese Arten sind in Rheinland-Pfalz bereits
vorhanden. Eine Motivation der Jagerschaft zur Entnahme dieser 6kosystemfremden
Wildarten wird in der faktischen Nutzungsmaoglichkeit dieser Arten gesehen.

Zu Absatz 2

Die Beachtung der naturschutzrechtlichen Zielsetzung zu den 6kosystemfremden
Wildarten verlangt ein Hegeverbot sowie einen Ausschluss dieser Wildarten von
bestimmten in § 2 vorgegebenen Zielen des Gesetzes und in 8 5 gelisteten
Anforderungen an Jagdausiibung und Hege. Die Belange des Tierschutzes sind auch
fur die o©Okosystemfremden Wildarten zu bertcksichtigen. Gleiches gilt
selbstverstandlich auch fir die Regelungen tber die Einhaltung des Elterntierschutzes,
auch wenn dies hier (anders als in der entsprechenden bundesgesetzlichen Regelung)
nicht explizit genannt wird.

Zu Absatz 3

Die Mitwirkung der jagdaustbungsberechtigten Personen bei der Umsetzung der von
der zustandigen Naturschutzbehdrde vorgegebenen Managementmalinahmen flr
diese Arten wird in Anlehnung an § 28a Bundesjagdgesetz geregelt. Die Rechtskreise
Naturschutz und Jagdrecht bleiben gewahrt und gleichzeitig die unbuUrokratische
Unterstitzung durch die Jagerschaft bei der Entnahme von 6kosystemfremden
Wildarten gewahrleistet.

Zu 8 8 Ablieferungs- und Anzeigepflicht

Die Ablieferungs- und Anzeigepflichten Dritter, die mit Wild in bestimmter Weise in
Berihrung kommen, werden an geeigneter Stelle in einem Paragraphen
zusammengefuhrt. Dabei werden die nach dem LJG a.F. bestehenden Regelungen
inhaltlich weitgehend Gbernommen und sinnvoll ergénzt.

Zu Absatz 1

Absatz 1 Ubernimmt die Regelung des 8 5 Abs. 1 LJG a.F. mit der Erganzung von
weiteren Bestandteilen, die dem mit dem Jagdrecht verbundenen Aneignungsrecht
unterliegen. Der Kreis der Abgabestellen wird bedarfsgerecht neu festgelegt.

Zu Absatz 2

78/122



Absatz 2 tGbernimmt Gberwiegend die Regelungen des 8 5 Abs. 2 sowie des § 34 Abs.
3 LJG a.F. und fuhrt diese in geeigneter Weise zusammen. Die Meldestellen werden
in Hinblick auf eine wahrscheinliche Kontaktaufnahme und mdgliche Hilfeleistung neu
definiert. Um einer Uberforderung der Meldestellen vorzubeugen, sollen diese von der
unteren Jagdbehodrde Uber die fur den jeweiligen Jagdbezirk benannten
jagdaustbungsberechtigten Personen informiert werden. Zudem zielt die Vorschrift
nicht mehr auf verendetes Wild ab, da auf natirliche Weise verendetes Wild
grundsatzlich in der Natur belassen werden kann.

Zu 8 9 Gestaltung der Jagdbezirke

8§ 9 regelt die allgemeinen, bisherigen Vorgaben zur Gestaltung von Jagdbezirken als
Grundlage fur die Bildung von Eigenjagdbezirken und gemeinschaftlichen
Jagdbezirken und tbernimmt die wesentlichen Teile des 8 7 LJG a.F. 8 7 Abs. 3 Satz
3 LJG a.F. entfallt, weil diesbezuglich in 8 40 Abs. 4 eine allgemeine Regelung
aufgenommen wurde.

Zu Absatz 1

Absatz 1 ubernimmt inhaltlich die Regelung aus 8§ 7 Abs. 1 LJG a.F. Der bisher
verwendete, inhaltlich unbestimmte Begriff der Jagdpflege wird dahingehend ersetzt,
als dass die Abrundung von Jagdbezirken nunmehr nach den Erfordernissen der
Jagdausiibung und Hege im Sinne des 8 5 Abs. 1 und Abs. 2 vorzunehmen ist.

Zu Absatz 2 bis 5

Die Abséatze 2 bis 5 Gbernehmen inhaltsgleich § 7 Abs. 2, Abs. 3 Satz 2 sowie Abs. 4
und Abs. 5 LJG a.F. Bei der Anwendung des Absatzes 5 fur gemeinschaftliche
Jagdbezirke ist neben der in 8 11 Abs. 1 Satz 1 geregelten Mindestgro3e auch die
Ausnahmeregelung fur die Mindestgrof3e gemal § 11 Abs. 1 Satz 3 bertcksichtigen.
Somit wird fir den Fall, dass die zustandige Behdrde gemaf3 § 11 Abs. 1 Satz 3 nach
Prufung der dort geregelten Voraussetzungen ein Unterschreiten der in 8 11 Abs. 1
Satz 1 geregelten MindestgroRe zugelassen hat, die gemalR Absatz 5 fur den Verlust
seiner Selbststandigkeit zu berechnende Schwelle anhand der gemal? § 11 Abs. 1
Satz 3 zugelassenen GroRe berechnet.

Zu 8 10 Eigenjagdbezirke

8§ 10 ubernimmt Gberwiegend Inhalte aus § 9 LJG a.F. 8§ 9 Abs. 2 Satz 2 LJG a.F. wird
ersatzlos gestrichen, weil es keiner gesonderten Erlauterung dahingehend bedarf, als
dass Landesrecht nur im jeweiligen Bundesland gilt. 8 9 Abs. 4 LJG a.F., der die
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Wahrnehmung des Jagdrechts in Eigenjagdbezirken zum Inhalt hat, ist bereits in § 4
hinreichend umgesetzt.

Zu Absatz 1

Absatz 1 dbernimmt zuné&chst inhaltsgleich 8 9 Abs. 1 LJG a.F., Absatz 1 Satz 1
zweiter Halbsatz wird aus 8 9 Abs. 2 Satz 1 LJG a.F. iUbernommen.

Im Evaluierungsverfahren wurde eine Reduzierung der Mindestgrof3e der
Eigenjagdbezirke auf 50 ha diskutiert. Hintergrund dieser Forderung war der Wunsch
nach einer Starkung der Grundeigentimerinnen und Grundeigentimer dahingehend,
dass mehr Eigentumerinnen und Eigentumer von der Mdglichkeit eines
Eigenjagdbezirks Gebrauch machen und in der Folge lber die Jagdnutzung sowie
Jagdgestaltung in ihrem Jagdbezirk eigenbestimmt entscheiden kénnen sollten. Auch
wenn die Motivation hinter dieser Diskussion aus den genannten Grinden
nachvollziehbar ist, wurde aufgrund der zunehmenden Gefahr des Untergangs
gemeinschaftlicher Jagdbezirke und eines mit einer solchen Neuregelung
einhergehenden erheblichen Mehraufwands fir die unteren Jagdbehdrden von einer
derartigen Anderung abgesehen. Auch hat sich die bisherige MindestgréRe von
Eigenjagdbezirken mit Blick auf die mit dem Jagdbezirk verbundenen Rechte und
Pflichten bewéhrt.

Zu Absatz 2 und 3

Die Absatze 2 und 3 Gibernehmen wortgleich 8 9 Abs. 3 und Abs. 5 LJG a.F.

Zu 8 11 Gemeinschaftliche Jagdbezirke

8 11 Ubernimmt im Wesentlichen die Inhalte aus § 10 Abs. 1 bis 3 LJG a.F. 8 10 Abs.
4 LJG a.F. ist aufgrund der Regelung in § 4 entbehrlich.

Zu Absatz 1

Absatz 1 Ubernimmt Uberwiegend die Regelung aus 8 10 Abs. 1 LJG a.F. Die
Ausnahmeregelung fur ein Unterschreiten der Mindestgro3e gemeinschaftlicher
Jagdbezirke wird unter Bezugnahme auf die MindestgroRe gemanR 8§ 8 Abs. 1 BJagdG
neu gefasst. Da bei der Berechnung der Mindestgrof3e gemeinschaftlicher Jagdbezirke
befriedete Bezirke mitzuzahlen sind, wird als zusatzliches Kriterium beziglich der
bejagbaren Flache die Einhaltung der MindestgroRe von Eigenjagdbezirken
vorgegeben. Die Ausnahmeregelung fir ein Unterschreiten der Mindestgréf3e von
gemeinschaftlichen Jagdbezirken wirkt dem Untergang von Jagdbezirken bei
Herauslosung von Eigenjagdbezirken entgegen und starkt somit insbesondere die
Moglichkeiten zur Beeinflussung des Jagdgeschehens fur Eigentimerinnen und
Eigentimer kleinerer Grundstlicke, die sich bei Untergehen eines gemeinschaftlichen
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Jagdbezirks ansonsten allenfalls in Angliederungsgenossenschaften wiederfinden
warden.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt unter Orientierung an 8§ 10 Abs. 2 und 3 LJG a.F. die Zusammenlegung
und Teilung gemeinschaftlicher Jagdbezirke abschlie3end.

Zu 8 12 Befriedete Bezirke, Ruhen der Jagd
Zu den Abséatzen 1 bis 3

Absatz 1 bis 3 tbernimmt 8§ 8 Abs. 1 bis 3 LJG a.F. mit folgenden Ergéanzungen und
Streichungen.

Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 fasst die Schaugehege, Sondergehege, Wildfarmen und die
Pelztierfarmen in Ausnahme der Jagdgehege (ehemals Wildparke) zusammen.
Wildfarmen waren nach dem LJG a.F. nicht kraft Gesetzes, sondern durch behdrdliche
Entscheidung zu befrieden. Eine Einordnung der Wildfarmen in Absatz 2 Nummer 4
erscheint aber insofern folgerichtig, als dass die in den Wildfarmen untergebrachten
Tiere meist Arten sind, die dem Jagdrecht unterliegen, aber in der Regel zum Zweck
der Fleischerzeugung gehalten werden und damit nicht herrenlos (8 960 Abs. 1 BGB)
und nicht Wild im Sinne der landesjagdrechtlichen Vorschriften sind. Das Fangen und
Toten dieser Tiere im Gehege ist keine Jagdausibung im rechtlichen Sinne.
Letztendlich unterscheidet sich vorgenannte Haltung von Tieren (bspw.
Damwildhaltung) nicht von der Tier-/Viehhaltung in der Landwirtschaft.

Absatz 2 Satz 1 Nr. 6 Ubernimmt die Regelung aus § 27 Abs. 1 Satz 2 LJG a.F. an
geeigneter Stelle. Die Querungshilfen dienen der Vernetzung von Lebensraumen.
AuRRerdem bietet das nahere Umfeld der Querungshilfen als ,Zwangswechsel“ gute
Moglichkeiten zur Beobachtung und Z&hlung des Wildes und sollte daher von
storenden Effekten der Jagdausiibung befreit sein.

Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 wird hinsichtlich Flachen und Infrastruktureinrichtungen, die der
Energieerzeugung dienen, erweitert. Eine Befriedung von der Energieerzeugung
dienenden Flachen ist nur dann mdglich, sofern diese, etwa durch geeignete
Einzaunung, der Zugéanglichkeit des Wildes dauerhaft entzogen sind. Eine Befriedung
von Photovoltaik-Anlagen kann insbesondere aus Grinden der Sicherheit sinnvoll
sein.

8§ 8 Abs. 3 Nr. 5 und 6 LJG a.F. werden ersatzlos gestrichen. Die Regelungen zu
Wildschutzgebieten werden durch § 27 ersetzt; ein Ruhen der Jagd in Wildruhezonen
wird an dortiger Stelle geregelt. Die Moglichkeit der Befriedung von
Naturschutzgebieten wird gestrichen, weil eine gegebenenfalls erforderliche
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Beschréankung der Jagdausibung in der entsprechenden Schutzgebietsverordnung zu
regeln ist.

Zu Absatz 4

Absatz 4 tGbernimmt im Wesentlichen die Regelungen aus § 8 Abs. 4 und 5 LJG a.F.
und fuhrt diese zusammen. Dabei wurde auf nicht notwendige Regelungen wie etwa
die explizite Erwadhnung der Widerruflichkeit der Erlaubnis zum Gebrauch von
Schusswaffen verzichtet. Die Befugnis zum Toten eines Tieres wird an den Besitz
eines gultigen Jagdscheins oder an eine beruflich erworbene Fachkenntnis zum
tierschutzgerechten Toten von Tieren geknupft. Das Fangen von Wild auf einer
befriedeten Grundflache und dessen Verbringen im selben Jagdbezirk gilt nicht als
Aussetzen im Sinne des § 26 Abs. 2.

Zu Absatz 5

Absatz 5 ermdéglicht die Einzelfallanordnung der beschrankten Jagdausibung in
befriedeten Bezirken u.a. aus Grinden des Natur- und Tierschutzes. Diese Mdglichkeit
bestand bislang Uber § 6a Abs. 5 BJagdG nur fir aus ethischen Griinden befriedete
Grundflachen, ist aus Sicht des Landesgesetzgebers aber auch fir nach den Abséatzen
2 und 3 befriedete Grundflachen sinnvoll. Das Aneignungsrecht wird fur den Fall der
angeordneten Jagdausubung abweichend vom grundsétzlichen Aneignungsrecht des
Eigentimers des befriedeten Bezirks der jagdausibungsberechtigten Person oder
(sofern eine solche oder ein solcher zum Einsatz kommt) der beauftragten Jagerin
oder dem beauftragten Jager zugeordnet.

Zu Absatz 6

Absatz 6 regelt neu die Moglichkeit des Einsatzes urbaner Wildberaterinnen und
Wildberater zum Management von Wildarten in befriedeten Bezirken. Die Koexistenz
von Wild und Mensch im Siedlungsraum des Menschen ist kein neues Ph&dnomen,
doch auch in Rheinland-Pfalz mehren sich Beschwerden tber Wildarten in urbanen
R&aumen. Ein steigender Informations-, Beratungs- und Handlungsbedarf seitens der
Bevolkerung und Stadte ist deutlich zu erkennen.

Urbane Wildberaterinnen und Wildberater sollen in Fragen des Managements von
Wildarten und 06kosystemfremden Wildarten beraten. Ihr Einsatz setzt eine
entsprechende Qualifizierung, die Inhaberschaft eines Jagdscheins und die Anzeige
bei der unteren Jagdbehdrde voraus. Einzelheiten dazu sollen durch
Rechtsverordnung geregelt werden. Urbane Wildberaterinnen und Wildberater
ermdglichen neben der Beratung und Umsetzung von Managementkonzepten auch
ein schnelles, situationsangepasstes Eingreifen — auch mit jagdlichen Mitteln. Mit der
Anzeige der urbanen Wildberaterin oder des urbanen Wildberaters bei der unteren
Jagdbehoérde ist die Genehmigung zum Schusswaffengebrauch verbunden.
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Zu 8 13 Befriedung von Grundflachen+ aus ethischen Grinden

Die Regelungen des 8§ 6a BJagdG werden mit Ausnahme der Absatze 5, 7, 8 und 9
inhaltsgleich Ubernommen. Die in diesen Absatzen enthaltenen Regelungen zur
beschrankten Anordnung der Jagd, dem Ersatz von Wildschaden im befriedeten
Bezirk, der Wildfolge und dem Recht auf Aneignung von Wild sind an dieser Stelle
nicht erforderlich, weil hierzu in diesem Gesetz fur alle befriedeten Bezirke
gleichlautende Regelungen getroffen werden.

Zu 8 14 Jagdgenossenschaften

8§ 14 dbernimmt, mit Ausnahme der im Folgenden genannten Abweichungen, im
Wesentlichen die Inhalte aus § 11 LJG a.F. Zudem werden diejenigen Regelungen
aus 8 12 LJG a.F. mit aufgenommen, die sich bewéhrt haben und auch weiterhin
erforderlich sind.

§ 12 Abs. 1 Satz 1 LJG a.F. wird durch 8§ 4 Abs. 3 inhaltlich aufgefangen. 8 12 Abs. 1
Satz 2 LJG a.F. ist in dieser Form unbestimmt und bedarf es aufgrund anderweitiger
Mdoglichkeiten der Jagdruhe wie etwa die Befriedung nach § 12 Abs. 2 und 3 nicht. §
12 Abs. 1 Satz 3 LJG a.F. findet sich aufgrund des Sachzusammenhangs in 8§ 16
wieder. 8 12 Abs. 1 Satz 4 LJG a.F. wird gestrichen, da angestellte Jagerinnen und
Jager oftmals eine mit der Jagd zusammenhéngende berufliche Qualifikation besitzen,
weshalb eine Erfahrungszeit von drei Jahren fur die Qualitatssicherung, anders als bei
Jagdpéachterinnen und Jagdpéachtern, nicht als notwendig erachtet wird.

Zu Absatz 3

Absatz 3 fuhrt die Regelungen von 8 11 Abs. 3 und Abs. 8 LJG a.F. sinnvoll
zusammen.

Zu Absatz 5

Absatz 5 regelt wie bisher die Angliederungsgenossenschaften mit dem Zusatz, dass
die Regelungen der Absatze 1 bis 4 und 6 bis 8 sinngemalR fur diese gelten. Eine
diesbeziigliche Klarstellung war erforderlich, weil im Rechtsvollzug in den
vergangenen Jahren hierzu immer wieder Fragen aufgekommen waren. Zudem wurde
in Satz 1 das Wort »=ausschliel3lich” gestrichen, weil den
Angliederungsgenossenschaften nunmehr unter anderem auch in § 21 Abs. 2 Satz 2
ein Recht an der Mitwirkung bei der Abschusszielsetzung zukommt.

Zu Absatz 8

Durch den in Satz 1 neu eingefligten zweiten Halbsatz wird die Bildung von
Ruckstellungen fir die Finanzierung von der Jagdgenossenschaft nach diesem Gesetz
zugewiesenen Aufgaben ermdglicht. Als zum Wildschadensersatz verpflichtete
juristische Person hat die Jagdgenossenschaft Wildschaden im Sinne dieses
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Gesetzes zu ersetzen. Im Fall der Jagdverpachtung Uubertragen viele
Jagdgenossenschaften einen Teil dieser Verpflichtung vertraglich auf die Pachtenden.
Ist die Jagdgenossenschaft dennoch zur Beitreibung der auf die einzelnen
Jagdgenossinnen und Jagdgenossen anteilig entfallenden Schadensbetrage durch
Umlage gendtigt, erschwert dies ihre Arbeit erheblich. Auch kann die Finanzierung von
Weiserflachen nach 8 22 Abs. 2 als Aufgabe auf die Jagdgenossenschaft zukommen.
Die Bildung von Riicklagen in angemessener Hohe fiir die Finanzierung von Aufgaben,
die ihr nach diesem Gesetz zugewiesen sind, ist daher ein geeignetes Mittel, die Arbeit
der Jagdgenossenschaft zu erleichtern und sie vor unliebsamen Entwicklungen zu
schitzen.

Zu 8 15 Schwerpunktgebiete des Rotwildvorkommens und
Bewirtschaftungsgemeinschaften fir das Rotwild

§ 15 trifft die oben unter A) erlauterten Neuregelungen zu der Bewirtschaftung und
Hege von Rotwild und regelt die raumliche Abgrenzung, die Zusammensetzung und
den Zweck der Bewirtschaftungsgemeinschaften, die die nach § 13 LJG a.F.
geregelten Hegegemeinschaften fur das Rotwild ablésen. Den Jagdgenossenschaften
und den Eigentimerinnen und Eigentimern der betroffenen Jagdbezirke wird ein
Mitwirkungsrecht in allen die Wildbewirtschaftung betreffenden Fragen zugewiesen.
Die in Absatz 3 Satz 2 enthaltenen Vertretungsregelungen sind gesetzlich festgelegte
Ausnahmen von den Ublichen Vertretungsmoglichkeiten (etwa von § 14 Abs. 3 Satz 1)
und sollen eine zweckmaRige Vertretung der betroffenen Waldbesitzenden
ermdglichen. Die Abgrenzung, Uberpriifung und Anpassung der Grenzen der
Schwerpunktgebiete des Rotwildvorkommens wird als Aufgabe der oberen
Jagdbehorde festgelegt, welche als Aufsichtsbehdrde uber die
Bewirtschaftungsgemeinschaften fungiert.

Neben den Vorgaben zur Abgrenzung und Anpassung von Schwerpunktgebieten und
Bewirtschaftungsgemeinschaften werden in der Durchfihrungsverordnung die
Vorstandsbesetzung, die Aufgaben der Bewirtschaftungsgemeinschaften sowie
weitere im Zusammenhang mit der Bewirtschaftungsgemeinschaft stehende
Sachverhalte geregelt.

Zu 8 16 Jagdpacht

§ 16 trifft Regelungen zum Abschluss von Jagdpachtvertragen, Gbernimmt dabei
grof3tenteils diejenigen Inhalte aus 8 14 LJG a.F., die sich bewéhrt haben und auch
weiterhin fur notwendig erachtet werden und ordnet diese neu an, wobei § 14 Abs. 3
LJG a. F. gemeinsam mit den Regelungen des 8 15 LJG a.F. in § 18 zusammengefihrt

84/122



wird. Mit in 8 16 aufgenommen werden ferner die weiterhin als erforderlich
angesehenen Inhalte aus 88 17 und 19 LJG a.F.

Nach 8§ 14 Abs. 1 LJG a.F. bestand fur verpachtende Personen die Mdglichkeit, sich
die Wahrnehmung des Jagdrechts auf bestimmte Wildarten vorzubehalten. Die
Regelung spielte in der Praxis keine Rolle, vermutlich auch im Hinblick auf eine
erschwerte Verpachtung insbesondere von Jagdbezirken, die hinsichtlich des
Vorkommens von Wildarten ohnehin einen geringen Jagdwert aufweisen. Daher wurde
diese Regelung gestrichen.

Zu Absatz 1

Weiterhin soll fur Jagdpachtvertrage eine Anzeigepflicht bestehen. Mit der Anzeige
kommt die verpachtende Person ihrer Verpflichtung zur Benennung der
jagdausutbungsberechtigten Person gemald 8 3 Abs. 5 nach. Ein Prifauftrag fur die
zustandige Behorde wird hiermit aber im Gegensatz zu den bisherigen Regelungen in
§ 17 LJG a.F. vor dem Hintergrund eines dringend notwendigen Burokratieabbaus in
der Jagdverwaltung ausdricklich nicht mehr begriindet. Folglich wird auch auf die
Regelungen aus § 17 Abs. 2 und 3 LJG a.F. verzichtet. Aus lhrer Funktion als
Aufsichtsbehdrde gegentber den Jagdgenossenschaften kann jedoch eine
Informationspflicht der Behdrde an die Jagdgenossenschaft abgeleitet werden, falls
diese Rechtsbedenken hinsichtlich des vorgelegten Vertrages hegt.

Bei der Verpachtung von Jagdbezirken muss nunmehr die verpachtende Person die
Einhaltung der Vorgaben hinsichtlich einer Begrenzung der Jagdpacht gemaf § 18
unter Vorlage des Jagdscheins der potenziellen Jagdpachterin oder des potenziellen
Jagdpachters prtfen.

Die  seitens der Interessensvertretungen  zur  Verflgung  gestellten
Musterjagdpachtvertrage geben einen geeigneten formellen Rahmen, den die
Vertragsparteien als Grundlage zum Abschluss von Jagdpachtvertragen nutzen
kénnen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 ersetzt die Regelung aus 8§ 14 Abs. 5 LJG a.F. und Ubernimmt dabei die
Vorgaben aus 8 11 Abs. 5 Satz 1 und 2 BJagdG. Die Anpassung der rheinland-
pfalzischen Regelung an die bundesjagdrechtliche Bestimmung dient der
Harmonisierung landertbergreifender Regelungen in diesem Bereich. § 14 Abs. 5 Satz
3 LJG a.F. wird durch 8§ 3 Abs. 5 aufgefangen.

Zu Absatz 3und 4

Absatz 3 Ubernimmt wortgleich die Regelung aus 8§ 12 Abs. 1 Satz 3 LJG a.F. und
Absatz 4 die Regelungen des 8§ 14 Abs. 2 LJG a.F. Durch den Verweis in Absatz 4
Satz 2 wird klargestellt, dass bei der Frage nach der teilweisen Verpachtbarkeit eines
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Jagdbezirks die Bestimmungen des 8§ 11 Abs. 1 Satz 3 entsprechend anwendbar sind,
wodurch eine Teilverpachtung auch kleinerer Anteile erméglicht wird, sofern die dort
genannten Voraussetzungen erfullt sind.

Zu Absatz 5

Absatz 5 ersetzt die Regelung aus 8 14 Abs. 4 Satz 2 bis 4 LJG a.F. Im
Evaluierungsverfahren wurde diskutiert, die Vorgaben zur Pachtzeit géanzlich zu
streichen und die Entscheidung dariiber uneingeschrankt den Vertragsparteien zu
Uberlassen. Seitens der Beteiligten wurden sowohl fur eine Beibehaltung als auch fur
eine Streichung der Vorgaben zur Pachtzeit nachvollziehbare Argumente vorgebracht.
Die Regelung in Absatz 5 tragt diesem Umstand durch Herabsetzung der
Mindestpachtdauer auf nunmehr funf Jahre Rechnung. Dies entspricht dem im
Rahmen der Anhdrung von zahlreichen Verbanden vorgebrachten Vorschlag zur
Neuregelung der Pachtdauer.

Zu Absatz 6

Absatz 6 regelt wie bisher in § 14 Abs. 8 LJG a.F., dass im Jagdpachtvertrag
Regelungen dber den Ersatz von Wildschaden auch an nicht geschitzten
Sonderkulturen getroffen werden sollen. Dartber hinaus wird der Schutz aber auch
auf nicht hinreichend geschitzte Sonderkulturen erweitert, wodurch eine
unbeabsichtigte Gesetzeslucke fur Falle, in denen zwar ein Schutz vorgenommen
wird, dieser aber nicht die erforderlichen Anforderungen erfullt, geschlossen wird.

Zu Absatz 7

Absatz 7 fordert von den Vertragsparteien neu eine Verstandigung tber MalRnahmen
zur Bewirtschaftung der im Jagdbezirk vorkommenden Schalenwildarten,
einschlielBlich einer Unterstitzung der Abschusserfillung von Schalenwild bei
ubermafigem Wildschaden durch aktive Jagdbeteiligung befahigter Jagdgenossinnen
und Jagdgenossen. Im Bedarfsfall kann auch eine Unterstitzung durch Dritte
vereinbart werden. Da die Pachtenden fir Wildschaden durch Schalenwild nur haften,
soweit diese sich im Jagdpachtvertrag zum Ersatz verpflichtet haben, hat die Art und
Weise der Bewirtschaftung der vorkommenden Schalenwildarten erheblichen Einfluss
auf die Wirtschaftlichkeit des Jagdpachtangebots.

Die Vereinbarung starkt die Belange des Grundeigentums bei der Wahrnehmung des
Jagdrechts als Mitglied der Jagdgenossenschaft. Sie soll bereits bei Abschluss des
Pachtvertrags getroffen werden, wobei es den Vertragsparteien im Rahmen ihrer
Vertragsfreiheit selbstverstandlich auch méglich ist, bei Vertragsabschluss getroffene
Vereinbarungen im  gegenseitigen  Einverstandnis auch w&hrend des
Pachtverhaltnisses noch anzupassen oder zu ergénzen, sofern sich etwa die zugrunde
gelegten Tatsachen oder Annahmen nachtraglich andern. Der Gesetzestext lasst
offen, ob die geforderten Vereinbarungen schriftlich als Bestandteil des Pachtvertrags
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oder im Rahmen der Vertragsverhandlungen mindlich getroffen werden. Aus
Nachweisgrinden ist eine Verschriftlichung der Vereinbarungen aber grundsatzlich
empfehlenswert.

Zu den Abséatzen 8 bis 10

Die Absétze 8 und 9 ibernehmen wortgleich die Regelungen des § 19 LJG a.F., wobei
Absatz 9 Satz 2 eine Neuregelung zur Starkung der Rechte von
Grundeigentimerinnen und Grundeigentimern enthalt. Absatz 10 Ubernimmt die
Regelung des § 14 Abs. 6 LJG a.F.

Zu 8 17 Erléschen des Jagdpachtvertrags und aul3erordentliche Kiindigung
Zu Absatz 1 bis 3

Die Abséatze 1 bis 3 Gbernehmen inhaltsgleich die Regelungen aus 8§ 18 Abs. 1 bis 3
LJG a.F.

Zu Absatz 4 und 5

Die Absatze 4 und 5 regeln neu die Mdglichkeit zur au3erordentlichen Kiindigung von
Jagdpachtverhaltnissen seitens der verpachtenden und pachtenden Personen, was
insgesamt als Instrument zur Starkung der verpachtenden und der pachtenden
Personen zu verstehen ist.

Absatz 4 schafft grundsatzlich die Mdglichkeit zur auRerordentlichen Kiindigung aus
wichtigem Grund und definiert das Vorliegen eines wichtigen Grunds allgemein. Auf
die Geltung des 8§ 314 Abs. 2 BGB fiur den besonderen Fall, dass der wichtige Grund
in einer Vertragsverletzung liegt, sowie ganz allgemein auch des § 314 Abs. 3 und 4
BGB, wird hingewiesen.

Absatz 5 nennt beispielhaft vom Gesetzgeber als wichtige Griinde eingestufte
Zustande oder Verhaltensweisen. Gemal Absatz 5 Satz 1 liegt dementsprechend ein
wichtiger Grund zur aullerordentlichen und fristiosen Kindigung des
Jagdpachtvertrags seitens der Verpachtenden vor, soweit Abschussvereinbarungen
wiederholt nicht eingehalten worden sind. Diese Neuregelung soll dem Umstand
Rechnung tragen, dass allein der Abschluss von Abschussvereinbarungen mitunter
nicht die gewinschte Wirkung gezeigt hat. Vor diesem Hintergrund werden die
moglichen Konsequenzen in Folge der wiederholten Nichterfillung von
Abschussvereinbarungen erweitert. Die Nichterfullung behordlicher
Abschussfestsetzungen fallt hingegen unter das Nichthachkommen hinsichtlich
behordlicher Anordnungen, was im Wiederholungsfall ebenfalls als wichtiger Grund fiir
eine fristlose Kundigung aufgelistet wird. Insgesamt soll die Neuregelung dazu dienen,
die klimaresiliente Entwicklung der Walder durch ein hierauf abgezieltes
Jagdmanagement zu unterstitzen und auch die landwirtschaftlichen Flachen vor
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ubermafiigen Wildschaden zu schitzen. Berechtigt die vorgenannte Regelung eine
Jagdgenossenschaft als Verpéachterin zur Kiindigung, so ist insbesondere bezlglich
einer derartigen Kindigung zunachst im Innenverhéltnis zu entscheiden. Daruber
hinaus besitzen die Verpachtenden das Recht, das Jagdpachtverhaltnis
aulRerordentlich zu kiindigen, wenn den Pachtenden erhebliche Vertragsverletzungen
zu Last gelegt werden kdnnen.

Die Pachtenden erhalten das aul3erordentliche Kiindigungsrecht fir den Fall, dass
nach Vertragsabschluss die bejagbare Flache um mehr als ein Viertel befriedet wurde.
Die Regelung schutzt die Pachtenden und tragt so zur besseren Verpachtbarkeit von
Jagdbezirken bei.

Es wird ferner klargestellt, dass der Ausbruch einer Tierseuche und die Zunahme von
der Energieerzeugung dienender Flachen an und fur sich keine wichtigen Griinde im
Sinne des Absatzes 4 sind.

Zu 8 18 Hochstzahl der jagdausibungsberechtigten Personen und Begrenzung
der Jagdpacht

8§ 18 ubernimmt unter Anpassung der Begrifflichkeiten die Regelungen aus § 14 Abs.
3 und § 15 LJG a.F. und fuhrt diese sinnvoll zusammen.

Dabei wird in Absatz 3 klargestellt, dass bei der Berechnung der héchstens zu
pachtenden Flache alle bundesweit abgeschlossenen Pachtvertrage anzurechnen
sind.

Zu 8 19 Duldungspflichten im Rahmen der Jagdpacht

8 19 fuhrt die Regelungen aus 8§ 4 Abs. 1 und 8 30 Abs. 1 LJG a.F. in geeigneter Weise
zusammen. Eine Entscheidung seitens der zustandigen Behdrde bei Nichteinigung
Uber die angemessene Entschadigung (8 30 Abs. 1 Satz 3 und § 4 Abs. 2 LJG a.F.)
wird aufgrund des notwendigen Burokratieabbaus gestrichen. Eine Abfrage bei den
unteren Jagdbehdrden hat zudem ergeben, dass sie in den vergangenen Jahren
hierzu nicht téatig geworden sind und die Regelungen demnach keine nennenswerte
Relevanz in der Praxis hatten.

Zu 8 20 Beteiligung an der Jagdausibung

§ 20 Ubernimmt Uberwiegend sinngemal die Inhalte aus 8 16 Abs. 1 Satz 1, 2, 4 und
6 LJG a.F. und erganzt diese um die Mdglichkeit, Dritten bestimmte Pflichten und
Aufgaben nach diesem Gesetz zu Ubertragen, ohne dass die Gesamtverantwortung
nach 8 3 Abs. 5 Satz 2 berthrt wird. Bei der Erteilung von Jagderlaubnisscheinen
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sowie der Ubertragung von Aufgaben und Pflichten auf bestimmte, besonders
qualifizierte Personengruppen missen die gemdl 8 5 Abs. 1 festgelegten
Anforderungen an eine ordnungsgemdafe Jagdausubung beachtet werden. Neu
aufgenommen wird die Vorgabe, dass im Falle der Nichtverpachtung der Jagd die
Jagdgenossenschaft oder die Eigentimerin oder der Eigentimer des
Eigenjagdbezirks sich das Recht auf Beteiligung Dritter an der Jagdausibung
vorbehalten kann.

Fur die bislang in 8§ 16 Abs. 1 Satz 3 und 5 und Abs. 3 LJG a.F. enthaltenen
Regelungen besteht kein gesetzliches Regelungsbedurfnis; 8 16 Abs. 2 LJG a.F. kann
aufgrund der in 8 3 Abs. 5 erfolgten Festlegung entfallen.

Zu 8 21 Abschussregelung

8§ 21 regelt die Abschussgestaltung von Wild und die hierauf bezogenen Rechtsfolgen
der fachbehordlichen Stellungnahmen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 formuliert den Grundsatz, dass Wild, mit Ausnahme von Reh- Dam-, Muffel-
und Rotwild grundsatzlich nach MalRgabe der Anforderungen des 8§ 5 Abs. 1 innerhalb
der festgesetzten Jagdzeiten bejagt werden darf. Eine Ausnahme hiervon stellen
zudem die HoOchstabschussplane nach Absatz 6 dar. Fur Reh- Dam-, Muffel- und
Rotwild finden sich dariber hinaus in den Absatzen 2, 3 und 5 weitere Vorgaben, die
bei der Bejagung dieser Wildarten zu beachten sind.

Zu Absatz 2

Absatz 2 tbernimmt den wesentlichen Inhalt von 8 31 Abs. 2 LJG a.F. Aus den oben
unter A) dargestellten Grinden wird auf die Anzeige bzw. Vorlage von
Abschussvereinbarungen und Abschusszielsetzungen an die zustandige Behdrde
verzichtet. Hierdurch wird eine erhebliche Arbeitserleichterung bei den unteren
Jagdbehdorden erwirkt, die bislang die Abschussplane, falls nicht vorhanden, einfordern
mussten sowie diese sodann zu prufen und gegebenenfalls zu beanstanden hatten.
Zwecks Verstandigung Uber die Erfordernisse der Jagdausibung insbesondere
hinsichtlich der Gewdahrleistung der Vermeidung tUbermaliger Wildschaden soll der
Abschussvereinbarung ein gemeinsamer Waldbegang von Verpachtenden und
Pachtenden unter Hinzuziehung der mit der Betreuung der Waldflachen beauftragten
Stelle vorangestellt werden. Die hierzu erforderlichen Vorgaben sollen in der
Durchfihrungsverordnung  formuliert ~ werden. Die  Verantwortung der
Jagdgenossenschaften, der Eigentimerinnen und Eigentimer von Eigenjagdbezirken
und ihrer jagdaustibungsberechtigten Personen fir eine den in 8 5 Abs. 1 genannten
Belangen gerecht werdende Jagdausibung wird deutlich gestarkt.
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Zu Absatz 3

Die Abschussregelung fir das Rotwild innerhalb der Schwerpunktgebiete seines
Vorkommens baut auf der Regelung zu den Bewirtschaftungsbezirken im LJG a.F. auf
und stellt die erganzende Losung zu den in der Evaluierung augenscheinlich
gewordenen Erfordernissen bezlglich der in den Hegegemeinschaften getétigten
Abschussplanungen dar.

Die Neuregelung sieht vor, dass innerhalb der Bewirtschaftungsgemeinschaften die
Erlegung von Rotwild auf Grundlage eines von der Bewirtschaftungsgemeinschaft
nach Anzahl, Geschlecht und Klassen in der Regel fur drei Jahre aufgestellten
Gesamtabschussplans erfolgt. Mit Ausnahme der Hirsche der Klasse | und Il kann
dieser von allen Jagdbezirken ausgeschopft werden. Hierdurch wird in Bezug auf die
ortliche Bewegung des Rotwildes ein hohes Mafl3 an Flexibilitdt dahingehend erreicht,
als dass das Rotwild nun dort erlegt werden kann, wo es sich aufhalt. Die Aufstellung
des Gesamtabschussplans fir grundsatzlich drei Jahre tragt dem Burokratieabbau in
der Jagdverwaltung Rechnung und entlastet die Bewirtschaftungsgemeinschaft
gleichermalRen; durch die Formulierung ,in der Regel” ist eine Abweichung in
begrindeten Fallen mdglich.

Die in dem Gesamtabschussplan enthaltenen Hirsche der Klasse | und Il werden in
Form von Teilabschussplanen auf die jeweiligen Jagdbezirke aufgeteilt, um eine
moglichst sachgerechte Verteilung der alten Hirsche unter Beachtung der
Wildschadensvermeidung zu erméglichen. Um die durch 8 5 Abs. 1 geschitzten
Belange zu wahren, ist es notwendig, in den Teilabschussplanen weiterhin auch
Angaben zu anzustrebenden Abschiissen der Kalber und des adulten weiblichen
Wildes zu treffen, die als mindestens zu erfillender Richtwert fir den jeweiligen
Jagdbezirk dienen sollen. Dem Teilabschussplan muss die jeweils betroffene und zur
Mitwirkung in der Bewirtschaftungsgemeinschaft berechtigte Jagdgenossenschaft
oder die Eigentimerin oder der Eigentimer des Eigenjagdbezirks zustimmen.

Nach welchen Kriterien die Gesamt- und Teilabschussplane im Konkreten aufgestellt
werden sollen, wird in der Durchfiihrungsverordnung geregelt werden.

Gleiches gilt auch fir notwendige Vorgaben zur Bejagung von Rotwild aul3erhalb der
Schwerpunktgebiete.

Zu Absatz 4

Eine Prufung der Abschussplane sowie die Durchfihrung der sich daran
anschlieBenden MalRnahmen erfolgt seitens der oberen Jagdbehérde entsprechend 8
31 Abs. 5 LJG a.F.

Zu Absatz 5
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Satz 1 stellt klar, dass in Bezug auf Dam- und Muffelwild alle vorkommenden Stlcke
aul3erhalb der Duldungsgebiete zu erlegen sind; diese Regelung folgt denklogisch der
Vorschrift, dass die genannten Wildarten aul3erhalb der Duldungsgebiete nicht
geduldet werden durfen (8 26 Abs. 1). Das Erlegungsgebot ist mit der Klarstellung
verbunden, dass die Vorgaben zu den Jagd- und Schonzeiten sowie zum Schutz der
Elterntiere Anwendung finden.

Mit der Auflésung der Bewirtschaftungsbezirke fur das Rotwild wird dieser Wildart
grundsatzlich ein Lebensraumrecht in ganz Rheinland-Pfalz gewéahrt. Um den
berechtigten Anspriichen der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft, insbesondere
denen des Weinbaus, dennoch Rechnung zu tragen, ist gemald Satz 1 Halbsatz 2 in
Sonderkulturen alles vorkommende Rotwild zu erlegen. Die Bejagungspflicht in
Sonderkulturen entspricht der bisherigen Regelung hinsichtlich des Abschusses von
Rotwild auRerhalb der Bewirtschaftungsbezirke.

Zu Absatz 6

Die Regelungen werden wortgleich aus 8§ 31 Abs. 8 und 9 LJG a.F. ibernommen, da
sie sich bewéhrt haben.

Zu Absatz 7

Absatz 7 enthélt Regelungen zur Abschussregelung fiir den Fall einer durch
fachbehordliche Stellungnahme festgestellten ,Gefahrdung” oder ,erheblichen
Gefahrdung®. Dabei wird im Wesentlichen auf die Vorgaben aus 8§ 31 Abs. 7 Satz 2
und Abs. 6 Satz 1 und 3 zweiter Halbsatz LJG a.F. zurtickgegriffen.

Aufgrund der in der Evaluierung festgestellten hohen Stagnation der
Schadenssituation im Bereich der Jagdbezirke mit einer laut forstbehdrdlicher
Stellungnahme attestierten Gefahrdung des waldbaulichen Betriebsziels trotz einer
vorgegebenen kontinuierlichen Erhohung des Abschusssolls, werden nunmehr die fur
den Jagdbezirk verantwortlichen Personen verpflichtet, in einer Jagdkonzeption
darzulegen, wie das vorgegebene Abschusssoll innerhalb der Jagdzeit erreicht und
kinftig UbermaRige Wildschaden vermieden werden sollen. Die bislang vorgegebene
aber recht wirkungsarme automatische Erhéhung des Abschusssolls wird
dahingehend geandert, als dass das Abschusssoll mindestens beibehalten werden
soll. Die Ausnahme des § 31 Abs. 7 Satz 2 zweiter Halbsatz LJG a.F. wird
tubernommen. Im Fall der Verpachtung ist die Jagdkonzeption mit der verpachtenden
Person abzustimmen. Sie wird Bestandteil der Abschussvereinbarung, der
Abschusszielsetzung oder des Teilabschussplans.

Bei einer durch fachbehordliche Stellungnahme festgestellten erheblichen
Gefahrdung® bleibt es bei der behdrdlichen Festsetzung eines Mindestabschussplans.
Der Mindestabschussplan muss kinftig geeignet sein, eine deutliche Reduktion des
Wildbestands zu bewirken. Gleichzeitig wird die jagdausibungsberechtigte Person
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verpflichtet, fur den Jagdbezirk eine Jagdkonzeption nach den oben genannten
Vorgaben der Behorde innerhalb einer von dieser vorgegebenen Frist vorzulegen.

Die Regelungen des Absatzes 7 entlasten die zustandige Behdrde, indem sich die
Folgen einer Gefahrdung allein im privatrechtlichen Rahmen bewegen. Sie
unterstitzen die Belange des Grundeigentums, da die fir den Jagdbezirk
verantwortlichen Personen sich nicht nur Gedanken tber die Hohe des erforderlichen
Abschusses machen miuissen, sondern gleichzeitig auch MalRnahmen, die zur
Erflllung des Abschusses und der kinftigen Vermeidung tberméaRiger Wildschéaden
notwendig sind, festzulegen haben.

Das behdrdliche Handeln wird wie beschrieben auf die Falle einer erheblichen
Gefahrdung begrenzt. Gleichzeitig wird das stringente Verwaltungshandeln dadurch
verbessert, dass der zustandigen Behorde durch die Vorlage einer entsprechenden
Jagdkonzeption ein Mal3stab fur eine bessere Abwagung fir ein Einschreiten in dem
Fall, dass sie besorgen muss, dass die jagdausubungsberechtigte Person ihrer
Verpflichtung aus dem Mindestabschussplan nicht nachkommt (siehe Absatz 9), an
die Hand gegeben wird.

Weiterhin ist der Mindestabschussplan mit der Verpflichtung verbunden, die erlegten
Stucke nachzuweisen.

Inwiefern ein unburokratischer Nachweis zukinftig mittels Foto und Wildmarke tber
das Jagd- und Wildtierportal erfolgen kann, wird im Zuge der Entwicklung des Portals
seitens des MKUEM gepriift werden.

Durch die Streichung von 8 31 Abs. 10 LJG a.F. fur die Festsetzung des
Mindestabschussplans bedarf es keines Einvernehmens mehr mit dem
Kreisjagdbeirat. Dies fihrte zum einen zu einem administrativen Mehraufwand bei den
zustandigen Behorden, zum anderen war die Regelung rechtlich insofern strittig, als
dass es fir die Festsetzung eines Verwaltungsakts (Mindestabschussplans) nicht der
Zustimmung eines Fachgremiums bedurfen sollte. Unabhéangig davon bleibt es der
unteren Jagdbehérde unbenommen, den Kreisjagdbeirat auf Grundlage von 8§ 45 Abs.
2 auch in Fragen des Mindestabschussplans beratend miteinzubeziehen.

Zu Absatz 8

Absatz 8 ubernimmt die Regelungen aus 8 31 Abs. 11 hinsichtlich der
Abschussmeldung. Der  Turnus der Abschussmeldung wird in der
Durchfuhrungsverordnung geregelt werden, dies auch unter Berucksichtigung der
zukunftig maoglichen elektronischen Abschussmeldung dber das Jagd- und
Wildtierportal; gleiches gilt fir das Fuhren der Abschussliste.

Zu Absatz 9
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Absatz 9 Gbernimmt teilweise die Regelungen des 8 31 Abs. 12 LJG a. F. Hierbei bietet
nunmehr die gemafll Absatz 7 zu erstellende Jagdkonzeption der Behdrde
Anhaltspunkte dafir, ob die Nichterfullung des Mindestabschussplans zu besorgen ist.
Die vormals in § 31 Abs. 12 Satz 2 LJG a.F. beispielhaft genannte Mdoglichkeit zur
Anordnung von Bewegungsjagden zur Verringerung des Wildbestands wird als
weniger wirkungsvoll eingeschétzt als die unter 8 24 neu gefassten Rechtsmittel der
Behorden, und wird hier daher nicht mehr explizit genannt, kann aber weiterhin
getroffen werden, sofern die Behorde sie im Einzelfall fur zielfihrend erachtet.

Zu 8 22 Fachbehdrdliche Stellungnahmen zum Einfluss des Schalenwildes auf
die Vegetation

8 22 regelt die fachbehordlichen Stellungnahmen, die zur Feststellung des
Schalenwildeinflusses auf die Vegetation erstellt werden.

Zu Absatz 1

Die forstbehérdliche Stellungnahme wird wie bisher seitens der unteren Forstbehdrde
erstellt und je nach fir eine Gefahrdung verantwortlicher Wildart der zustandigen
Behorde oder der oberen Jagdbehérde vorgelegt. Wahrend die Vorgéngervorschrift in
§ 31 Abs. 7 LJG a.F. vorsah, dass die forstbehordliche Stellungnahme den Einfluss
des Schalenwildes auf das waldbauliche Betriebsziel abbilden sollte, wird nunmehr der
Einfluss auf die nach 8 5 Abs. 1 Nr. 3 und 4 geschutzten forstlichen Belange als
Bewertungskriterium herangezogen.

Referenz fur die Verwirklichung dieser Belange bei der Waldverjingung sind u.a. die
in den mittelfristigen Betriebsplanen nach 8§ 7 LWaldG (Forsteinrichtung)
festgehaltenen Zielsetzungen der Waldbesitzenden. Sie integrieren die Anforderungen
an die Baumartenzusammensetzung, die sich aus den ortlichen Funktionen bzw.
Okosystemleistungen des Waldes ergeben. Das ,Waldentwicklungsziel* ersetzt dabei
den bislang verwendeten Begriff des ,waldbaulichen Betriebsziels®. Das
Waldentwicklungsziel adressiert im Gegensatz zum Waldbaulichen Betriebsziel nicht
nur die Hauptbaumarten, sondern schliel3t das angestrebte Mischungsverhaltnis und
die Baumartenzusammensetzung ein. Das Nahere zu den zu bewertenden
Jagdbezirken und der Fertigung der Stellungnahme wird in Form einer
Rechtsverordnung geregelt werden.

Zu Absatz 2

Zur besseren Veranschaulichung des Schalenwildeinflusses auf die Waldentwicklung
werden seitens der fur den Jagdbezirk verantwortlichen Personen bei einer
erstmaligen erheblichen Gefahrdung im notwendigen und fir die Grundeigentimerin
oder den Grundeigentimer zumutbaren Umfang Weiserflachen angelegt. Diese
bestehen jeweils aus einer gezaunten und einer nahegelegenen ungezaunten Flache
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und sollen Aussagen Uber den Einfluss des Schalenwildes bei der Etablierung von
Waldverjingung ermoglichen. Diese Verfahrenskomponente stellt eine Ergdnzung zu
dem bereits bislang durchgefiihrten Stichprobenverfahren dar. In Fallen véllig
ausbleibender Verjingung oder einer starken Selektion von Mischbaumarten liefert
das Stichprobenverfahren alleine keine ausreichenden Hinweise auf den
Schalenwildeinfluss. Daher sind diese Weiserflachen bei der Aufnahme und Erstellung
kunftiger forstbehordlicher Stellungnahmen zu bertcksichtigen.

Fur den diagnostischen Wert ist die fachkundige Platzierung von Weiserflachen
insbesondere im Hinblick auf den Faktor Licht unabdingbar. Aus diesem Grund erfolgt
sie nach Vorgaben der unteren Forstbehorde in Abstimmung mit den Beteiligten, also
den jagdausubungsberechtigten Personen und Grundeigentimerinnen und
Grundeigentimern.

Bei Flachen mit ausbleibender Verjingung ist eine Bewertung hinsichtlich des
Schalenwildeinflusses nur bedingt mdglich. Um andere hemmende Faktoren
auszuschlieBen, kbénnen die Betroffenen in eigenem Ermessen auch unabhéngig von
einer anhand der forstbehordlichen Stellungnahme festgestellten Beeintrachtigung der
nach 8 5 Abs. 1 Nr. 3 und 4 geschitzten forstlichen Belange Weiserflachen anlegen.
Diese sollten bei der Aufnahme und Erstellung kinftiger forstbehdrdlicher
Stellungnahmen ebenfalls beriicksichtigt werden.

Zu Absatz 3

Absatz 3 Gbernimmt im Wesentlichen inhaltsgleich die Regelung aus § 31 Abs. 6 Satz
2 LJG a.F. mit der Anderung, dass die Fachbehérden im eigenen Ermessen und damit
ohne Anforderung seitens der Jagdbehdrde dieser eine Stellungnahme vorlegen
konnen. Die Frist fur die Vorlage bei der zustandigen Jagdbehérde wird in der
Durchfihrungsverordnung bestimmt.

Zu Absatz 4

Absatz 4 regelt neu, dass die in Absatz 3 genannte Kann-Vorschrift zur Soll-Vorschrift
wird, soweit fir nach 8 23 des Bundesnaturschutzgesetzes ausgewiesene
Naturschutzgebiete sowie nach 8 30 des Bundesnaturschutzgesetzes geschiitzte
Biotope begriindet anzunehmen ist, dass deren Schutzzweck durch den Einfluss von
Wild beeintrachtigt ist. Eine seitens der Naturschutzbehérde erstellte Stellungnahme
soll sodann auf Grundlage von Vegetationsaufnahmen erfolgen. Das fachlich flr
Naturschutz zustandige Ministerium wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung das
Néahere Uber die Fertigung der zu erstellenden naturschutzbehérdlichen
Stellungnahme zu regeln sowie das Verfahren der durchzufihrenden
Vegetationsaufnahmen vorzugeben. Durch die Neuregelung soll den Belangen des
Naturschutzes verstarkt Rechnung getragen und die Folgen eines uberhéhten
Wildbestandes tber die forstliche Betrachtungsweise hinaus dargestellt werden.
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Zu 8 23 Jagd- und Schonzeiten

§ 23 greift die vormals in § 32 LJG a.F. gefassten Regelungen zu Jagd- und
Schonzeiten auf mit folgenden Erganzungen und Anderungen.

§ 32 Abs. 2 Satz 2 LJG a.F. wird gestrichen, durch die Unberihrtheitsklausel in § 54
aber aufgefangen. Demnach hat der Verordnungsgeber unter Berlcksichtigung
naturschutzrechtlicher Vorschriften zu beachten, dass eine ganzjahrige Schonzeit fur
die im Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung
der natirlichen Lebensraume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (ABIl. EG
Nr. L 206 S. 7) in der jeweils geltenden Fassung genannten Wildarten sowie fur die
nicht gemafl Anhang Il der Richtlinie 2009/147/ EG bejagbaren europaischen
Vogelarten gilt.

§ 32 Abs. 4 Satz 3 LJG a.F. wird ersatzlos gestrichen, da die fur die Beizjagd genutzten
Vogelarten mittlerweile aus entsprechenden Zichtungen erworben werden kénnen
und das Aushorsten von Nestlingen und Astlingen der Habichte zu diesem Zweck nicht
mehr flr notwendig erachtet wird.

8 32 Abs. 4 Satz 4 und 5 LJG a.F. ist durch § 25 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. o in Verbindung
mit Abs.3 aufgefangen und gilt dementsprechend fort.

Zu Absatz 1

Absatz 1 Gbernimmt inhaltsgleich § 32 Abs. 1 Satz 1 und 2 sowie Abs. 2 Satz 1 LJG
a.F. Dabei wird erstmals konkretisiert, wie die Festsetzung von Jagd- und Schonzeiten
zu erfolgen hat, indem die Erfillung der in 8 5 Abs. 1 definierten Anforderungen an die
Jagdaustbung hierfr als Mal3gabe angesehen wird. Der Gesetzgeber legt damit
Rahmenbedingungen fiir die Erméachtigungsgrundlage in § 54 Abs. 1 Nr. 7 fest.

Zu Absatz 2
Satz 1 Ubernimmt die Regelung aus 8 32 Abs. 4 Satz 1 LJG a.F. wortgleich.

Der dadurch gewdahrte jagdgesetzliche Schutz der zur Aufzucht notwendigen
Elterntiere  ist allerdings als Mindestvorgabe zu  verstehen. Eine
dartberhinausgehende Zurlckhaltung bei der Jagd ist aus wildbiologischer Sicht
angeraten, wenn das Jungtier zur Nahrungsaufnahme auf das Elterntier angewiesen
oder ohne Elterntier nur unter physischem Leiden Uberlebensfahig ist.

Die obere Jagdbehdrde kann gemal Satz 2 aus den in Absatz 3 genannten Grinden
fur bestimmte Wildarten Ausnahmen von dem Elterntierschutz zulassen. Bei den
gelisteten Arten kann das Auftreten Ubergeordneter Gesichtspunkte mit einer
gewissen Wahrscheinlichkeit angenommen werden. Gleichzeitig verfigen einige der

95/122



genannten Arten Uber langanhaltende und nicht in jedem Fall eindeutig abgrenzbare
Setz- und Brutzeiten. Nach dem LJG a.F. war dieses Recht der obersten Jagdbehorde
vorbehalten, wurde jedoch aufgrund der nicht ministeriell einzuordnenden Aufgabe in
die Zustandigkeit der oberen Jagdbehdrde gegeben.

Zu Absatz 3

Absatz 3 Gbernimmt im Wesentlichen die Regelung aus 8 32 Abs. 1 Satz 3 LJG a.F.
Zur Klarstellung wird der Begriff der Bekédmpfung der Tierseuchen ergénzt durch die
Begriffe der Vorbeugung und Fruherkennung von Tierseuchen, die bisher unter
Bekampfung verstanden, jedoch nicht explizit erwahnt wurden. Ebenso ist auch die
entsprechende Anderung in § 25 Abs. 3 zu begriinden.

Zu 8 24 Behordliche Anordnungen zur Regulierung des Wildbestands
Zu Absatz 1

Absatz 1 Ubernimmt inhaltsgleich die Regelung aus § 38 Abs. 1 LJG a.F. Es liegt im
Ermessen der Behorde, ob sie die Verringerung des Wildbestands unter
Bertcksichtigung der Schonzeiten oder unabhéangig von diesen anordnet. Gemal Satz
3 liegt die Zustandigkeit fur den Erlass der Anordnung abweichend von Satz 1 bei der
oberen Jagdbehdrde, sofern sich die Anordnung zur Verringerung des Wildbestands
auf Rotwild bezieht.

Zu Absatz 2

Fur den Fall, dass wiederholt und aufeinander folgend (also zum zweiten, dritten, usw.
Mal in Folge) ein Mindestabschussplan von Amtswegen festgesetzt wird, soll die
jeweils zustandige Jagdbehdrde gemal Absatz 2 eine Anordnung im Sinne des Absatz
1 treffen. Dabei hat sie ein eingeschranktes Ermessen, sodass bei Vorliegen der
Voraussetzungen in der Regel eine Anordnung zu treffen ist. Bei der Abwagung sind
die Erfillung des vorangegangenen Mindestabschussplans sowie die Umsetzung der
Jagdkonzeption nach 8§ 21 Abs. 7 Satz 4 zu bertcksichtigen. Diese Regelung ist
Ausfluss des 8 5 Abs. 1, wonach die Jagdausibung im offentlichen Interesse
liegenden Zielsetzungen zu dienen hat.

Zu Absatz 3

Um fur eine zlugige und effektive Durchsetzung der nach den Absatzen 1 und 2
erlassenen Anordnungen zu sorgen, verpflichtet Absatz 3 die handelnde Behorde, die
Anordnungen mit einer Frist von nicht mehr als zwo6lf Monaten zu versehen,
gleichzeitig die Durchsetzung mit den Mitteln des Verwaltungszwangs anzudrohen und
diese dann auch anzuwenden. Insofern wird hier einerseits die
Ermessensentscheidung der Behorde hinsichtlich ihres EntschlieBungsermessens
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(dahingehend, ob sie Uberhaupt Zwangsmittel anwenden moéchte) eingeschrénkt,
andererseits stehen ihr nunmehr sadmtliche Mittel des Verwaltungszwangs, also neben
der Ersatzvornahme insbesondere auch die Durchsetzung der Anordnung durch die
Verhangung von Zwangsgeldern offen. Dartber hinaus wird entsprechend 8§ 80 Abs.
2 Satz 1 Nr. 3 VwWGO durch Satz 3 gesetzlich festgelegt, dass Widerspruch und Klage
gegen eine Anordnung nach Absatz 1 oder 2 keine aufschiebende Wirkung haben.
Auch diese Regelung dient zur effektiven und insbesondere zeitnahen Durchsetzung
der Anordnung, fur die ein besonderes o6ffentliches Interesse besteht.

Zu § 25 Sachliche und ortliche Verbote

Die Vorschrift Gibernimmt mit Ausnahme der im Folgenden aufgezeigten Anderungen
im Wesentlichen die bislang in den 88 23 bis 26 LJG a.F. enthaltenen sachlichen und
ortlichen Verbote.

Zu Absatz 1

Durch Nummer 2 wird die Anwendung von nicht tierschutzgerechten Jagdmethoden
verboten.

Buchstabe d entspricht inhaltlich 8 23 Abs. 1 Nr. 2 LJG a.F. und wurde lediglich
redaktionell geédndert.

Buchstabe e fasst die Verbote aus § 23 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 4 Buchst. d und e LJG
a.F. zusammen. Abweichend von der bisherigen Regelung wird aber einerseits die
Verwendung von automatischen Waffen nunmehr ganzlich untersagt, weil es sich
hierbei um einen redaktionellen Fehler bei der Ubernahme von § 19 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. ¢ BJagdG, bei der letzten Jagdrechtsnovellierung gehandelt hatte.
Andererseits wird hinsichtlich der Verwendung halbautomatischer Waffen zwar nur
noch auf Langwaffen abgestellt, im Gegensatz zur friheren Regelung werden diese
aber nicht mehr in Hinblick auf die Anzahl der in das Magazin aufnehmbaren Patronen,
sondern auf funf Patronen, mit denen die Langwaffe maximal geladen sein darf,
begrenzt. Diese Anderung wurde vorgenommen, weil es insbesondere auf
Bewegungsjagden von Vorteil sein kann, mehrere Patronen geladen zu haben; eine
Herabsenkung der Sicherheit wird hierdurch nicht bewirkt, auch steht diese Regelung
nicht in Konflikt mit dem Waffengesetz.

Buchstabe f fasst die Verbote aus 8 23 Abs. 1 Nr. 5 und 7 LJG a.F. zusammen,
wodurch die Bewegungsjagd nunmehr (anders als bislang unabhéngig von der
Mondphase) wahrend der Nachtzeit verboten wird. Hintergrund dieser Anderung ist,
dass mittlerweile durch die Mdglichkeit der Nachtsichttechnik eine Bejagung von
Schwarzwild auch unabhé&ngig von Mondphasen moglich ware. Da es jedoch generell
aus Sicherheitsgrinden und zum Schutz des Wildes nicht erwiinscht ist, dass
Bewegungsjagden bei Nacht stattfinden, bedarf es hier einer Klarstellung.
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Buchstabe g entspricht inhaltlich 8§ 23 Abs. 1 Nr. 6 LJG a.F., es wurde lediglich auf die
beispielhafte Nennung der Anwendbarkeit bei verharschtem Schnee verzichtet.

Buchstabe i Gbernimmt die Regelung aus 8§ 23 Abs. 1 Nr. 11 LJG a.F., wobei die
bislang enthaltenen Festlegungen hinsichtlich des Nachweises der Fachkenntnis
gestrichen und entsprechend 8 54 Abs. 1 Nr. 11 Buchst. d zukinftig durch
Rechtsverordnung geregelt werden kénnen.

Buchstabe k enthalt Teile der Regelungen aus 8§ 23 Abs. 1 Nr. 12, 13 und 14 LJG a.F.,
modifiziert diese jedoch wie folgt: Fanggerate, die sofort téten, werden nunmehr
ganzlich verboten, weil bei Totschlagfallen der ungewolite Fehlfang ganzjéahrig mit der
Jagd zu verschonender oder geschitzter Arten nicht ganzlich ausgeschlossen werden
kann.

Buchstabe | verbietet erstmals die Durchfihrung der Baujagd ohne Nachweis der
erforderlichen Fachkenntnis fur die Hundeftihrerin oder den Hundeflhrer sowie fir die
Frettchenflhrerin oder den Frettchenfihrer. Dieses Verbot gilt gleichermal3en fir die
Jagd in Natur- und Kunstbauten sowie fir die Baujagd mit Hunden oder Frettchen.
Solange die Ausbildung fur den Jagdscheinerwerb diese Jagdmethode nicht
hinreichend schult, soll der Erwerb der notwendigen Kenntnisse in Kursen durch die
nach 8 41 Abs. 1 anerkannten Vereinigungen der Jagerinnen und Jager angeboten
werden. Durch die zusatzliche Qualifikation wird die Vertraglichkeit mit den
Anforderungen des Tierschutzes gewahrleistet. Von einem ganzlichen Verbot der
Baujagd wird abgesehen, da hierdurch erforderliche Fachkenntnisse verloren gehen
wirden, die unter Umstanden aus Grinden der Gefahrenabwehr in Zukunft wieder
gebraucht werden kénnten. Eine notwendige Anwendung kann beispielsweise bei
Gefahrdungen von Infrastruktureinrichtungen durch unterhéhlende Naturbauten
auftreten.

Buchstabe m Ubernimmt weitestgehend die Regelungen aus 8 23 Abs. 1 Nr. 8a LJG
a.F. Die fur die Erlegung von Schwarzwild durch Allgemeinverfigungen der oberen
Jagdbehorde legitimierte  Verwendung kunstlicher  Lichtquellen (allgemein
gebrauchliche Taschenlampen oder Hand-Scheinwerfer) und fur Schusswaffen
bestimmter Nachtsichtvor- und Nachtsichtaufsatze mit Bildwandler oder elektronischer
Verstarkung wird von den Verboten ausgenommen. Die Neuregelung erméglicht eine
effektivere Bejagung des Schwarzwildes und dient der tierschutzgerechten Ausiibung
der im Ausnahmefall erforderlichen Nachtjagd.

Buchstabe o tUbernimmt das Verbot aus § 32 Abs. 4 Satz 4 LJG a.F.

Buchstabe r fuihrt erstmals ein Verbot der Ausbildung von Jagdhunden an flugunfahig
gemachten lebenden Enten ein und knipft dabei an das OVG Urteil vom 30.03.2001
(Az. 12 A 11997/00.0V G) an. Die Ausbildung von Jagdhunden hinter der lebenden
Ente wird zwar als hilfreich aber nicht als nachgewiesenermal3en erforderlich
angesehen. Insbesondere ist nicht ausreichend nachgewiesen, dass flr einen
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brauchbaren Jagdhund bei der Wasserarbeit eine Prtfung hinter der lebenden Ente
notwendig, soll heil3en unabdingbar ist.

Nummer 3 schreibt die Regelung aus § 23 Abs. 1 Nr. 21 LJG a.F. fort und passt diese
insofern an, als dass nunmehr nicht mehr nur das Ausbringen von Lockstoffen, die
Tierseuchen verbreiten kénnen, sondern von Lockstoffen, die zur Verbreitung von
Tierseuchen beitragen konnen, verboten wird. Dartber hinaus wird Nummer 3
dahingehend erweitert, dass es verboten ist, Tierseuchenerreger zu verschleppen
oder einzuschleppen. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass beispielsweise keine
unbehandelten Trophden oder andere Bestandteile des Wildes aus anderen
Jagdbezirken, Gebieten oder Landern eingeschleppt werden oder eine
unsachgemaRe Entsorgung von Jagdabfallen erfolgt. Dies kann beispielsweise zur
Ausbreitung von Tierseuchen wie der Afrikanischen Schweinepest oder der Chronic
Wasting Disease (CWD) fuhren.

Nummer 4 ersetzt die zuvor in § 23 Abs. 1 Nr. 3 LJG a.F. enthaltene Regelung und
erweitert sie insofern, als dass die Verwendung bleihaltiger Munition bei der Ausiibung
der Jagd insgesamt verboten wird. Diese Erweiterung ist geboten, weil dringend eine
Bleiminimierung zum Schutz der Umwelt und menschlichen Gesundheit notwendig ist.
Die Anderung ist auch als Vorgriff auf die anstehenden Anderungen der REACH-
Verordnung auf EU Ebene zu verstehen. Hinsichtlich des Inkrafttretens dieser
Neuregelung wird auf 8 56 und die diesbezigliche Begriindung verwiesen.

Das unter Nummer 5 neu eingefiihrte Verbot wurde aufgenommen, um dafir Sorge zu
tragen, dass die Schiel3fertigkeit auf sich bewegendes Wild regelmaRig trainiert wird;
die Neuregelung dient dem Tierschutz.

Nummer 6 Ubernimmt die Regelung aus 8 23 Abs. 1 Nr. 9 LJG a.F., erweitert diese
aber auf samtliche Wildarten. Die Neuregelung ist als Weiterentwicklung des
Jagdwesens an die gesellschaftliche Wertekultur zu verstehen; Belohnungen fur
erlegtes Wild, wie etwa Troph&enpreise werden als nicht mehr zeitgemald gewertet
und schaden dem Ansehen der Jagd.

Nummer 7 sieht vor, dass nicht mehr funktionstiichtige Jagdeinrichtungen von den
jagdaustbungsberechtigten Personen zu entfernen sind. Hierdurch werden Gefahren
fur Mensch und Tier, die von alten, nicht mehr funktionsttichtigen Jagdeinrichtungen
ausgehen, vermieden. Dariber hinaus beeintrachtigen nicht mehr funktionsttichtige
Jagdeinrichtungen die Landschaftsasthetik, was vermieden werden soll.

Nummer 8 und 9 enthalten die zuvor in § 26 LJG a.F. enthaltenen Regelungen. Auf
die Ubernahme von § 26 Abs. 1 Satz 2 LJG a.F. konnte verzichtet werden, weil diese
Regelung durch § 25 Abs. 3 aufgefangen wird. Auch 8 26 Abs. 1 Satz 3 LJG a.F. wurde
nicht ibernommen, da diese Regelung wegen der in 8 55 enthaltenen allgemeinen
Unberuhrtheitsklausel nicht mehr erforderlich ist.
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Das in Nummer 10 enthaltene Verbot zum Anlegen von Jagdgehegen wird
aufgenommen, da es bereits mit der letzten Jagdrechtsnovellierung im Jahr 2010
eingefuhrt werden sollte und seine Nichtaufnahme in den Referentenentwurf auf einem
redaktionellen Versehen beruhte. Es ist aber nicht auf bereits bestehende Jagdgehege
anwendbar, die gemal 8 53 Abs. 5 Satz 1 auch weiterhin Bestandsschutz geniel3en.

Nummer 11 Gbernimmt die Regelung des § 25 LJG a.F.
Zu Absatz 2

Absatz 2 tbernimmt in Satz 1 die lediglich redaktionell geanderte Regelung aus § 23
Abs. 2 Satz 1 LJG a.F. Die vormals in 8 23 Abs. 2 Satz 2 LJG a.F. enthaltenen ndheren
Bestimmungen zum Nachweis der in Satz 1 genannten Voraussetzungen wurden
ersatzlos gestrichen, weil eine derartige Vorgabe hinsichtlich der Deklarierung von
Verpackungseinheiten seitens eines Landesgesetzgebers fur in der Regel weltweit
produzierte Munition nicht flachendeckend greift. Satz 2 konkretisiert den in Absatz 1
Nr. 4 verwendeten Begriff der bleihaltigen Munition und zielt dabei auf die technisch
realisierbare Minimierung von Blei ab. Die an Jagdmunition gestellten Anforderungen
insbesondere an eine tierschutzgerechte Tétungswirkung und die Gewahrleistung von
Sicherheitsstandards bleiben dabei unabdingbar.

Zu Absatz 3

Satz 1 erweitert § 23 Abs. 4 LJG a.F. insofern, als dass die untere Jagdbehérde
nunmehr fir die in Abs. 1 Nr. 1 bis 9 genannten Verbotstatbestdnde Ausnahmen
zulassen kann, sofern die Ausnahme einzelne Jagdbezirke betrifft.

Satz 2 tbernimmt die Zustandigkeit aus § 23 Abs. 3 Halbsatz 1 LJG a.F. und begrenzt
diese auf Ausnahmen, die flir mehrere Landkreise oder kreisfreie Stadte in gleicher
Weise zugelassen werden sollen. Auf die Ubernahme auch von Halbsatz 2 der
Vorgangervorschrift wurde wegen dessen rein deklaratorischer Wirkung verzichtet.

Zu 8 26 Duldungs- und Aussetzungsverbote
Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt die Duldung und damit die Bewirtschaftung von Dam- und Muffelwild.
Diese nicht heimischen Wildarten durfen aufgrund ihres betrachtlichen
Ausbreitungspotenzials nur in Duldungsgebieten gehegt und geduldet werden; als
Duldungsgebiete gelten gemalR § 53 Abs. 6 Satz 2 Kraft Gesetzes die bisherigen
Bewirtschaftungsbezirke von Dam- und Muffelwild. Die gegenuber ihrer
Herkunftsregion abweichenden Lebensbedingungen wirken sich insbesondere auf das
aus jagdlichen Grinden in Rheinland-Pfalz eingefuhrte Muffelwild in mehrfacher
Hinsicht negativ aus. So wetzen sich die Hufe (Schalen) der Tiere auf den hier
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uberwiegend vorkommenden weichen Bdden nicht geniigend ab. Dies fuhrt haufig zu
schweren Schadigungen an den Hufschalen — sogenannten Schalenauswachsungen.
Eitrige und fur die Tiere sehr schmerzhafte Entziindungen der Klauen sind nicht selten
die Folge. Aus diesem Grund und bedingt durch das zusatzlich zum heimischen Reh-
und Rotwild gegebene Wildschadenspotenzial beider genannter Wildarten ist es
notwendig, deren Vorkommensgebiete weiterhin gesetzlich einzugrenzen und die
Bemessung von Jagd- und Schonzeiten aul3erhalb der Duldungsgebiete fur diese
Wildartenausschlie3lich an den im Elterntierschutz zum Ausdruck kommenden
Erfordernissen des Tierschutzes vorzunehmen; Letzteres erfolgt durch
Rechtsverordnung.

Auch wenn keine Verpflchtung mehr zur gemeinsamen Bewirtschaftung in
Hegegemeinschaften fur Dam- und Muffelwild besteht, bleibt es den
jagdaustbungsberechtigten Personen der in Duldungsgebieten zusammengefassten
Jagdbezirke selbstverstandlich unbenommen, sich freiwilig in Hege- oder
Bewirtschaftungsvereinen zusammenzuschliel3en.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt das Aussetzen von Wild und Ubernimmt im Wesentlichen die Inhalte
aus 8 28 LJG aF. mit der Anderung, dass fur die Genehmigung, die
schwerpunktmallig eine operative Verwaltungstatigkeit ist, nicht mehr die oberste
Jagdbehorde, sondern die obere Jagdbehdrde zustandig ist. Daruber hinaus ist
nunmehr die Aussetzung an bestimmte Zwecke wie etwa die Wiederherstellung eines
gunstigen Erhaltungszustands oder die Forschung gebunden. Dass eine Bejagung von
ausgesetztem Wild erst dann erfolgen sollte, wenn sich das Wild in einem ginstigen
Erhaltungszustand befindet, ergibt sich aus § 5 Abs. 1 Nr. 2 und der gleichrangig neben
dem Recht der Bejagung stehenden Hegeverpflichtung. Das Verbringen von
aufgenommenem oder gefangenem Wild im selben Jagdbezirk ist kein Aussetzen im
Sinne dieses Gesetzes.

Zu 8 27 Wildruhezonen

Durch § 27 werden die in 8 27 Abs. 1 LJG a.F. geregelten Wildschutzgebiete durch
Wildruhezonen ersetzt, deren Zielbestimmung und Ausweisung sich wie folgt gestaltet.

Die Jagdgenossenschaften kbnnen mit Zustimmung der Grundeigentiimerinnen und
Grundeigentimer ebenso wie Eigentiumerinnen und  Eigentimer von
Eigenjagdbezirken sogenannte Wildruhezonen in ihrem Jagdbezirk einrichten, in
denen die Jagd grundsatzlich ruht. Die Einrichtung von Wildruhezonen dient
insbesondere als Umsetzungsinstrument von 8 5 Abs. 1 Nr. 2 und 3 und Abs. 2 Satz
2 Nr. 1 und soll stérungsempfindlichen Wildarten, wie etwa dem Rotwild, Ruhebereiche
ermoglichen. Nicht zuletzt kommt Wildruhezonen durch die mit ihnen verbundene

101/122



Lenkungswirkung das Potential zu, andernorts Wildschaden (insbesondere
Schélschaden) zu vermeiden.

Die Einrichtung von Wildruhezonen ist der unteren Jagdbehdrde anzuzeigen, die
wiederum eine Ausweisung aus bestimmten Grinden untersagen kann. Eine
Ausweisung von Wildruhezonen im Wald bedarf zudem der Zustimmung der
zustandigen unteren Forstbehérde, inshesondere da sie eine Einschrankung des
Waldbetretungsrechts aus § 22 Abs.1 LWaldG aulRerhalb der dortigen Waldwege und
ausgewiesenen und markierten Wanderwege und Pfade zur Folge hat; das
Betretungsrecht der nutzungsberechtigten Personen bleibt davon unberihrt. Die
untere Forstbehdrde hat in ihrer Entscheidung insbesondere die Auswirkung der
Wildruhezone hinsichtlich Wildschaden und einer moglichen Einschrankung der
Erholungsfunktion des Waldes zu beriicksichtigen.

Zu § 28 Jagd in Schutzgebieten

Die Regelung aus § 24 Abs. 2 LJG a.F. hat sich bewahrt und wird wortgleich
Ubernommen.

Zu 8 29 Duldungsgebote fur jagdaustubungsberechtigte Personen
Zu Absatz 1

Absatz 1 Ubernimmt wesentliche Inhalte des 8§ 29 LJG a.F. Der dabei verwendete
Begriff der Jagdausriistung umfasst u.a. auch das bislang explizit geregelte Mitfihren
eines angeleinten Jagdhundes.

Auf die gesetzliche Regelung der zuvor in § 29 Abs. 2 und 3 enthaltenen Inhalte wird
verzichtet, die nunmehr gemall Absatz 1 Satz 4 durch die zustandige Behdrde
individuell festgesetzt werden kdnnen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Vereinfachung der Durchfiihrung der fur die wirksame Bejagung der
Wildbestdnde besonders geeigneten Bewegungsjagd. Dieser kommt eine hohe
Bedeutung bei der wirksamen Verminderung der Schalenwildbestande und damit u.a.
fur die Wildschadensvermeidung zu. Werden bei Bewegungsjagden Jagdhunde
eingesetzt, kdnnen diese von ihren Hundefuhrerinnen oder Hundeftihrern bisweilen
nicht daran gehindert werden, die Grenzen der Jagdbezirke zu Uberschreiten. Im
Interesse der Erleichterung dieser Bejagungsform stellt die Neuregelung eine durch
die genannten Anforderungen beschrankte Duldungspflicht fur den Fall des
Uberjagens der Hunde dar. Die Anmeldefrist, die Begrenzung auf drei
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Bewegungsjagden pro Jagdjahr und die Mindestabstandsregelung zur
Jagdbezirksgrenze gewaéhrleisten dabei die Bericksichtigung der berechtigten
Interessen der Jagdnachbarinnen und Jagdnachbarn.

Zu Absatz 3

Absatz 3 verpflichtet die jagdausibungsberechtigten Personen, Malinahmen, die der
Vermeidung unfallbedingter Wildtierverluste durch landwirtschaftliche
Arbeitsmaschinen dienen, zu dulden, wenn ihnen diese MalRnahmen im Vorfeld
angezeigt worden sind und sie diese nicht rechtzeitig selbst durchfiihren (kénnen oder
maochten). Die Regelung gewahrleistet die Beriicksichtigung der berechtigten Anliegen
der jagdausibungsberechtigten Personen und gibt den die Flache bewirtschaftenden
Landwirtinnen und Landwirten und ihren Beauftragten Rechtssicherheit beim Vollzug
von nach Tierschutzrecht gebotenen Mal3nahmen.

Zu 8 30 Schutz des Wildes vor Tierseuchen, wildernden Hunden und Katzen
§ 30 Ubernimmt Inhalte aus § 33 LJG a.F.

Die Regelungen des 8§ 33 Abs. 1 und 2 LJG a.F. gehen in ihrer Historie vor allem auf
den Zweck zuriick, Jagdwilderei in den Jagdbezirken zu kontrollieren und zu
vermeiden. Nach § 23 BJagdG umfasst der Jagdschutz nach naherer Bestimmung
durch die Lander den Schutz des Wildes insbesondere vor Wilderern, Futternot,
Wildseuchen, vor wildernden Hunden und Katzen sowie die Sorge fur die Einhaltung
der zum Schutz des Wildes und der Jagd erlassenen Vorschriften. Nach geltendem
Bundesjagdgesetz haben die Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher noch die Rechte
und Pflchten von Polizeibeamten und sind Ermittlungspersonen der
Staatsanwaltschaft. Davon war der Gesetzgeber in Rheinland-Pfalz im Jahr 2010 mit
der Schaffung der Vollregelung zum Landesjagdgesetz aber bereits génzlich
abgewichen. Darlber hinaus hat RLP bei der Novellierung 2010 in § 33 Abs. 1 LJG
a.F. die Definition des Jagdschutzes auf die Sorge fur die Einhaltung der zum Schutz
des Wildes und der Jagd erlassenen Vorschriften beschrankt.

Trotz dieser Neudefinition des Jagdschutzes hat sich in den vergangenen Jahren
gezeigt, dass der Jagdschutz — auch in seiner jetzigen eingeschrankten Form — nicht
von den vormals genannten jagdaustbungsberechtigten Personen oder
Jagdaufseherinnen oder Jagdaufsehern sichergestellt werden kann. Das Sorgetragen
fur die Einhaltung rechtlicher Vorschriften kann vielmehr nur in die Hande der
Exekutive gelegt werden. Der zur Verschleierung von Wilderei durchgefiihrte
Polizistenmord bei Kusel hat gezeigt, dass insbesondere die Verfolgung von
Jagdwilderei schon allein aufgrund der damit einhergehenden Gefahren fir Leib und
Leben der zur Verfolgung bestimmten Personen nicht zivilen Jagerinnen und Jagern,
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sondern allein professionell geschulten und agierenden Exekutivorganen utbertragen
werden sollte.

Derjenige Schutz von Wild, welcher tatséachlich durch die Jagerschaft selbst geleistet
werden kann, ist der Schutz vor Tierseuchen oder wildernden Hunden und Katzen;
dies wird weiterhin durch § 30 sichergestellt.

Zu Absatz 1

Absatz 1 fuhrt die Regelungen aus § 33 Abs. 3 bis 5 LJG a.F. in geeigneter Weise
zusammen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 tibernimmtim Wesentlichen die Regelung aus 8§ 33 Abs. 6 LJG a.F. Ein Hund,
der einmal erfolgreich gewildert hat, wird dieses Verhalten mit hoher
Wahrscheinlichkeit beibehalten. Die vorherige Anzeige eines wildernden Hundes
mindert somit die Gefahr von Fehltétungen von nur vermeintlich wildernden Hunden.
Die Erganzung in Satz 3, wonach die Befugnis nicht gegeniber im Einsatz befindlichen
Jagd- und Hirtenhunden gilt, benennt das eigentlich mit der Vorgangervorschrift
Gemeinte. Satz 4 stellt sicher, dass lebend gefangene Hunde gemal § 965 BGB
anzuzeigen sind.

Zu Absatz 3

Absatz 3 Gbernimmt im Wesentlichen die Regelung des § 33 Abs. 7 LJG a.F. Daruber
hinaus wird die Vorschrift dahingehend abgeandert, dass die Befugnis nur dann greift,
soweit und solange Katzen wildlebenden Végeln nachstellen und diese gefahrden.
Eine durch Katzen verursachte dariberhinausgehende Gefahr fir Wild oder Wildtiere
berechtigt nicht zur Tétung. Das Toten von Katzen, die sich erkennbar in menschlicher
Obhut befinden, sowie von wildfarbigen Katzen, aufgrund der Verwechslungsgefahr
mit Wildkatzen, wird ganzlich verboten.

Zu 8§ 31 Pflichten zum Umgang mit krankem oder verletztem Wild,
Gefahrenabwehr

8 31 udbernimmt im Wesentlichen Inhalte aus § 34 LJG a.F., wobei diese wie im
Folgenden dargelegt angepasst wurden: 8 34 Abs. 1 und 2 LJG a.F. wurden inhaltlich
zudem in § 5 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 und 2 Ubernommen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 uUbernimmt im Wesentlichen die Regelung Uber das Toten von
aufgefundenem, krankem Wild aus 8§ 34 Abs. 4 LJG a.F. mit dem Zusatz, dass
artenschutzrechtliche Bestimmungen zu beachten sind. Der Hinweis soll das
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Bewusstsein fur eventuelle artenschutzrechtliche Konsequenzen schaffen. Bei
Unsicherheiten Uber die geltenden Restriktionen bleibt es der betroffenen Person
unbenommen, sich Rat bei einer der in § 8 genannten Stellen einzuholen.

Zu Absatz 2
Absatz 2 bernimmt wortgleich § 34 Abs. 5 LJG a.F.
Zu Absatz 3

Absatz 3 Ubernimmt die Regelung aus 8§ 34 Abs. 6 LJG a.F.

Zu 8 32 Wildfolge, Nachsuche kranken und verletzten Wildes

8 32 enthélt Regelungen zu der bislang durch § 35 LJG a.F. geregelten Wildfolge von
krankem und verletztem Wild. Die nachstehend erlauterten Anpassungen dienen dem
Tierschutz in Form einer Flexibilisierung und Sicherstellung der Nachsuche.

Zu Absatz 1

Absatz 1 benennt die grundsatzliche Pflicht zur Wildfolge und greift inhaltlich § 34 Abs.
2 LJG a.F. auf.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Ubernimmt inhaltsgleich die Regelung aus 8 35 Abs. 2 LJG a.F. mit der
Erganzung, dass ein Uberschreiten der Jagdbezirksgrenze ebenfalls in den Fallen
moglich ist, in denen das Wild zwar nicht in Sichtweite verweilt, aber nach den
gegebenen Umstanden anzunehmen ist, dass es sich aufgrund schwerwiegender
Verletzungen in der Nahe der Jagdbezirksgrenze niedergetan hat. Dabei darf der
Wundfahrte des Wildes nicht mehr als 100 Meter Uber die Jagdbezirksgrenze hinaus
gefolgt werden. So wird bei gestarktem Tierschutz die professionelle Nachsuche nach
Absatz 4 bestatigt und die berechtigten Interessen der Jagdnachbarinnen und
Jagdnachbarn gewabhrt.

Zu Absatz 3

Absatz 3 Ubernimmt die wesentlichen Inhalte des 8 35 Abs. 2 LJG a.F., die sich
bewéhrt haben. Verzichtet wird dabei unter anderem auf die bislang in § 35 Abs. 2
Satz 2 Halbsatz 2 LJG a.F. enthaltene Vorgabe, dass die urspringlich die Jagd
ausubende Person sich an der Nachsuche beteiligen soll. Grund hierfur ist, dass die
Beteiligung an der Nachsuche im Sinne einer weidgerechten Jagdaustibung ohnehin
stattfindet.

Zu Absatz 4
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Absatz 4 Ubernimmt die Regelung aus 8 35 Abs. 4 LJG a.F. mit folgenden
Erganzungen.

Anerkannte Schweilhundefihrerrinnen und Schweihundefihrer bilden mit ihren
Hunden gut ausgebildete Nachsucheeinheiten, die darauf spezialisiert sind,
erschwerte Nachsuchen wie im Falle von Absatz 3 durchzufihren. Um das krank
geschossene, schwer kranke oder schwer verletzte Wild schnellstmdglich aufzufinden,
ist es wichtig, wie von der Regelung nach Satz 1 angestrebt, vorgenannte
Nachsucheeinheiten fur solche, meist tber mehrere Kilometer hinweg reichende
Nachsuchen vorzusehen.

Dartiber hinaus wird durch Satz 3 die Moéglichkeit geschaffen, dass anerkannte
SchweiRhundefiihrerinnen und Schweilhundefihrer in Begleitung einer ebenfalls
bewaffneten Hilfsperson sein kdonnen, die im Besitz eines gultigen Jagdscheins ist.
Dies kommt der Jagdpraxis entgegen und ermdglicht eine hdéhere Sicherheit bei
durchzufihrenden Nachsuchen.

Zu Absatz 5

Absatz 5 tGbernimmt im Wesentlichen 8 35 Abs. 3 LJG a.F. Dabei wird nunmehr aber
festgelegt, dass die neu hinzugekommene Jagdnachbarin oder der neu
hinzugekommene  Jagdnachbar  die Initiative =~ zum  Abschluss  einer
Wildfolgevereinbarung zu ergreifen hat. Die abgeschlossene Wildfolgevereinbarung ist
der unteren Jagdbehotrde innerhalb von drei Monaten nach Beginn der
Jagdnachbarschaft vorzulegen. Findet dies nicht statt, kann die zustandige Behdrde
den Abschluss einer Wildfolgevereinbarung mit den Mitteln des Verwaltungszwangs
erwirken und dabei im Rahmen ihres Ermessens gegebenenfalls auch ein
Untatigbleiben der zuletzt hinzugekommenen jagdaustbungsberechtigten Person
entgegen Satz 1 bericksichtigen. Auf die bisherige Moglichkeit der Ahndung einer
Nichtvorlage als Ordnungswidrigkeit nach 8 48 Abs. 2 Nr. 14 LJG a.F. wird folgerichtig
verzichtet.

Zudem wird 8§ 35 Absatz 3 Satz 3 LJG a.F. gestrichen und es wird stattdessen in Satz 1

klargestellt, dass die in den Wildfolgevereinbarungen enthaltenen Regelungen die Vorgaben
der Absétze 2 bis 4 erganzen sollen.

Zu Absatz 6

Absatz 6 Ubernimmt wortgleich 8 35 Abs. 5 LJG a.F.

Zu 8 33 Bereithalten brauchbarer Jagdhunde

Die Vorschrift Gbernimmt mit Ausnahme der im Folgenden genannten Abweichungen
und unter Anpassung der Begrifflichkeiten im Wesentlichen die Inhalte des 8§ 36 LJG
a.F., die sich bewahrt haben.
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Zu Absatz 1

In Abweichung zur Vorgangerregelung fordert Absatz 1 Satz 1, dass nicht nur ein
generell brauchbarer Jagdhund, sondern ein fir den jeweiligen Jagdbezirk
brauchbarer Jagdhund zur Verfligung stehen muss. Die Neuformulierung dient der
Klarstellung des Gemeinten.

Zu Absatz 2

Zur Forderung der Ausbildung und Prufung brauchbarer Jagdhunde in dem
erforderlichen Umfang wird in Satz 2 klargestellt, dass die nicht kommerzielle
Ausbildung und Prifung brauchbarer Jagdhunde in dem fur die Grundeigentimerin
oder den Grundeigentiimer zumutbaren Umfang zur Jagdausibung z&hlt. Damit erhalt
die Jagdhundeausbildung und —prifung eine klar umrissene rechtliche Grundlage, den
ehrenamtlich tatigen Ausbildenden und Prifenden wird Rechtssicherheit geboten.
Gleichzeitig wird aber auch den berechtigten Interessen der betroffenen
Grundeigentimerinnen und Grundeigentimer Rechnung getragen.

Zu 8 34 Fernhalten des Wildes

Die Vorschrift ibernimmt inhaltsgleich die Regelungen aus 8 37 LJG a.F.

Zu 8 35 Schadensersatzpflicht bei Wildschaden

8 35 Ubernimmt im Wesentlichen die Inhalte aus 8 39 LJG a.F., mit Ausnahme der im
Folgenden bezeichneten Anderung:

Zu Absatz 4

Absatz 4 Ubernimmt die Regelung aus 8 39 Abs. 4 LJG a.F. mit der Anpassung, dass
ausschlie3lich die Eigentimerinnen und Eigentimer oder die nutznieRenden
Personen fur Wildschaden in dem hier geregelten Fall haften. Eine Haftung der
jagdaustbungsberechtigten Person ist in diesem Fall nicht geeignet, weil die Aufsicht
Uber ein Jagdgehege zuletzt bei der Eigentiimerin oder dem Eigentimer oder bei der
nutzniel3enden Person liegt.

Zu 8 36 Umfang der Ersatzpflicht bei Wildschaden
Zu Absatz 1

Absatz 1 Gbernimmt wortgleich die Regelung aus § 40 Abs. 1 LJG a.F.
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Zu Absatz 2

Absatz 2 tbernimmt die Regelungen aus 8 40 Abs. 2 LJG a.F. und begrenzt diese auf
die Wildschadensbemessung in der Landwirtschaft.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt die Bemessung von Wildschaden im Wald und differenziert diese damit
erstmalig von der Wildschadensbemessung bei Schaden an landwirtschaftlichen
Bodenerzeugnissen. Die Bemessung der Schadenshéhe von Schélschaden orientiert
sich an dem Ertragswertprinzip, wahrend bei Verbissschaden das Substanzwertprinzip
zu Grunde gelegt wird. Vorgenannte Vorgehensweise lehnt sich inhaltlich an die
Konvention zur Bewertung von Wildschdden im Wald des Deutschen
Forstwirtschaftsrats e.V. (Dezember 2021) an. Die Begrenzung auf eine fur die
ungestdrte Waldentwicklung erforderliche Mindestpflanzenanzahl bei der Herleitung
von Verbiss-, Fege- und Schlagschaden in Naturverjingungen wird dem Umstand
gerecht, dass sich die natdrliche Verjingung von Baumarten oftmals sehr
stammzabhlreich und in verschiedenen Schichten abbildet, so dass folglich nicht jede
verbissene Pflanze einen tatséchlichen Schaden darstellt.

Zu 8 37 Schutzvorrichtungen gegen Wildschaden
Zu Absatz 1
Absatz 1 Gbernimmt wortgleich § 41 Abs. 1 LJG a.F.
Zu Absatz 2

Absatz 2 Ubernimmt inhaltsgleich die Regelung aus § 41 Abs. 2 LJG a.F. mit der
Anpassung, dass Sonderkulturen nunmehr in 8 3 Abs. 10 definiert werden.

Zu 8 38 Schadensersatzpflicht bei Jagdschaden

Die Vorschrift Ubernimmt mit Ausnahme der folgenden Abweichungen im
Wesentlichen die Inhalte aus § 42 LJG a.F.

Zu Absatz 1

Absatz 1 tGbernimmt inhaltsgleich die Regelungen aus § 42 Abs. 1 LJG a.F. mit der
Anderung, dass der Begriff , Treibjagd“ durch den aktuellen, gleichbedeutenden Begriff
der ,Bewegungsjagd® ersetzt wird. Satz 2, Halbsatz 2 wird dahingehend abgeandert,
dass die Suchjagd auf jegliche Formen der Jagdaustbung erweitert wurde, um alle
moglichen Jagdmethoden in diesem Fall zu erfassen.
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Zu Absatz 2

Absatz 2 Ubernimmt 8§ 42 Abs. 2 LJG a.F. unter Anpassung der Begrifflichkeiten.
Absatz 2 Satz 2 dient der Konkretisierung.

Zu 8 39 Geltendmachung des Schadens, Verfahren in Wild- und
Jagdschadenssachen

Zu Absatz 1

Absatz 1 udbernimmt die Regelungen aus 8 43 Abs. 1 LJG a.F. mit folgenden
Erganzungen und Anderungen.

Die Anmeldefrist wird von einer Woche auf zwei Wochen erweitert. Die Anderung ist
als Starkung der Geschadigten und Flexibilisierung der Wildschadensanmeldung zu
verstehen. Die Zweiwochenfrist ermdglicht gleichzeitig aber weiterhin ein zeitnahes
Reagieren zur weiteren Wildschadensvermeidung seitens der
jagdaustbungsberechtigten Personen.

Gleiches gilt fur die Regelung zu Schaden an Grinland, die im Zeitraum zwischen dem
01. November eines Kalenderjahres und dem 15. Marz des darauffolgenden
Kalenderjahres entstehen und die gesammelt erst zum 15. Marz angemeldet werden
missen, vorausgesetzt, dass der Erstschaden fristgerecht innerhalb von zwei Wochen
angemeldet worden ist.

Daruiber hinaus wird klargestellt, dass sich die zum Schadensersatz verpflichtete
Person, die ihrerseits vor Ablauf der Anmeldefrist Kenntnis vom Eintritt des Schadens
erlangt und es unterlassen hat, die geschadigte Person Uber den Schaden zu
informieren, nicht auf ein Fristversaumnis der geschadigten Person berufen kann. Die
Anderung erfolgt in Ableitung aus dem allgemeinen Rechtsgrundsatz von Treu und
Glauben und starkt die berechtigten Belange des Grundeigentums.

Bei den Fristen nach Absatz 1 handelt es sich um Ausschlussfristen fur die Einleitung
des Vorverfahrens.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Ubernimmt mit Ausnahme der in Absatz 3 aufgenommenen Inhalte die
Regelungen aus 8 43 Abs. 2 LJG a.F.

Zu Absatz 3

Absatz 3 Ubernimmt 8§ 43 Abs. 1 Satz 1 letzter Halbsatz und Abs. 2 Satz 1 letzter
Halbsatz LJG a.F. und fuhrt somit die Regelung, dass die in den Absatzen 1 und 2
festgelegten Aufgaben von den verbandsfreien Gemeinden, den Verbandsgemeinden
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sowie den kreisangehdrigen und kreisfreien Stadten als Auftragsangelegenheit
wahrgenommen werden, zusammen.

Zu Absatz 4

Absatz 4 Gbernimmt die Regelung aus 8§ 43 Abs. 3 LJG a.F. Dabei wird durch Satz 2
klarstellend geregelt, dass eine gegenseitige Erstattung von Anwaltskosten nicht
stattfindet. Darlber hinaus wird in den Satzen 3 und 4 als Ausnahme von der
allgemeinen Kostenregelung in Satz 1 geregelt, dass unter der Voraussetzung einer
wiederholten Nichterfullung festgesetzter Mindestabschussplane keine Aufteilung der
Kosten des Vorverfahrens stattfindet, sondern die zum Schadensersatz verpflichtete
Person die Kosten zu tragen hat. Die Ergdnzung dient einem zu starkenden Interesse
an der ursachlichen Vermeidung von Wildschaden.

Zu Absatz 5

Zur Professionalisierung und Vereinfachung des Wildschadensverfahrens in der
Landwirtschaft sollen zukinftig die bislang nach 8 44 LJVO a.F. geregelten
Wildschadensschéatzerinnen und Wildschadensschéatzer neben der bisherigen
Funktion der Wildschadensschatzung den Termin am Schadensort (8§ 45 Abs. 1 LJVO
a.F.) leiten und die Gemeindeverwaltung tiber mdgliche Vereinbarungen in Form eines
Protokolls informieren; hierdurch besteht keine Verpflichtung seitens der
Gemeindeverwaltung mehr, an dem Vor—Ort-Termin teilzunehmen, was eine
Arbeitserleichterung fur die Verwaltung darstellt. Die Landwirtschaftskammer soll
zukilnftig die Wildschadensschatzerinnen und Wildschadensschatzer anerkennen und
entsprechend bestellen. Uber die fiir die Anerkennung notwendigen Qualifizierungen
entscheidet die Landwirtschaftskammer, die dahingehend in Zusammenarbeit mit den
Verbanden ihr Schulungsprogramm ausbaut und hierdurch Personen ermdglicht, die
Qualifizierung als Wildschadensschatzerin oder Wildschadensschatzer an der
Landwirtschaftskammer zu absolvieren. Landesforsten unterstutzt bei der forstlichen
Qualifizierung.

Aufgrund der zukinftig besseren Qualifizierung der Wildschadensschatzerinnen und
Wildschadensschéatzer soll ihr Honorar in Anlehnung an die Vorgaben des Ju-
stizvergitungs- und -entschadigungsgesetzes (JVEG) erhdht werden.

Vorgenannte Ausfiihrungen werden in der Durchfihrungsverordnung geregelt und
konkretisieren die gesetzliche Regelung in Absatz 5.

Zu 8 40 Organisation der Jagdverwaltung

Die Vorschrift Gbernimmt wortgleich die Absétze 1 bis 3 aus § 44 LJG a.F. Absatz 4
legt die zuvor in § 7 Abs. 3 Satz 3 LJG a.F. formulierte Regelung, die im LJG a.F. an
anderer Stelle mehrfach fur entsprechend anwendbar erklart wurde, als grundséatzliche
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Vorgehensweise flr Falle fest, in denen ein Einvernehmen zwischen zwei unteren
Jagdbehdrden nicht zustande kommt.

Zu 8 41 Zusammenarbeit der Jagdbehtérden mit den Jagerinnen und Jagern,
digitale Jagdverwaltung

Zu Absatz 1

Absatz 1 ibernimmt die Regelung aus § 44 Abs. 4 LJG a.F. mit Ausnahme des Satzes
2. Einer Anhdrung der Vereinigungen der Jagerinnen und Jager in Bezug auf die
Einhaltung der Weidgerechtigkeit bedarf es insofern nicht mehr, als dass nunmehr in
8 5 Abs. 3 die Weidgerechtigkeit als Teil der guten jagdfachlichen Praxis naher definiert
wurde und damit den Jagdbehérden Entscheidungshilfen zur Verfigung stehen.
Daneben dient die Streichung des Satzes 2 dem Burokratieabbau der Jagdverwaltung.

Dartber hinaus wird die Anwendbarkeit der Vorschrift auf diejenigen Vereinigungen
der Jagerinnen und Jager begrenzt, die von der obersten Jagdbehdérde in einem
formellen Verfahren, das gemaR § 54 Abs. 1 Nr. 11 Buchst. m auf Verordnungsebene
naher geregelt wird, anerkannt werden. Einer Anerkennung bedarf es, um
sicherzustellen, dass nur solche Vereinigungen von Jagerinnen und Jagern ein
Mitspracherecht erhalten, die bestimmte fachliche Prinzipien beachten und ein
gewisses Mafll an Organisation vorhalten. Diese Regelung wird auch vor dem
Hintergrund eingefuhrt, dass gemal 8§ 44 Abs. 2 Nr. 8 jede anerkannte Vereinigung
der Jagerinnen und Jager einen Sitz im Landesjagdbeirat erhalt.

Zu Absatz 2
Absatz 2 bernimmt im Wesentlichen wortgleich § 44 Abs. 5 LJG a.F.
Zu Absatz 3

Mit der Einrichtung eines Jagd- und Wildtierportals durch die oberste Jagdbehorde soll
der Grundstein fur die oben unter A) dargestellte dringend notwendige Digitalisierung
der Jagdverwaltung gelegt werden.

Zu 8 42 Digitales Jagdbezirkskataster

Mit § 42 soll die Digitalisierung der Jagdbezirke als Grundlage ftir die in dem Jagd- und
Wildtierportal integrierte Flachenverwaltung sichergestellt werden. Rheinland-Pfalz
gehort zu den wenigen Bundeslandern in Deutschland, in denen es noch keine
digitalisierten Jagdbezirke gibt. Digitalisierte Jagdbezirke dienen nicht nur einer
verbesserten Verwaltungsokonomie, sondern sind auch fur das Management von
Seuchenausbrichen, wie etwa der ASP, entscheidend.

111/122



Zu Absatz 1

Zu diesem Zweck wird die zustandige Behorde verpflichtet, fir die in ihrem
Zustandigkeitsbereich liegenden Jagdbezirke ein digitales Jagdflachenverzeichnis zu
fuhren. Grundlage hierfir soll das offizielle Liegenschaftskataster sein, erganzt um
Angaben, die den Jagdgenossenschaften und Eigentimerinnen und Eigentiimern von
Eigenjagdbezirken vorliegen; letztere bestehen mindestens im Verlauf der
Jagdbezirksgrenze.

Welche Informationen das digitale Jagdbezirkskataster enthalten wird (Flurstucke,
Grundflacheneigentimerinnen und Grundflacheneigentimer,
jagdausubungsberechtigte Personen, befriedete Bezirke, Zugehorigkeit zu einer
Bewirtschaftungsgemeinschaft etc.), sollen in der Durchfihrungsverordnung geregelt
werden. Zu melden ist aber in jedem Fall der Verlauf der Aul3engrenzen des
Jagdbezirks.

Zu Absatz 2

Die zustandige Behoérde Ubermittelt stets den jeweils aktuellen Stand des
Jagdbezirkskatasters den zustdndigen Vermessungs- und Katasterbehdrden zum
Zwecke der Aufnahme in das Liegenschaftskataster. Auf Basis der Informationen aus
dem Jagdbezirkskataster werden im Liegenschaftskataster die Jagdbezirke digital
dargestellt und fur eine weitere Nutzung im Jagd- und Wildtierportal zu Verfigung
gestellt.

Zu 8 43 Wildmonitoring

Das durch das MKUEM gefoérderte Rebhuhnmonitoring des Landesjagdverbands hat
in den vergangenen Jahren gezeigt, wie wichtig das Vorhandensein von Daten Uber
die Entwicklung von Wildtierpopulationen zur LOsung verschiedener Aufgaben ist.
Denn die wildbiologische Forschung, der Artenschutz, das Tierseuchenmanagement
aber auch das Entwickeln von Jagdstrategien bedurfen verlasslicher
Datengrundlagen.

Die jagdaustibungsberechtigten Personen haben eine besondere Sachnahe hierzu,
da sie das Jagdrecht in den jeweiligen Jagdbezirken Gberwiegend mit ausschlief3licher
Berechtigung austiben und auf diese Weise Kenntnis Uber die Verhaltnisse erlangen.
Gleichzeitig kann den jagdausubungsberechtigten Personen ein besonderes
Eigeninteresse an dem Erkenntnisgewinn zugeschrieben werden, damit die Jagd
verantwortungsvoll ausgelbt werden kann.

Zu Absatz 1
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Absatz 1 benennt eine generelle Pflicht fur die jagdaustibungsberechtigten Personen,
Kenntnisse und Einschéatzungen hinsichtlich der Entwicklung der in den Jagdbezirk
vorkommenden Wildarten der zustandigen Behorde zu melden. Die Meldung erfolgt
auf Basis einer landesweiten, turnusmafRigen Abfrage im Jagd- und Wildtierportal.
Sowohl die zu meldenden Inhalte als auch der Turnus werden in der
Durchfiihrungsverordnung festgelegt.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Dbeinhaltet die Mdglichkeit fur die oberste Jagdbehoérde, den
jagdausibungsberechtigten  Personen mit deren Zustimmung bestimmte
Monitoringaufgaben insbesondere hinsichtlich bedrohter Wildarten zu Gbertragen oder
iIm Rahmen der Zumutbarkeit die Mitwirkung hierbei aufzuerlegen.

Die Zustandigkeit der obersten Jagdbehérde ergibt sich aus der Notwendigkeit,
Monitoringinteressen unterschiedlicher Stellen und Organisationen abzuwagen und
erforderlichenfalls zu bindeln, damit eine Vielzahl an Auftrdgen vermieden werden
kann.

Zu 8 44 Landesjagdbeirat

8§ 44 regelt die Funktion und die Zusammensetzung des Landesjagdbeirats und enthalt
dabei Inhalte aus § 45 LJG a.F. Mit der Regelung in § 44 wurde eine Anderung
dahingehend vorgenommen, dass die Mitgliederzahl reduziert wurde, ohne dadurch
die Funktion des Beirats oder das Mitspracherecht einzelner Interessenvertretungen
einzuschranken.

Der Landesjagdbeirat berét die oberste Jagdbehoérde in wichtigen jagdlichen Fragen.
Er kann MalRnahmen anregen, Empfehlungen geben und ist in wichtigen Fragen der
Jagdverwaltung zu horen. Die nach verschiedenen Interessengruppen gegliederte
Zusammensetzung des Landesjagdbeirats schafft hierbei die Gelegenheit eines
bestmdglichen Ausgleichs der oftmals widerstreitenden Interessen aller von jagdlichen
Fragen Betroffenen. Aufgrund der bloRRen Beratungsfunktion des Landesjagdbeirats
haben dessen Beschlisse lediglich Empfehlungscharakter und sind fir die oberste
Jagdbehdrde nicht verbindlich. Die Geschaftsfiihrung des Landesjagdbeirats, welche
in den Handen der obersten Jagdbehorde liegt, bringt erheblichen administrativen
Aufwand mit sich. In Bezug auf die reine Beratungsfunktion dieses Gremiums steht
der Zeitbedarf, der fur die turnusmallige Neugrindung des Beirats sowie zur
Organisation der Sitzungen aufgewendet wird, oftmals in keinem angemessenen
Verhéltnis. Nach bislang geltendem Recht hatte der Landesjagdbeirat 22 Mitglieder
mit deren Stellvertretungen 44 Mitglieder. Um eine fundierte und stichhaltige
Diskussion in dem Gremium sicherzustellen (und dies vor dem Hintergrund der Vielfalt
an Themen, welche Ublicherweise auf der Tagesordnung stehen), ist es angezeigt, die
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Mitgliederanzahl im Landesjagdbeirat auf ein angemessenes Mal3 zu reduzieren.
Uberdies wurde seitens der Jagdkynologischen Vereinigung und des Okologischen
Jagdverbands seit jeher ein fester Sitz gefordert.

Aus den dargelegten Grinden wird mit dem Gesetzentwurf eine Neuformation des
Landesjagdbeirats vorgenommen. Eine Reduzierung der Mitgliederzahl wird erreicht,
indem von jeder Verbandsgruppe (Natur- und Tierschutzverbénde) sowie von jeder
Fachgruppe (Gemeinden, Jagdgenossenschaften, Eigenjagdbesitzende,
Forstwirtschaft etc.) nunmehr jeweils nur noch eine Vertretung entsendet wird. Dariber
hinaus wird 8 45 Abs. 2 Nr. 6 LJG a.F. ersatzlos gestrichen, da
Jagdscheininhaberinnen und Jagdscheininhaber bereits durch die vorhandenen
Verbande vertreten sind. So kann eine Reduzierung der Mitgliederzahl auf
voraussichtlich ca. 16 Personen erreicht werden, ohne dabei auf die Vertretungen
einzelner Akteure/Interessengruppen im Landesjagdbeirat zu verzichten. Vielmehr
wird den anerkannten Vereinigungen der Jagerinnen und Jager jeweils ein Sitz
zugestanden und ein Sitz fir eine Vertreterin und einen Vertreter der
Agrarwissenschaften eingeraumt. Letzteres erscheint deshalb sachgerecht, als dass
neben der Forstwissenschaft gleichermal3en die Agrarwissenschaft als berechtigte
Interessengruppe im Bereich des Jagdwesens berucksichtigt werden soll.

Zu 8 45 Kreisjagdbeirat,
Kreisjagdberaterin oder Kreisjagdberater

8§ 45 regelt die Funktion und die Zusammensetzung des Kreisjagdbeirats sowie die
Wahl der Kreisjagdberaterin und des Kreisjagdberaters und enthalt dabei diejenigen
Inhalte aus § 46 LJG a.F., die sich bewahrt haben und auch weiterhin als notwendig
angesehen werden. Anders als in 8 46 LJG a.F. wird das vorsitzende Mitglied gemaf3
Absatz 3 Satz 1 nunmehr aber nicht mehr als Kreisjagdmeisterin oder
Kreisjagdmeister, sondern als Kreisjagdberaterin oder Kreisjagdberater bezeichnet.
Mit der neuen Bezeichnung wird die beratende Funktion der Tatigkeit besser
abgebildet.

Die Mitgliederzahl des Kreisjagdbeirats wird aus den gleichen Grinden wie fur den
Landesjagdbeirat reduziert. Insbesondere auf Kreisebene wird es zunehmend
schwieriger, Personen flr das Ehrenamt zu finden.

Zu 8 46 Jagdscheinerteilung

Die Vorschrift iGbernimmt unter Anpassung der Begrifflichkeiten die Regelungen des 8
20 LJG a.F., die sich bewahrt haben.
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Zu 8 47 Jagerprifung

Die zuvor in § 21 LJG a.F. enthaltene Regelung hat sich bewéahrt und wird unverandert
Ubernommen.

Zu 8 48 Jagdscheingebihren, Jagdabgabe

Die Vorschrift enthalt im Wesentlichen die zuvor in § 22 LJG a.F. enthaltenen
Regelungen, die sich bewéhrt haben. Abweichend davon wird jedoch die gemaf Satz
1 zu entrichtende Jagdabgabe nunmehr nur noch in Hohe des zweifachen Betrags der
Jagdscheingebtiihr  erhoben. Die  Jagdscheingebuhr ist aufgrund der
gebuhrenrechtlichen Vorgaben anzupassen und anzuheben. Die Absenkung der
Jagdabgabe verhindert ein deutliches Ansteigen der finanziellen Gesamtbelastung der
Jagdscheininhaberinnen und Jagdscheininhaber aus Gebihr und Abgabe.
Gleichzeitig wird durch die Neuregelung die Hohe der Jagdabgabe an ein
durchschnittliches Niveau im Vergleich mit den tbrigen Bundesléandern angepasst.

Zudem werden die zur Verwendung der Jagdabgabe bezeichneten Ziele insofern
abgeandert, als dass die Verhitung von Wildschaden hinsichtlich der Anforderungen
nach 8 5 Abs. 1 erweitert wird, da die dort genannten Ziele gleichrangig zu werten und
gleichermalRen in Bezug auf die Jagdabgabe zu berucksichtigen sind. Zuséatzlich
werden die fir den Vollzug des Landesjagdgesetzes in Hinblick auf die Verwaltung der
Jagdabgabe entstehenden Verwaltungskosten aus dem Aufkommen der Jagdabgabe
finanziert.

Zu 8 49 Straftaten

Die zuvor in 8 47 LJG a.F. enthaltene Regelung hat sich bewahrt und wird inhaltsgleich
ubernommen, sie wird lediglich redaktionell ge&ndert.

Zu 8 50 Ordnungswidrigkeiten

Die Vorschrift GUbernimmt im Wesentlichen die zuvor in § 48 LJG a.F. enthaltenen
Regelungen Uber Ordnungswidrigkeiten, die sich bewéhrt haben und deren Ahndung
auch weiterhin erforderlich ist.

Zu Absatz 1 und 2

Als Ordnungswidrigkeit eingestuft wird gemaf Absatz 1 Nr. 1 ein Zuwiderhandeln
gegen das in 8§ 7 Abs. 2 verankerte Hegeverbot 6kosystemfremder Wildarten sowie
gemal Absatz 1 Nr. 5 gegen das Duldungs- und Hegeverbot von Dam- und Muffelwild
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aul3erhalb der fur diese Wildarten bestehenden Duldungsgebiete. Gleiches gilt fur die
in 8 25 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. I und r sowie Nr. 5 und 10 neu aufgenommenen Verbote,
die als Ordnungswidrigkeiten in Absatz 1 Nr. 4 und in Absatz 2 Nr. 9 aufgenommen
werden. Ordnungswidrig handelt nach Absatz 2 Nr. 5 auch die Person, die eine den
Anforderungen des § 21 Abs. 7 Satz 1 gentgende Jagdkonzeption nicht erstellt oder
eine solche nach § 21 Abs. 7 Satz 4 Nr. 2 nicht vorlegt und gemaR Absatz 2 Nr. 6, wer
entgegen 8 21 Abs. 7 Satz 5 der Verpflichtung zum kdrperlichen Nachweis erlegter
Stucke nicht, nicht vollstandig oder nicht wahrheitsgemald nachkommt.

Demgegenuber wurden diejenigen Ordnungswidrigkeiten aus der Aufzdhlung in den
Absatzen 1 und 2 entfernt, deren Begehung infolge des ersatzlosen Wegfalls der
Regelungen in 8 23 Nr. 15 und 19 LJG a.F. nicht mehr verboten ist. Entfallen ist auch
die Ordnungswidrigkeit nach 8 48 Abs. 2 Nr. 8 LJG a.F. (Nichterfullung des
Mindestabschussplanes), da sich in der Praxis gezeigt hat, dass den betreffenden
jagdausibungsberechtigten Personen haufig kein Verschulden nachzuweisen war.

Infolge des gemaR 8 56 Abs. 1 Satz 2 erst fur das Jahr 2031 vorgesehenen
Inkrafttretens des 8 25 Abs. 1 Nr. 4 kann auch der durch Absatz 1 Nr. 4 als
Ordnungswidrigkeit eingeordnete Verstol3 gegen dieses Verbot erst mit dessen
Inkrafttreten als Ordnungswidrigkeit verfolgt werden. Bis dahin begeht gemald Absatz
2 Nr. 19 auch weiterhin derjenige eine Ordnungswidrigkeit, der gegen das geman § 56
Abs. 2 Satz 2 bis 2031 weiter fortgeltende Verbot aus § 23 Abs. 1 Nr. 3 LJG a.F.
versto3t. Nach AulRerkrafttreten des 8§ 23 Abs. 1 Nr. 3 LJG a.F. kann Absatz 2 Nr. 19
nicht mehr angewandt werden und wird bei der nachsten Gesetzesnovelle gestrichen.
Im Gegensatz zu dem durch 8 48 Abs. 2 Nr. 4 LJG a.F. auch bei fahrlassiger Begehung
als Ordnungswidrigkeit eingestuften Verstol3 gegen 8 23 Abs. 1 Nr. 3 LJG a.F. stellt
gemal Absatz 1 Nr. 4 der Verstol3 gegen 8§ 25 Abs. 1 Nr. 4 nur bei vorsatzlicher
Begehung eine Ordnungswidrigkeit dar, weil hier eine fahrlassige Begehung (anders
als bei einem durchaus vorstellbaren Einsatz bleihaltiger Munition versehentlich Gber
einem Gewasser) unwahrscheinlich ist.

Zu Absatz 5

Da die obere Jagdbehérde fur samtliche Angelegenheiten im Zusammenhang mit
Rotwild verantwortlich sein soll, ist sie gemal Absatz 5 Nr. 1 auch fur die Ahndung der
dort genannten Ordnungswidrigkeiten verantwortlich, sofern Rotwild betroffen ist.

Zu 8 51 Einziehung von Gegenstanden

Die zuvor in 8 49 LJG a.F. enthaltene Regelung hat sich bewéhrt und wird in dieser
Vorschrift inhaltsgleich tbernommen.
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Zu 8 52 Verbot der Jagdaustbung

Die zuvor in 8 50 LJG a.F. enthaltene Regelung hat sich bewéhrt und wird in dieser
Vorschrift inhaltsgleich tbernommen, sie wird lediglich redaktionell ge&ndert.

Zu § 53 Anhangige Verfahren, Ubergangsbestimmungen
Zu Absatz 1

Absatz 1 enthélt eine klarstellende Regelung zum Umgang mit bei Inkrafttreten dieses
Gesetzes anhangigen Verfahren, etwa zur Abrundung von Jagdbezirken, zur
Befriedung von Grundflachen, zur Abwicklung von Wildschadensanspruchen, zur
Erteilung von Jagdscheinen oder zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt den Umgang mit bestandskraftigen Abschussplanen. Neben den in
Satz 1 erwadhnten behordlichen Mindest- und Hoéchstabschussplanen sowie
Abschussvereinbarungen und -zielsetzungen fur Rehwild und Rotwild au3erhalb der
Bewirtschaftungsgemeinschaften finden sich in Satz 2 Regelungen zur Fortgeltung
von Gesamt- und Teilabschussplanen fur Rotwild. Fir Dam- und Muffelwild sind keine
Bewirtschaftungsgemeinschaften als Korperschaften des o6ffentlichen Rechts und
somit auch keine verbindlichen revieribergreifenden Abschussplanungen mehr
vorgesehen, weshalb die hierzu nach den Regelungen des LJG a.F. erlassenen
Gesamt- und Teilabschussplane mit Aul3erkrafttreten dieses Gesetzes wirkungslos
werden. Um eine mdglichst Ubergangslose Bejagbarkeit von Rotwild auf3erhalb der
Schwerpunktgebiete sowie von Dam- und Muffelwild zu gewahrleisten, sollten
jagdausitbungsberechtigte Personen die nunmehr gemalf § 21 Abs. 2 fur die Bejagung
dieser Wildarten maf3geblichen Abschussvereinbarungen und Abschusszielsetzungen
bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes vorbereiten und unmittelbar nach
Inkrafttreten des Gesetzes abschliel3en, sodass mit Beginn des Jagdjahres 2026/27
die beabsichtigte Bejagung festgelegt wird.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt, dass die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes im Amt befindlichen
Kreisjagdmeisterinnen und Kreisjagdmeister noch so lange im Amt bleiben und die
Aufgaben der Kreisjagdberaterin oder des Kreisjagdberaters wahrnehmen, bis sich die
Kreisjagdbeirate entsprechend § 44 Abs. 1 und 3 neu gebildet haben und zeitgleich
gemal 8§ 44 Abs. 5 neue Kreisjagdberaterinnen und Kreisjagdberater gewahlt werden.
Dies ist insbesondere deshalb erforderlich, um die Funktionsfahigkeit des
Ausschusses fir die Jagerprifung zu gewahrleisten. Im Ubrigen wird auf eine
Ubergangsregelung sowohl fiir die Kreisjagdbeirate als auch fiir den Landesjagdbeirat
verzichtet, weil die Gremien sich zur Umsetzung der Neuregelungen beziglich des

117/122



Mitgliederkreises nach Inkrafttreten dieses Gesetzes so zeithah wie mdglich neu
zusammensetzen sollen.

Zu Absatz 4

Satz 1 stellt klar, dass die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes rechtswirksam
abgeschlossenen Jagdpachtvertrage ausschlieRlich dem bisher geltenden Recht
unterliegen, weshalb auf sie etwa auch die Regelungen in § 17 Abs. 4 und 5 keine
Anwendung finden. Gleichzeitig wird geregelt, dass sich die Verlangerung dieser
Jagdpachtvertrage nach Inkrafttreten dieses Gesetzes nach den Vorschriften dieses
Gesetzes richtet und somit die Vertrage ab ihrer Verlangerung dann auch vollstandig
den Regelungen dieses Gesetzes unterliegen. Gemal Satz 2 unterliegen auch bei
Inkrafttreten dieses Gesetzes festgesetzte Jagernotwege weiter dem bislang
geltenden Recht, weil fur sie (anders als fur nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
festzulegende Jagernotwege) keine ortlichen und sachlichen Bestimmungen
entsprechend § 29 Abs. 1 Satz 4 getroffen wurden.

Zu Absatz 5

Satz 1 Ubernimmt wortgleich die Regelung aus 8 54 Abs. 3 LJG a.F., die auch weiterhin
erforderlich ist. Satz 2 stellt klar, dass nach 8 8 Abs. 3 LJG a.F. erklarte Befriedungen
auch weiterhin wirksam bleiben, was insbesondere fir nach diesem Gesetz nicht mehr
geregelte Bereiche wie etwa Natur- oder Wildschutzgebiete relevant ist. Die Satze 3
und 4 treffen erforderliche Ubergangsregelungen fiir Wildschutzgebiete und vor
Inkrafttreten  dieses Gesetzes bestellte  Wildschadensschatzerinnen  und
Wildschadensschéatzer. Satz 5 regelt das Fortbestehen der bestatigten
Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher.

Zu Absatz 6

Satz 1 legt die rAumlichen Grenzen der Schwerpunktgebiete des Rotwildvorkommens
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes fest. Sie sind rdumlich identisch mit den bis zum
Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden Bewirtschaftungsbezirken fir das Rotwild,
weil begrindet davon ausgegangen werden kann, dass es sich dabei um Gebiete, in
denen das Rotwild schwerpunktmafig vorkommt, im Sinne des 8§ 15 Abs. 1 handeln
durfte. Gleiches gilt auch fur die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden
Bewirtschaftungsbezirke fur Dam- und Muffelwild, weshalb diese durch Satz 2 zu
Duldungsgebieten im Sinne des 8 26 Abs. 1 erklart werden.

Zu Absatz 7

Durch Satz 1 werden die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden
Rotwildhegegemeinschaften mit Inkrafttreten dieses Gesetzes in
Bewirtschaftungsgemeinschaften im Sinne des § 15 Abs. 1 umgewandelt. Es ist
demnach nicht erforderlich, die ehemaligen Rotwildhegegemeinschaften aufzulésen
und sodann neue Bewirtschaftungsgemeinschaften zu griinden, vielmehr geht etwa
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das Vermogen der vormaligen Rotwildhegegemeinschaften direkt auf die neu
entstandenen Bewirtschaftungsgemeinschaften dber. Zur Anpassung an die
geanderten Anforderungen an die Bewirtschaftungsgemeinschaften ist aber eine
zeitnahe Anpassung der Satzung erforderlich, was durch den zweiten Halbsatz
klargestellt wird. Nach Anpassung der Satzung ist sodann entsprechend der in der
Durchfiihrungsverordnung hierzu neu erlassenen Regelungen auch eine Neuwahl des
Vorstands durchzufiihren.

Da es ab Inkrafttreten dieses Gesetzes keine Bewirtschaftungsbezirke mehr fir Dam-
und Muffelwild gibt und somit auch keine jagdbezirkstibergreifende Bejagung und
Hege dieser Wildarten mehr stattfinden muss, bedarf es keiner
Bewirtschaftungsgemeinschaften mehr fur Dam- und Muffelwild. Demnach werden die
hierzu bislang per Gesetz gebildeten Kdrperschaften des 6ffentlichen Rechts durch
Satz 2 per Gesetz aufgelést. Um zu vermeiden, dass das Vermogen dieser
Kdrperschaften an das Land als ihnen Ubergeordnete Korperschaft tbergeht, wird
ferner geregelt, dass es analog zur Erhebung von Umlagen an die Mitglieder
ausgekehrt werden soll. Das bedeutet, dass bei der Aufteilung des Vermogens der
Anteil, den jedes ehemalige Mitglied erhalt, ebenso bestimmt werden soll, wie es bei
der Erhebung von Umlagen stattgefunden hat (etwa anhand des Anteils seiner
Grundflache oder bejagbaren Flache an der Gesamtflache des ehemaligen
Bewirtschaftungsbezirks etc.).

Zu Absatz 8

Absatz 8 setzt Zielzeiten fir die Bereitstellung des Jagd- und Wildtierportals und der
Jagdbezirkskataster, die aufgrund des zu ihrer Fertigstellung erforderlichen Arbeits-
und Verwaltungsaufwands nicht gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
bereitgestellt werden kdnnen.

Zu 8 54 Durchfihrungsvorschriften

Die Vorschrift enthalt Ermé&chtigungsgrundlagen zur né&heren Ausgestaltung
derjenigen Bereiche, die zwar in den wesentlichen Punkten durch den Gesetzgeber
geregelt werden, zu deren praktischer Umsetzung es aber weiterer, insbesondere
verwaltungsrechtlicher Vorschriften im Wege einer Durchfiihrungsverordnung bedarf.

Zu Absatz 1

Absatz 1 enthalt im Wesentlichen die weiterhin erforderlichen, zuvor in § 51 Abs. 1
LJG a.F. enthaltenen Ermé&chtigungsgrundlagen, wobei die Begrifflichkeiten und
Verweise an dieses Gesetz angepasst wurden.

Nummer 1 Gibernimmt § 51 Abs. 1 Nr. 1 LJG a.F. mit der Anderung, dass nunmehr das
Einvernehmen mit dem zustandigen Ausschuss des Landtags sowie mit den im
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Ubrigen fachlich beruihrten Ministerien herzustellen ist. Dies erscheint insofern
sachgerecht, als dass die Wildarten im Regelfall durch den Gesetzgeber in § 6
festgesetzt werden und der Verordnungsgeber aus diesem Grund fur die
Wahrnehmung der in Nummer 1 verankerten Ermachtigung nunmehr das
entsprechende Einvernehmen herbeifihren muss.

Nummer 2 fasst Ermachtigungen zum Erlass von Regelungen fir befriedete Bezirke
zusammen. Gemald Nr. 2 Buchst. b kdénnen im Wege der Verordnung néhere
Bestimmungen zu den gemal 8 12 Abs. 6 einzusetzenden urbanen Wildberaterinnen
und Wildberatern getroffen werden, um deren Qualifizierung, sowie Art und Umfang
der sodann von ihnen durchgefuhrten Managementmal3nahmen zu regein.

Nummer 3 tdbernimmt im Wesentlichen diejenigen Ermachtigungen, die vormals in
Bezug auf Bewirtschaftungsbezirke und Hegegemeinschaften enthalten waren und die
sich nun auf Schwerpunktgebiete des Rotwildvorkommens und die ebenfalls als
Kdrperschaften des offentlichen Rechts organisierten
Bewirtschaftungsgemeinschaften fir das Rotwild erstrecken.

Nummer 4 ermachtigt dazu, durch Rechtsverordnung die Abgrenzung sowie das
Verfahren zur Uberpriifung und Anpassung der AuRengrenzen der Duldungsgebiete
fur Dam- und Muffelwild zu regeln.

Nummer 5 enthalt die Ermachtigungen zur naheren Ausgestaltung des Abschusses
von Wild gemal § 21 und tbernimmt dabei teilweise diejenigen Ermachtigungen, die
in 8 51 Abs. 1 Nr. 5 LJG a.F. zur Regelung des Abschusses gemald § 31 LJG a.F.
enthalten waren und die auch nach Umgestaltung des Abschussverfahrens durch
Erlass dieses Gesetzes noch erforderlich sind. Dabei werden unter Buchstabe a die
weiterhin erforderlichen und zuvor in 8 51 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. a, g und h LJG a.F.
enthaltenen Regelungen zu Abschussplanen, Abschusszielsetzungen und
Abschussvereinbarungen zusammengefasst.

Nummer 6 ermdglicht aus Grinden der notwendigen Verwaltungsékonomie, die
Vorlage unterschiedlicher fachbehdrdlicher Stellungnahmen bei den zustandigen
Behdorden einheitlich zu regeln.

Nummer 7 ermdachtigt analog zu § 51 Abs. 1 Nr. 6 LJG a.F. zur Festlegung von
Jagdzeiten, Nr. 8 Ubernimmt die Erméachtigung nach § 51 abs. 1 Nr. 7 LJG a.F., Nr. 9
Ubernimmt 8 51 Abs. 1 Nr. 4 LJG a.F. und Nr. 10 die Ermachtigungsgrundlagen aus 8
51 Abs. 1 Nr. 3LJG a.F.

Nummer 11 enth&lt sonstige Ermachtigungen und Ubernimmt dabei im Wesentlichen
weiterhin erforderliche Regelungen aus § 51 Abs. 1 Nr. 8 LJG a.F. Anderungen
ergeben sich wie folgt:

Nummer 11 Buchst. ¢ schafft die Madoglichkeit, Naheres zur Prufung der
Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher zu regeln. Dabei soll die Prufung den
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anerkannten Vereinigungen der Jagerinnen und Jager als eigenverantwortlich
wahrzunehmende Aufgabe Ubertragen werden.

Nummer 11 Buchst. e ermoglicht, Vorgaben fir die Erlangung und den Nachweis der
Fachkenntnis zur Auslibung der Baujagd (8 25 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. I) und 11 Buchst.
f fur die Erlangung des SchieR3Ubungsnachweises nach 8§ 25 Abs. 1 Nr. 5 zu treffen.

Unter Nummer 11 Buchst. | wird das fachlich zustandige Ministerium dazu ermachtigt,
Néaheres zu der Anerkennung, Bestellung, den Einsatz und die Entschadigung von
Wildschadensschatzerinnen und Wildschadensschatzern zu bestimmen.

Neu sind auch die Ermachtigungen unter Nummer 11 Buchst. m bis Buchst. o, die
ermoglichen, durch Rechtsverordnung die Vorgaben zum Verfahren und die
Voraussetzungen fir die Anerkennung der Vereinigungen der Jagerinnen und Jéager,
Naheres zum digitalen Jagd- und Wildtierportal sowie zum Verfahren und Inhalt des
digitalen Jagdbezirkskatasters zu regeln.

Zu Absatz 2

Absatz 2 enthalt Ermachtigungen flr das fur Forsten zustandige Ministerium. Hier
sollen einerseits Regelungen Uber das Verfahren zur Fertigung der forstbehdrdlichen
Stellungnahmen gemal} § 22 Abs. 1 durch Rechtsverordnung festgelegt werden, etwa
zur Durchfuhrung von AuRRenaufnahmen und der gutachterlichen Bewertung der
erhaltenen Daten. Andererseits enthalt die Vorschrift auch eine Ermé&chtigung zum
Erlass von Vorgaben zur Anlage von Weiserflachen gemal3 § 22 Abs. 2. Auch kbénnen
in der Rechtsverordnung Regelungen zur Festlegung der flr das Erreichen des
Waldentwicklungsziels erforderlichen, nicht geschadigten Mindestpflanzenzahl geman
8§ 36 Abs. 3 Satz 3 getroffen werden. Dabei soll die Mindestpflanzenzahl fur die
jeweilige Baumart und die Oberhthen der vorhandenen Verjingung vorgegeben
werden.

Zu Absatz 3

Absatz 3 enthalt Ermachtigungen flr das fur Naturschutz zustandige Ministerium. Es
sollen Regelungen beispielsweise zur Zustandigkeit, zum Verfahren und zur
Ausgestaltung der (naturschutz-) fachbehdrdlichen Stellungnahmen und zur
Durchfihrung der Vegetationsaufnahmen in den in 8 22 Abs. 4 bezeichneten
Naturschutzgebieten und Biotopen erlassen werden.

Zu Absatz 4

Absatz 4 enthélt Ermé&chtigungen fur das fur Landwirtschaft zustdndige Ministerium.
Es sollen Regelungen beispielsweise zur Zustandigkeit, zum Verfahren und zur
Ausgestaltung der (landwirtschafts-) fachbehdrdlichen Stellungnahmen erlassen
werden.
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Zu Absatz 5
Absatz 5 Ubernimmt § 51 Abs. 2 LJG a.F.

Zu 8 55 Unberuhrtheitsklausel

Die zuvor in § 52 LJG a.F. enthaltene Regelung hat sich bewahrt und wird in dieser
Vorschrift inhaltsgleich tGbernommen.

Zu § 56 Inkrafttreten

Da ein Aulerkrafttreten des LJG a.F. sowie der darauf basierenden
Rechtsverordnungen und ein Inkrafttreten dieses Gesetzes inmitten des Jagdjahres
erhebliche Komplikationen hinsichtlich der Abwicklung von Abschussplénen, der
Abschussmeldung und der Ubernahme von Aufgaben durch die neu zu griindenden
Bewirtschaftungsgemeinschaften hervorrufen wirde, soll dies nicht unmittelbar nach
Verkindung dieses Gesetzes erfolgen. Als Zeitpunkt fur das Inkrafttreten dieses
Gesetzes und das gleichzeitige Aul3erkrafttreten der bisher geltenden jagdrechtlichen
Normen wird daher der 1. April 2026 bestimmit.

Abweichend davon treten gemafi Absatz 1 Satz 3 Bestimmungen, die zum Erlass von
Rechtsverordnungen ermdachtigen, bereits am Tage nach der Verkiindung in Kraft.
Hierdurch wird ermdéglicht, dass basierend auf den in 8§ 54 enthaltenen
Ermachtigungen eine neue Durchfihrungsverordnung gleichzeitig mit dem
Inkrafttreten des tbrigen LJG zum 1. April 2026 in Kraft gesetzt werden kann.

Zudem tritt gemaR Absatz 1 Satz 1 und 2 das Verbot zur Jagdausibung unter
Verwendung bleihaltiger Munition in 8 25 Abs. 1 Nr. 4 erst funf Jahre spéater in Kraft,
um einen Ubergangszeitraum zum Verbrauch bereits erworbener Munition zu
schaffen. Gemal3 Absatz 2 Satz 2 tritt das Verbot zur Austibung der Jagd mit Bleischrot
an und Uber Gewassern aus § 23 Abs. 1 Nr. 3 LJG a.F. ebenfalls erst funf Jahre spéater
aul3er Kraft, um dieses Verbot lickenlos aufrecht zu erhalten.

122/122



	Gesetzentwurf  der Landesregierung
	Landesjagdgesetz
	A. Problem und Regelungsbedürfnis
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Kosten
	E. Zuständigkeit
	Teil 1 Allgemeine Bestimmungen
	§ 1  Anwendungsbereich
	§ 2  Gesetzeszweck
	§ 3  Begriffsbestimmungen
	§ 4  Wahrnehmung des Jagdrechts
	§ 5  Anforderungen an die Jagdausübung und Hege
	§ 6  Wildarten
	§ 7  Ökosystemfremde Wildarten
	§ 8  Ablieferungs- und Anzeigepflicht

	Teil 2  Jagdbezirke, Jagdgenossenschaften und Bewirtschaftungsgemeinschaften für das Rotwild
	§ 9  Gestaltung der Jagdbezirke
	§ 10  Eigenjagdbezirke
	§ 11  Gemeinschaftliche Jagdbezirke
	§ 12 Befriedete Bezirke, Ruhen der Jagd
	§ 13 Befriedung von Grundflächen aus ethischen Gründen
	§ 14  Jagdgenossenschaften
	§ 15  Schwerpunktgebiete des Rotwildvorkommens und Bewirtschaftungsgemeinschaften für das Rotwild

	Teil 3  Beteiligung Dritter an der Jagd
	§ 16  Jagdpacht
	§ 17  Erlöschen des Jagdpachtvertrags und außerordentliche Kündigung
	§ 18  Höchstzahl der jagdausübungsberechtigten Personen und Begrenzung der Jagdpacht
	§ 19  Duldungspflichten im Rahmen der Jagdpacht
	§ 20 Beteiligung an der Jagdausübung

	Teil 4  Spezielle Bestimmungen zur Wahrnehmung des Jagdrechts, örtliche und sachliche Verbote
	§ 21 Abschussregelung
	§ 22  Fachbehördliche Stellungnahmen zum Einfluss des Schalenwildes auf die Vegetation
	§ 23  Jagd- und Schonzeiten
	§ 24  Behördliche Anordnungen zur Regulierung des Wildbestands
	§ 25  Örtliche und sachliche Verbote
	§ 26  Duldungs- und Aussetzungsverbote
	§ 27 Wildruhezonen
	§ 28  Jagd in Schutzgebieten
	§ 29  Duldungsgebote für jagdausübungsberechtigte Personen

	Teil 5  Spezielle Belange des Tierschutzes und der Tiergesundheit
	§ 30  Schutz des Wildes vor Tierseuchen, wildernden Hunden und Katzen
	§ 31  Pflichten zum Umgang mit krankem oder verletztem Wild, Gefahrenabwehr
	§ 32 Wildfolge, Nachsuche kranken und verletzten Wildes
	§ 33  Bereithalten brauchbarer Jagdhunde

	Teil 6  Wild- und Jagdschaden
	§ 34  Fernhalten des Wildes
	§ 35 Schadensersatzpflicht bei Wildschaden
	§ 36  Umfang der Ersatzpflicht bei Wildschaden
	§ 37  Schutzvorrichtungen gegen Wildschaden
	§ 38  Schadensersatzpflicht bei Jagdschaden
	§ 39  Geltendmachung des Schadens, Verfahren in Wild- und Jagdschadenssachen

	Teil 7  Jagdverwaltung
	§ 40 Organisation der Jagdverwaltung
	§ 41  Zusammenarbeit der Jagdbehörden mit den Jägerinnen und Jägern, digitale Jagdverwaltung
	§ 42  Digitales Jagdbezirkskataster
	§ 43  Wildmonitoring
	§ 44  Landesjagdbeirat
	§ 45  Kreisjagdbeirat, Kreisjagdberaterin oder Kreisjagdberater

	Teil 8  Jagdschein
	§ 46  Jagdscheinerteilung
	§ 47  Jägerprüfung
	§ 48  Jagdscheingebühren, Jagdabgabe

	Teil 9  Straf- und Bußgeldbestimmungen
	§ 49  Straftaten
	§ 50  Ordnungswidrigkeiten
	§ 51  Einziehung von Gegenständen
	§ 52  Verbot der Jagdausübung

	Teil 10  Übergangs- und Schlussbestimmungen
	§ 53  Anhängige Verfahren, Übergangsbestimmungen
	§ 54  Durchführungsvorschriften
	§ 55  Unberührtheitsklausel
	§ 56  Inkrafttreten
	Begründung
	A. Allgemeines
	 Wahrung des Jagdrechts als Eigentumsrecht und Stärkung der Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer
	 Formulierung inhaltlicher Anforderungen an Jagd und Hege, einschließlich Vorgaben für eine gute jagdfachliche Praxis
	 Integration neuerer wildtierökologischer Erkenntnisse und Stärkung von naturschutzfachlichen und waldökologischen Anforderungen im Kontext der Rot-, Dam- und Muffelwildbewirtschaftung
	 Anpassung der Rechtsnormen im Sinne einer klimaresilienten Waldentwicklung
	 Stärkung tierschutz- und naturschutzfachlicher Anforderungen
	 Sicherstellung einer zweckmäßigen Jagdverwaltung
	 Vereinfachung des Wildschadensverfahrens
	 Kosten

	B. Zu den einzelnen Bestimmungen
	Zu § 1 Anwendungsbereich
	Zu § 2 Gesetzeszweck
	Zu § 3 Begriffsbestimmungen
	Zu § 4 Wahrnehmung des Jagdrechts
	Zu § 5 Anforderungen an die Jagdausübung und Hege
	Zu § 6 Wildarten
	Zu § 7 Ökosystemfremde Wildarten
	Zu § 8 Ablieferungs- und Anzeigepflicht
	Zu § 9 Gestaltung der Jagdbezirke
	Zu § 10 Eigenjagdbezirke
	Zu § 11 Gemeinschaftliche Jagdbezirke
	Zu § 12 Befriedete Bezirke, Ruhen der Jagd
	Zu § 13 Befriedung von Grundflächen+ aus ethischen Gründen
	Zu § 14 Jagdgenossenschaften
	Zu § 15 Schwerpunktgebiete des Rotwildvorkommens und Bewirtschaftungsgemeinschaften für das Rotwild
	Zu § 16 Jagdpacht
	Zu § 17 Erlöschen des Jagdpachtvertrags und außerordentliche Kündigung
	Zu § 18 Höchstzahl der jagdausübungsberechtigten Personen und Begrenzung der Jagdpacht
	Zu § 19 Duldungspflichten im Rahmen der Jagdpacht
	Zu § 20 Beteiligung an der Jagdausübung
	Zu § 21 Abschussregelung
	Zu § 22 Fachbehördliche Stellungnahmen zum Einfluss des Schalenwildes auf die Vegetation
	Zu § 23 Jagd- und Schonzeiten
	Zu § 24 Behördliche Anordnungen zur Regulierung des Wildbestands
	Zu § 25 Sachliche und örtliche Verbote
	Zu § 26 Duldungs- und Aussetzungsverbote
	Zu § 27 Wildruhezonen
	Zu § 28 Jagd in Schutzgebieten
	Zu § 29 Duldungsgebote für jagdausübungsberechtigte Personen
	Zu § 30 Schutz des Wildes vor Tierseuchen, wildernden Hunden und Katzen
	Zu § 31 Pflichten zum Umgang mit krankem oder verletztem Wild, Gefahrenabwehr
	Zu § 32 Wildfolge, Nachsuche kranken und verletzten Wildes
	Zu § 33 Bereithalten brauchbarer Jagdhunde
	Zu § 34 Fernhalten des Wildes
	Zu § 35 Schadensersatzpflicht bei Wildschaden
	Zu § 36 Umfang der Ersatzpflicht bei Wildschaden
	Zu § 37 Schutzvorrichtungen gegen Wildschaden
	Zu § 38 Schadensersatzpflicht bei Jagdschaden
	Zu § 39 Geltendmachung des Schadens, Verfahren in Wild- und Jagdschadenssachen
	Zu § 40 Organisation der Jagdverwaltung
	Zu § 41 Zusammenarbeit der Jagdbehörden mit den Jägerinnen und Jägern, digitale Jagdverwaltung
	Zu § 42 Digitales Jagdbezirkskataster
	Zu § 43 Wildmonitoring
	Zu § 44 Landesjagdbeirat
	Zu § 45 Kreisjagdbeirat, Kreisjagdberaterin oder Kreisjagdberater
	Zu § 46 Jagdscheinerteilung
	Zu § 47 Jägerprüfung
	Zu § 48 Jagdscheingebühren, Jagdabgabe
	Zu § 49 Straftaten
	Zu § 50 Ordnungswidrigkeiten
	Zu § 51 Einziehung von Gegenständen
	Zu § 52 Verbot der Jagdausübung
	Zu § 53 Anhängige Verfahren, Übergangsbestimmungen
	Zu § 54 Durchführungsvorschriften
	Zu § 55 Unberührtheitsklausel
	Zu § 56 Inkrafttreten



